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	WIRTSCHAFTSGEOGRAPHIE

Einführende Begriffe


Abfall

Gasförmige, flüssige oder feste (Produkte, die in der Produktion, Herstellung und Bearbeitung anfallen, ohne daß der eigentliche Zweck der jeweiligen Handlung auf deren Entstehen gerichtet ist.

Absatz

In enger Fassung die entgeltliche Überlassung betrieblicher Leistungen an andere Marktteilnehmer, wobei nicht nur an Veräußerung, sondern auch an Verpachtung/Vermietung zu denken ist. In einem weiteren Sinne alle Bemühungen, die mit dem Absatz von Produkten und anderen Leistungen verbunden sind. Wieder in einem anderen Sinne bezeichnet Absatz die veräußerten Warenmengen, während Umsatz deren Wert (Produkt aus Menge und Preis) zum Ausdruck bringt.

Abschreibung

Die in einem Unternehmen eingesetzten Vermögenswerte werden beim Erwerb in die kaufmännische Buchhaltung mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten aufgenommen. Durch Gebrauch und natürlichen Verschleiß verlieren Gebäude, Maschinen, Werkzeuge usw. jedoch ständig an Wert. Aber auch durch technischen Fortschritt oder Nachfrageausfall können eingesetzte Maschinen oder ganze Anlagen erhebliche Wertminderung erfahren. Unter Abschreibung versteht man nun die Anpassung der dadurch unrichtig gewordenen Buch- oder Bilanzwerte von Vermögensgegenständen an die tatsächlich niedrigeren Werte. Der A.svorgang erfüllt vor allem folgende Aufgaben:

· Berichtigung überhöhter Buchwerte

· Verteilung der Gesamtkosten auf die gesamte Nutzungszeit des betreffenden Vermögenswertes

· Einflußgröße für die Preiskalkulation (durch entsprechend angesetzte Verkaufserlöse wird später die Ersatzbeschaffung ermöglicht).

Abschwung

Abnahme der Wachstumsraten des realen (Bruttosozialprodukts oder (Bruttoinlandsprodukts (mit Zunahme der Arbeitslosen).

ADI
Engl. Akronym für Acceptable daily intake (auch ATD: Annehmbare tägliche Dosis); Angabe der gesetzlich festgelegten Höchstmenge eines Fremdstoffes, der täglich als Summe über die verschiedenen Aufnahmewege in den menschlichen Organismus gelangen darf, ohne Schaden zu verursachen.
Agenda 21

Von lat.-roman. agenda = was zu tun ist; Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert zur Umsetzung des Leitbildes Nachhaltige Entwicklung. Es wurde 1992 anläßlich der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) von 179 Staaten verabschiedet. Das Programm wird in Form von Empfehlungen dargeboten, ist mithin nicht juristisch verbindlich. Die Agenda 21 gibt in 40 Kapiteln Handlungsbedarf, Maßnahmen, Instrumente und Finanzierungsmechanismen für nahezu alle Politikbereiche an. Auch ist sie als Konsenspapier in ihren Grundsatzformulierungen nicht widerspruchsfrei.

Nicht alle ihre Inhalte sind neu; neu ist vielmehr der Versuch, für einzelstaatliche Aktionspläne in Industrieländern, Ländern der Dritten Welt und Ländern im Transformationsprozess zur Marktwirtschaft eine einheitliche Systematik und gemeinsame Grundsätze vorzuschlagen. Gleichzeitig sieht sie die systematische Einbeziehung von Nichtregierungsorganisationen und gesellschaftlichen Gruppen bei der Umsetzung des Programms vor.

Agglomeration

Häufung von Industriebetrieben in einer Region. Die horizontalen Agglomerationen mit Betrieben gleichartiger Produktionsrichtung und gleicher Produktionsstufe können sich zum Beispiel auf Rohstoffvorkommen herausragende Verkehrspotentiale, den Arbeits- oder Absatzmarkt und entscheidende Kontaktvorteile gründen. Vertikale Agglomerationen bilden sich infolge enger produktionstechnischer oder verkehrsgeographischer Zusammenhänge; sie umfassen vor- beziehungsweise nachgeschaltete Produktionsstufen. Horizontale und vertikale Bindungen fanden oder finden sich beispielsweise in der Grundstoffindustrie mit verschiedenen Veredelungsstufen, wie in der Petrochemie, der Eisen- und Nichteisenmetall-Erzeugung oder in der Textilindustrie.

Agglomerationsvorteile/-nachteile

Agglomerationsvorteile sind Vorteile einer (Agglomeration. Man versteht darunter Kostenersparnisse, die sich an einem Standort in größeren städtischen Zentren durch die räumliche Nähe zu einer Vielzahl anderer Betriebe oft gleicher oder ähnlicher Branche sowie zu Einrichtungen des tertiären Sektors ergeben. An die Stelle der früher überwiegend bedeutsamen Transportkosten sind in dieser Bedeutung heute die A.vorteile getreten. Diese positiven Agglomerationseffekte werden meist unterteilt in

· Interne Ersparnisse, wobei es sich um Kostenvorteile handelt, die sich durch Massenproduktion, innerbetrieblichen Verbund verschiedener Produktionsgänge, organisatorische Rationalisierung etc. ergeben und

· Externe Ersparnisse, worunter ein Bündel von kostenreduzierenden Faktoren verstanden wird, denen letztlich nur gemeinsam ist, daß sie aus Tätigkeiten (bzw. der bloßen Anwesenheit) anderer Wirtschaftseinheiten (Unternehmen, staatliche Institutionen, Privatpersonen) resultieren, für die der Nutznießer nicht bezahlen muß.
Musterbeispiel: Ein Unternehmen profitiert davon (spart Kosten), daß ein anderes Unternehmen mehr Lehrlinge ausbildet als es selbst benötigt.

Diese externen Ersparnisse werden noch einmal häufig unterteilt in Lokalisationsvorteile ‑ dies sind Ersparnisse, die sich aus der räumlichen Konzentration von Branchen ergeben (gemeinsamer spezifischer Arbeitsmarkt, gemeinsame Zulieferbetriebe, Forschungseinrichtungen) ‑ und Urbanisationsvorteile, d.h. allgemeinen, nicht branchenspezifischen Verstädterungsvorteilen (großer Absatzmarkt, Infrastruktureinrichtungen u.ä.)

A.vorteile können u.a. bestehen in:
· einem breiten Arbeitsmarkt mit Arbeitskräften unterschiedlicher oder eben auch spezialisierten Ausbildung und Erfahrung,

· einer Nachfrage- und Kaufkraftkonzentration,

· einer breit ausgebauten, leistungsfähigen Infrastruktur,

· einem dichten Angebot an Dienstleistungen, z.B. Beratungs-, Wartungs-, Reparatur-, Marktforschungs- und Werbediensten, Absatzorganisationen,

· einer Konzentration an Kenntnissen und Informationen

A.vorteile besagen, in einer Kurzformel, daß Konzentration daraus resultiert, daß Konzentration (=(Agglomeration) für den Unternehmer vorteilhaft, sprich profitabler ist.

Agglomerationsnachteile sind ein Faktor, von dem man sich erhofft, daß er den allmählichen Übergang zur erwünschten Dezentralisierung der Industrie bewirkt. Sie können bestehen in:

· fehlenden Reserveflächen

· starken Umweltbelastungen

· Verkehrsüberlastungen 

Wann allerdings das Agglomerationsoptimum erreicht und überschritten wird, vermag niemand überzeugend zu belegen.

Aktie

Wertpapier, das ein Anteils- bzw. Mitgliedschaftsrecht an einer (Aktiengesellschaft dokumentiert. Die Aktie verbrieft vor allem das Recht auf eine Beteiligung am erzielten Gewinn (Dividende), auf Bezug neuer (junger) Aktien sowie zur Mitbestimmung bei der Beschlußfassung in der Hauptversammlung. Die A.n sind jeweils über einen bestimmten Geldbetrag (Nennwert) ausgestellt, die Untergrenze beträgt 50 DM je Aktie. Aus der Summe aller in den Aktien einer Gesellschaft ausgewiesenen Nennwerte ergibt sich das Grundkapital der AG.

Die Höhe des Eigentumsanteils ist ausschlaggebend für die Höhe des Anteils am Jahresgewinn und gegebenenfalls am Liquidationserlös. Auch die Zahl der Stimmen, die ein Aktionär auf der Hauptversammlung hat, hängt vom Nennwert seiner Aktien ab. Der Nennwert der Aktie sagt nichts über ihren tatsächlichen Wert aus. Dagegen ist der Kurswert der effektive Wert, d.h. der Preis, zu dem sie gekauft bzw. verkauft wird. Der Kurswert bildet sich als Ergebnis von (Angebot und Nachfrage an der (Börse. Er ist der Wert, zu dem an einem bestimmten Zeitpunkt die meisten Aktien verkauft bzw. gekauft werden können.


Man unterscheidet nach der Form der Übertragung zwischen Inhaber- und Namensaktien und zwischen Stamm- und Vorzugsaktien. In Deutschland sind die Inhaberaktien üblich; sie sind nicht auf einen Namen ausgestellt und formlos durch Einigung und Übergabe übertragbar. Bei der Namensaktie wird der Eigentümer in das Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen. Bei einer Übertragung muss gleichzeitig der Name im Register geändert werden. Bei der vinkulierten Namensaktie hängt die Übertragung der Rechte von der Genehmigung des Vorstands der Gesellschaft ab. Stammaktien räumen allen Aktionären die gleichen Rechte ein. Vorzugsaktien sind dagegen mit Sonderrechten ausgestattet, z.B. einem höheren Dividendengewinn oder einer garantierten Mindestdividende. Allerdings haben die Besitzer von Vorzugsaktien oft kein Stimmrecht. Wenn eine Aktiengesellschaft ihr Grundkapital erhöht, kann sie junge Aktien ausgeben. Besitzer alter Aktien haben ein Vorkaufsrecht. Eine Gesellschaft kann ihr Grundkapital auch erhöhen, indem sie offene Rücklagen in Grundkapital umwandelt. Sie gibt dann Gratisaktien an die bisherigen Aktionäre aus, damit diese ihren relativen Anteil am Grundkapital der Gesellschaft erhalten können.

Aktiengesellschaft (AG)

Rechtsform eines Unternehmens, das dadurch gekennzeichnet ist, daß die Gesellschafter bzw. Eigentümer (Aktionäre) nicht persönlich für die Verbindlichkeiten der Aktiengesellschaft, sondern nur mit den beim Aktienerwerb geleisteten Einlagen haften. Aufgrund der rechtlichen Gestaltung, insbesondere durch das begrenzte Risiko und die Möglichkeit, das gesamte Grundkapital auf eine Vielzahl von (Aktien aufzuteilen, eignet sich die AG vor allem für Unternehmen mit hohem Kapitalbedarf.

Akute Toxizität
Giftwirkung, die bei einmaliger Verabreichung einer bestimmten Substanz in einer bestimmten Dosis auftritt.

Allmende

Teil der Gemeindeflur, der sich (in Deutschland bis etwa Mitte des 18. Jahrhunderts) im Gemeineigentum der Dorfbewohner befand und von ihnen gemeinschaftlich genutzt wurde, gewöhnlich Weide und Wald. Hardin benutzte die Allmende als Beispiel für das ökologisch-soziale Dilemma der möglichen Übernutzung einer begrenzten natürlichen Ressource durch Individuen, die auf die Vergrößerung ihres eigenen, unmittelbaren Gewinnes bedacht sind und langfristige Folgen für die Gemeinschaft ignorieren („The tragedy of the commons“, Allmende-Klemme).

Allokation

Die Lenkung knapper Güter in ihre gesamtwirtschaftlich effizienteste Verwendung.

altindustrialisierte Räume

Merkmale von altindustrialisierten Räumen sind Massenproduktion mit Arbeitskräften geringer Qualifikation und Einzeckmaschinen. Die Wachstumsindustrien zu Beginn der Industrialisierung gerieten z.B. durch Sättigung (Abschwungphase im Produktzyklus), neue Anbieter (niedrigere Produktions- und (Faktorkosten, Subventionen), durch Produktinnovationen und Prozessinnovationen oder neue Energien, unter starken Wettbewerbs- und Anpassungsdruck, sodass sich das Wachstum in andere Räume verlagerte. Die räumlichen Wirkungen, z.B. (Arbeitslosigkeit, sind abhängig von der Branchenstruktur, von der Standortqualität, vom technisch-ökonomischen Paradigma und von den Altlasten (Agglomerationsnachteile). Stahl ist z.B. ein alter und ein neuer, technologieintensiver Werkstoff. Beispiele für altindustrialisierte Räume sind die Montanregionen Ruhrgebiet, Saarland, Lothringen, West Midlands und Pittburgh sowie Hafen- und Werftstandorte und Standorte der Textilindustrie. Im Ruhrgebiet setzte der Niedergang in den 1970er Jahren ein, in Pittburgh bereits in den 1940er Jahren.

Angebot und Nachfrage

Die Kräfte in einer Marktwirtschaft, die in der Theorie der klassischen Volkswirtschaftslehre die Preise für Waren und Dienstleistungen bestimmen; bei der Preisbildung kommt es danach auf das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage an. Wenn das Angebot die Nachfrage übersteigt, müssen die Verkäufer theoretisch die Preise senken, um den Verkauf anzuregen; übersteigt die Nachfrage das Angebot, so treiben die Käufer die Preise nach oben, weil sie beim Kauf der Ware miteinander konkurrieren. In der Praxis werden Preise jedoch häufig durch die staatliche Preispolitik (Subvention von (Gütern und Dienstleistungen), die Monopolstellung einzelner (Unternehmen oder durch Preiskartelle beeinflusst.

Die Begriffe Angebot und Nachfrage stehen nicht für die Menge an Waren und Dienstleistungen, die tatsächlich verkauft und gekauft werden. Unter Angebot versteht man in der Volkswirtschaftslehre die Gütermenge, die für den Verkauf zur Verfügung steht, oder die Menge, die der Verkäufer bereit ist, zu einem bestimmten Preis zu verkaufen.

Die Nachfrage, die manchmal auch effektive (tatsächliche) Nachfrage genannt wird, ist die Menge, die die Käufer zu einem bestimmten Preis zu kaufen bereit sind. Von wirtschaftlicher Bedeutung in der Marktwirtschaft ist dabei nur die zahlungsfähige Nachfrage, also die Nachfrage, deren Kaufkraft hinreicht, die geforderten Preise zu bezahlen.

Anleihe

Syn. Rentenpapier, eine Schuldverschreibung, die die Verpflichtung des Emittenten der Anleihe gegenüber dem Käufer der Anleihe spezifiziert.

Arbeit (Produktionsfaktor)

Jede menschliche Tätigkeit, die zur Befriedigung der (Bedürfnisse anderer und i.d.R. gegen Entgeld verrichtet wird. Nicht zur Arbeit gehören Beschäftigungen, die nur der eigenen Bedürfnisbefriedigung dienen (z.B. Hobbytätigkeit, private Haushaltsaktivitäten).

Der Mensch wird in den (Wirtschaftswissenschaften vielfach als (Produktionsfaktor "Arbeit" behandelt. Man kann dabei zwischen dispositiver (führungsbezogener) und ausführender Arbeit unterscheiden.

Arbeiterbauer

Sein Haupteinkommen stammt aus nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeit, da die Erträge der im Nebenerwerb betriebenen Landwirtschaft zum Lebensunterhalt nicht ausreichen, ein Gleiches gilt für den Bergmannbauer, dessen Haupteinkommen aus seiner Tätigkeit als Bergmann stammt. Beide können als Feierabendbauern bezeichnet werden.

Arbeitsgemeinschaften (ARGE)

Arbeitsgemeinschaften sind Zusammenschlüsse von rechtlich und wirtschaftlich selbständigen Unternehmen, die das Ziel verfolgen, eine bestimmte Aufgabe gemeinschaftlich zu lösen oder einen einzigen Werkvertrag oder Werklieferungsvertrag bzw. eine begrenzte Anzahl dieser Verträge gemeinsam zu erfüllen (z.B. im Straßenbau). Diese Kooperationsform ist meistens eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts.

Arbeitskosten

Lohnkosten und Lohnnebenkosten. Preis und Qualität des (Produktionsfaktors (Arbeit sind wichtige Standortfaktoren. In deutschland entfällt mehr als ein Viertel des Bruttoproduktionswertes in Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes auf Arbeitskosten.

Arbeitskräftepotential

Gesamtzahl der Arbeitskräfte eines Landes (zu einem bestimmten Zeitpunkt), und zwar der Beschäftigten wie der arbeitslosen Menschen.

Arbeitslosenquote

Die Arbeitslosenzahl in Prozent des (Arbeitskräftepotentials. Sie ist der amtliche Hauptindikator für die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungslage. Man unterscheidet die allgemeine von der speziellen Arbeitslosenquote. Letztere bezeichnet den Anteil der registrierten Arbeitslosen an der Gesamtheit aller abhängig beschäftigten Erwerbspersonen. Die allgemeine Arbeitslosenquote (die genauer als die spezielle ist) bezeichnet den Anteil der registrierten Arbeitslosen an der Gesamtheit aller Erwerbspersonen, zu der auch Selbständige und mithelfende Familienangehörige zählen. Die hier genannte offizielle Arbeitslosenquote berücksichtigt weder die verdeckte Arbeitslosigkeit (z.B. nicht arbeitslos gemeldeter Personen) noch den Anteil der Unterbeschäftigten (Personen, die weniger als 15 Stunden in der Woche arbeiten).

Arbeitslosigkeit

Arbeitslosigkeit stellt die Folge einer Störung eines fiktiven Gleichgewichtes auf dem Arbeitsmarkt dar. Sie entsteht, wenn das Arbeitskräfteangebot die Arbeitskräftenachfrage übersteigt. Menschen suchen einen Arbeitsplatz und finden keinen, der ihren Ansprüchen hinsichtlich Entlohnung, Arbeitsinhalt oder Arbeitsbedingung entspricht.

· Konjunkturelle A. tritt auf bei Rezessionen, im Wellental des Konjunkturzyklus.

· Strukturelle A. tritt auf als Folge von Strukturkrisen einzelner Branchen aufgrund neuer Technologien, neuer Energieträger oder veränderter Energieversorgung, veränderter Verkehrslage oder erhöhten Mechanisierungsgrades etc.

Armutsgrenze

Die absolute Armutsgrenze ist definiert als Einkommens- oder Ausgabenniveau, unter dem sich die Betroffenen eine angemessene Mindesternährung und bestimmte lebenswichtige Artikel des täglichen Bedarfs nicht mehr leisten können. Die Weltbank bezeichnet Menschen, die mit weniger als 1 US -$ pro Tag um ihr Überleben kämpfen, als arm.

ASEAN (Association of Southeast Asian Nations)

Verband südostasiatischer Staaten zum Zwecke der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Zusammenarbeit. Die inzwischen aus zehn Staaten bestehende Vereinigung wurde am 8. August 1967 von den Ländern Thailand, Malaysia, Indonesien, Philippinen und Singapur durch Unterzeichnung einer gemeinsamen Deklaration in Bangkok gegründet. 1984 trat Brunei dem Bündnis bei, 1995 Vietnam,1997 Laos und Myanmar, das frühere Birma. 1999 wurde Kambodscha offiziell als zehntes Mitglied in die ASEAN aufgenommen. Das ständige Sekretariat der ASEAN hat seinen Sitz in Jakarta (Indonesien).

Nach der Europäischen Union ist die ASEAN heute eine der erfolgreichsten Organisationen der Welt, obwohl Südostasien, geprägt von einer Vielzahl unterschiedlicher politischer Systeme und Kulturen, eine äußerst heterogene Region ist. Mit einer Gesamtbevölkerung von fast 500 Millionen Menschen gehört die ASEAN zu den wichtigsten wirtschaftlichen Wachstumszentren. So hat sich das Handelsvolumen beispielsweise zwischen der Europäischen Union und den ASEAN-Staaten seit 1980 mehr als verfünffacht.

Die ASEAN wurde mit dem Ziel gegründet, durch gemeinsame Anstrengungen das wirtschaftliche Wachstum, den sozialen Fortschritt und die kulturelle Entwicklung zu fördern und auf der Basis von friedlicher Koexistenz und gegenseitiger Achtung möglicherweise in der Zukunft auch eine politische Allianz zu bilden.

Audit

Regelmäßige, formalisierte und systematische Bewertung des Umweltmanagementsystems. Es wird geprüft, ob dieses und die Maßnahmen des betrieblichen Umweltschutzes den geplanten Vorgaben entsprechen, d.h., daß das System voll funktionsfähig ist und die Umweltpolitik, die Ziele und Programme des Unternehmens unterstützt.

Auditor

Eine von den betroffenen Bereichen unabhängige Person oder Gruppe, die zur Belegschaft des Unternehmens gehört oder aber unternehmensfremd ist und zudem über eine fachliche Qualifikation zur Durchführung von (Umwelt-Audits verfügt.

Aufschwung

Zunahme der Wachstumsraten des realen (Bruttosozialprodukts oder (Bruttoinlandsprodukts (mit Ausnahme der Arbeitslosen)

Auslandsdirektinvestitionen

Kapitalanlage im Ausland mit dem Ziel des Erwerbs direkter Eigentumsrechte an Immobilien und Unternehmen durch Neugründung oder Beteiligung. Wichtige Beweggründe sind:

· Erschließung oder Erhalt von Absatzmärkten,

· Sicherung von Rohstoffen,

· niedrigere Lohnkosten,

· geringere Umweltschutzauflagen,

· Steuervergünstigungen.

Unterstellt werden positive Effekte für das Empfängerland durch die Belebung des Wirtschaftswachstums, neue Arbeitsplätze, Technologietransfer, Milderung der Kapitalknappheit und Entlastung der Zahlungsbilanz inbesondere in Entwicklungsländern. Demgegenüber stehen auch negative Einflüsse durch Frembestimmung, Ressourcenverbrauch, Gewinnabfluss und Verdrängung einheimischer Produzenten. In der Folge der Globalisierung der Wirtschaft haben A. stark zugenommen.

Auslandsschulden

Gesamtheit aller grenzüberschreitenden Kreditaufnahmen und Auslandsverbindlichkeiten bzw. Saldo aus Auslandsschulden und Auslandsvermögen. Sie stellen eine Ergänzung der heimischen, landeseigenen Finanzmittel dar mit dem Ziel, durch Rückgriff auf fremde Ressourcen eine beschleunigte Entwicklung herbeizuführen. Wird durch die Verwendung der Kredite nicht mehr sichergestellt, dass die dadurch generierte direkte bzw. indirekte Mehrproduktion zum Schuldendienst herangezogen werden kann, kommt es durch die Aufnahme erneuter Kredite zu einer vermehrten Verschuldung, da den ursprünglichen Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachgekommen werden kann. Betroffene Länder müssen einen übermäßig hohen Anteil ihres (Bruttosozialproduktes für die Tilgung ihrer Auslandsschulden aufbringen. Maßgebend für den Schuldendienst an Auslandskrediten ist deshalb, dass sich deren Verwendung auch in erhöhten Deviseneinnahmen durch Exportsteigerung oder Importsubstitution niederschlägt.

Auslandsverschuldung

Forderungsrechte des Auslands gegenüber einem Staat. Die hier genannte Summe schließt neben privaten und öffentlichen Krediten auch staatliche Entwicklungshilfezahlungen sowie Kredite des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank mit ein. Die hohe Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer ist in den letzten Jahren zu einem auch internationalen wirtschaftspolitischem Problem geworden. Außenhandel: grenzüberschreitender Handel, wichtigster Bestandteil der Außenwirtschaft. Er umfaßt Ex- und Importe von Gütern (Waren und Dienstleistungen), die in der Außenhandelsstatistik in tatsächlichen Werten erfaßt werden.

Außenhandel

A. umfasst im Unterschied zum Binnenhandel Warenströme, die über Zollgrenzen hinweg erfolgen, d.h. den Import und Export von Staat zu Staat und bilden in der Summe den (Welthandel. Hauptgrund ist die verschiedene Verfügbarkkeit von Gütern und Dienstleistungen zu unterschiedlichen Preisen und Qualitäten, die zur ausgedehnten internationalen Arbeitsteilung und Produktdifferenzierung geführt haben.

Außenhandelsbilanz

Bilanz des (Außenhandels, die je nach Überschuss oder Defizit der Ein- und Ausfuhrbeziehungen positiv oder negativ ist. Ein negativer Außenhandelssaldo ((Außenhandelsdefizit) kann jedoch durch eine positive Zahlungsbilanz ausgeglichen werden.

Außenhandelsdefizit

Negativer Saldo des (Außenhandels, durch das wertmäßige Überwiegen der Importe entstanden, vor allem in Entwicklungsländern durch ungünstige Tendenzen der Terms of Trade, d.h. durch negative Entwicklung der Rohstoffpreise im Unterschied zu den preistendenzen der Industriegüter. Außenhandelsdefizite können jedoch durch Devisenzuflüsse oder positive Entwicklungen der Leistungsbilanz ausgeglichen werden.

Automatisierung
Einrichtung und Durchführung von Arbeits- und Produktionsprozessen durch Einsatz geeigneter technischer Aggregate (automatische Einrichtungen), sodass der Mensch weder ständig noch in einem erzwungenen Rhythmus für ihren Ablauf unmittelbar tätig zu werden braucht. Ziel der Automatisierung ist es, technische Anlagen mit einem Höchstmaß an Wirtschaftlichkeit, Sicherheit und Zuverlässigkeit zu betreiben und den Menschen weitgehend von Routinearbeiten zu entlasten. Durch die Automatisierung wird menschliche (Arbeit eingespart und auf Konstruktions-, Installierungs-, Programmierungs-, Überwachungs- und Reparaturfunktionen beschränkt.

Unter wirtschaftlichem Aspekt ist Automatisierung ein Teilbereich der (Rationalisierung. Mit der Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechniken auf der Basis der Mikroelektronik dehnte sich das Anwendungsgebiet der Automatisierung auf alle Bereiche menschlicher Arbeit aus. Im Produktionsbereich wird durch die computergestützte Konstruktion ((CAD) und Fertigung ((CAM) sowie deren Verknüpfung (CAD/CAM) der gesamte Produktionsablauf automatisiert. Endstufe dieser Entwicklung ist die vollautomatisierte Fabrik ((CIM).
Baisse

Zeitabschnitt, in dem Börsenkurse stark und anhaltend sinken. Eine Baisse kann von zahlreichen Faktoren, z. B. durch politische Ereignisse und Entscheidungen, ausgelöst werden. Charakteristisch ist für eine Baisse, dass viele Anleger gleichzeitig ihre (Aktien verkaufen. Da das Angebot die Nachfrage nun bei weitem übersteigt, geben die Kurse nach. Häufig nutzen Anleger eine Baisse zum Ankauf von Aktien, in der Hoffnung sie bei stark und anhaltend steigenden Kursen (Hausse) mit großen Kursgewinnen wieder verkaufen zu können.

Balanced Scorecard

Vor einigen Jahren von den Amerikanern Robert S. Kaplan und David P. Norton erfundene Orientiergungshilfe für das obere Management. Die Legende geht so: Als publizierende Wirtschaftswissenschaftler beobachteten die beiden mit wachsendem Entsetzen, was die Unternehmensvorstände mit ihrem von den Aktionären geborgten Kapital anstellten. „Ja, wofür schreiben wir uns denn eigentlich die Finger wund und bringen jedes Jahr ein neues, dickes Strategiebuch auf den Markt, wenn die Jungs das doch nicht lesen?“, raufte sich Kaplan eines Tages genervt die Haare. Vielleicht war es auch Norton, auf jeden Fall kamen die beiden auf die Idee, den Inhalt dickleibiger Managementbücher auf ein kleines (vier mal fünf Zentimeter), leichtes (zwei Gramm) und mit nur wenigen Worten und Ziffern bedrucktes Kärtchen zu reduzieren. Seither treibt diese Erfindung jeden Manager mit Ergebnisverantwortung zur Weißglut, weil er seine Sakkotaschen ständig auf die Pappkameraden durchforsten muss. Ohne die Scorecard nämlich ist er geschäftlich aufgeschmissen, stehen da doch in jeder Ecke die präzisen Zielwerte – zum Beispiel hinsichtlich Kundenzufriedenheit, Shareholder Value, Marktanteil und Ergebnis – , die er in der laufenden Periode zu erreichen hat. 

Die Balanced Scorecard betrachtet das Unternehmen aus den vier Perspektiven Finanzen, Kunden, Prozesse und Potenziale. (Mitarbeiter fallen sowohl unter Potenzial als auch unter Finanzen und kürzen sich damit weg.) In jedem dieser strategischen Bereiche müssten Manager etwas tun – das haben Kaplan und Norton schon in ihren Büchern unermüdlich betont. Auf der Balanced Scorecard stehen die Jahressollwerte des Managers in den Ecken der Kärtchen, und die können bei Erreichen einfach umgeknickt werden. Spötter behaupten, gewonnen habe, wer am Ende des Jahres die meisten Eselsohren vorzeigen könne.

Doch im Ernst: Der Erfolg der kleinen Karte hat nicht nur mit dem Charme der Einfachheit zu tun, sondern mit dem zugrunde liegenden Konzept. Denn die früher gebräuchlichen, streng finanzorientierten Kennzahlensysteme reichen für ein optimales Unternehmens-Controlling längst nicht mehr aus. 
Wie bei vielen betriebswirtschaftlichen Methoden liegt nämlich der wahre Mehrwert der Scorecard in der Diskussion und Vereinbarung der Zielgrößen. 

Auf der Ebene des Top-Managements geht es um die große Linie, etwa um die Bedürfnisse der Anteilseigner, die Ausschöpfung von Wachstumspotenzialen und die Verbesserung der internen Prozesse.

BAT-Wert

Akronym für Biologischer Arbeitsplatztoleranzwert; die Konzentration eines Stoffes oder seines Umwandlungsproduktes im Körper oder die dadurch ausgelöste Abweichung eines biologischen Indikators von seiner Norm, bei der im allgemeinen die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht beeinträchtigt wird. Bei BAT-Werten werden in der Regel eine Belastung durch den Gefahrstoff von maximal 8 Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich zugrunde gelegt. Sie sind Höchstwerte für reine Stoffe, die über die Lunge und/oder andere Körperoberflächen in nennenswertem Ausmaß in den Organismus gesunder Einzelpersonen gelangen. In der Regel werden BAT-Werte für Blut und/oder Harn definiert. Sie können als Konzentrationen, Bildungs- oder Ausscheidungsgeschwindigkeiten angegeben sein.

beatmen (Med.)

So wie die Mafia von Chicago sich - jedenfalls im Film von Billy Wilder - als "Verein der Freunde der italienischen Oper" versammelt, könnte sich die deutsche Müllbranche "Gesellschaft zur Förderung angewandter Beatmungs​technik" nennen. Mit feinem Humor hat die rheinische Sektion den doppeldeutigen Begriff Beatmung benutzt, um politische Einflussnahme zu beschreiben. Während "politische (Landschaftspflege" mehr die herkömmliche und bodenständige (Korruption im weitesten Sinne bezeichnet, ist "Beatmung" ein Fachbegriff. In der Medizin, woher er urprünglich kommt, bedeutet er die künstliche Versorgung eines Kranken, der aus eigener Kraft nicht atmen kann, mit Sauerstoff. Die moderne Entsorgungstechnik arbeitet vor allem in Kläranlagen mit künstlicher Beatmung. Als die Industrie und die oft rückständigen Kommunen in den achtziger Jahren mit dem Abwasserabgabengesetz gezwungen wurden, Kläranlagen zu errichten, begann ein gewaltiger Boom im Tiefbau. Wie eine Sauerstoffdusche belebte bzw. schuf das Gesetz ein Netz aus Gemeinderäten, Umweltreferenten, Bodenkundlern, Wasserwirtschaftsämtern, Gutach​tern, Betonierern, Abwasserlaboranten, Subventionssachbearbeitern usw. Und wo es aus eigener Kraft nicht weiter​ging, half künstliche Beatmung nach. Der griffige Begriff passte, weil ohne Sauerstoff nichts geht, bald auch für den Anlagenbau in anderen Entsorgungssparten. Vorsicht, Satire! (SZ)

Bedürfnis

In der Wirtschaftstheorie verwendeter Begriff für ein subjektives Empfinden des Mangels aufseiten der Nachfrager, den es durch ein entsprechendes Angebot zu decken gilt. Unterschieden werden dabei existentielle Bedürfnisse oder Grundbedürfnisse (Nahrung, Kleidung, Wohnung, Bildung u.ä.m.), Wohlfahrts-, Luxus- und Prestigebedürfnisse sowie individuelle und kollektive Bedürfnisse. In der Theorie der Marktwirtschaft wird die Produktion im Grunde von den Bedürfnissen der Wirtschaftssubjekte bestimmt; in Wirklichkeit erzeugen aber die Produzenten durch die Bereit​stellung bzw. Inaussichtstellung bestimmter (Güter beim (Konsumenten häufig erst ein Bedürfnis.

behavioural approach

Vorgehensweise beispielsweise der Industriegeographen, bei der sie die Handlungen einzelner Unternehmer und Unternehmen bezüglich der Standortwahl von Betrieben und der Zuordnung von Tätigkeitsbereichen zu bestehenden Betrieben zu verstehen versuchen.

Benchmarking

Wirtschaftlichkeits-Analyse, bei der in einer Rangfolge der Beste ermittelt wird in bezug auf Prozesse, Produkte und Dienstleistungen (auch Branchen-übergreifend). Dazu müssen Messgrößen festgelegt werden, die in den verschiedenen Unternehmen quantitativ gemessen werden müssen. In der Wirtschaftlichkeits-Analyse wird die Wirtschaftlichkeit (z. B. die Rendite) von Maßnahmen oder Investitionen ermittelt.

Als Erfinder der Methode gilt der amerikanische Konzern Xerox . Der hatte zeitweise massive Probleme, besonders mit seiner Ersatzteillogistik. Und da Selbsterkenntnis bekanntlich der erste Schritt zur Besserung ist, griff er zur „vergleichenden Firmenanalyse“. 

Anhand von Kennzahlen – „Benchmarks“ – wollte man die Leistungen der Vorbilder ermitteln – und sie dann als Zielvorgabe ins eigene Unternehmen übertragen. Durch eine Zeitungsmeldung wurden die Manager auf die Firma L.L.Bean aus Freeport in Maine aufmerksam, ein Versandgeschäft für allerlei Textiles. L.L.Bean, so ließ sich dem Bericht entnehmen, bewältigte die Lagerverwaltung und das Warenmanagement viel schneller als Xerox. Eigentlich klar, dass ein Versandhaus gerade in Lagerwesen und Versand klasse sein muss. Wenn ein Unternehmen davon lebt, Dinge zu versenden, ist diese Kompetenz unentbehrlich. Die Kopiermanager kamen, sahen und gingen um einiges schlauer wieder weg.

„Benchmarken“ lässt sich so ziemlich alles. Ganz einfach ist das natürlich bei leicht zu ermittelnden Zahlen, die sich sinnvoll zueinander ins Verhältnis setzen lassen, zum Beispiel Umsatz pro Mitarbeiter, Entwicklungszeit in Monaten oder die Zeit zwischen Bestellung und Auslieferung des Produkts. Ist die eigene Kennzahl ermittelt, geht es auf die Suche nach den Weltmeistern in der jeweiligen Disziplin. Die fragt man dann höflich nach Vergleichszahlen. Natürlich rückt die nicht jedes Unternehmen freiwillig heraus. Aber vieles lässt sich nicht geheim halten. Auswertung der Medien, Befragung der Kunden und Lieferanten, Plausch mit wichtigen Mitarbeitern – da kommt genug Material zusammen.

Benchmarking gleicht dem Schielen über den Zaun. Mein Nachbar fährt Mercedes, ich eine alte Rostlaube – was habe ich falsch gemacht? Hat man dann herausbekommen, dass der Nachbar mit dem Stern nach dem Frühstück fünfzehn Kniebeugen macht, dann macht man’s eben auch. Schon verwandelt sich der gebrauchte Kleinwagen in der Garage in eine schwäbische Edelkarosse. Oder etwa nicht? - Was nun genau der entscheidende Faktor für den nach außen sichtbaren Erfolg ist, lässt sich manchmal schwer ermitteln.

Beschaffung

Im weiteren Sinne sämtliche Tätigkeiten, die darauf ausgerichtet sind, dem Betrieb die benötigten, aber nicht selbst erzeugten Güter zur Verfügung zu stellen. Diese Güter werden von den Beschaffungsmärkten bezogen. Im engeren Sinne, auch als Einkauf bezeichnet, umfaßt der Begriff nur die Versorgung des Betriebes mit Sachgütern, mit Werk​stoffen bzw. Waren und betriebsmitteln.

Beschaffungslogistik

Die Beschaffungslogistik eines Unternehmens kann zur Distributionslogistik der Lieferanten komplementär angesehen werden. Die Aufgabe der Beschaffungslogistik besteht in der Planung, Steuerung und Implementierung aller notwendi​gen Strukturen und Prozesse zur bedarfsgerechten Versorgung des Unternehmens mit Gütern und Dienstleistungen. – Im Gegensatz zum (r) Einkauf als dem anderen wichtigen Funktionalbereich der (Beschaffung ((r) Beschaffung, logis​tikorientierte), der die Sicherstellung der rechtlichen Verfügbarkeit (z.B. den Eigentumserwerb) der Einsatzgüter über​nimmt, obliegt der Beschaffungslogistik die physische Versorgung nachgelagerter Wertschöpfungsstufen des Unter​nehmens. Der Einkauf übernimmt die Lieferantenanalyse und -auswahl, die Verhandlung von Preisen und Konditionen sowie die Gewährleistungsverfolgung. Es ist offensichtlich, dass sich zahlreiche Interdependenzen und folglich ein ho​her Abstimmungsbedarf zwischen den Funktionen des Einkaufs und der Beschaffungslogistik ergeben. – Im Gegen​satz zur Beschaffungslogistik fokussiert die Materiallogistik primär die innerbetrieblichen Bereitstellungsprozesse. Sowohl in der Beschaffungs- wie auch in der Materiallogistik liegen grundsätzlich Entscheidungstatbestände vor, die Transport, Umschlag und Lagerung von Gütern sowie die notwendigen informatorischen Flüsse betreffen. Kennzeich​nend für die Beschaffungslogistik ist ihr marktverbundener und unternehmensübergreifender Charakter. Dieser ist bei der Gestaltung effizienter logistischer Beschaffungsstrukturen und -prozesse stets zu berücksichtigen.

Besitz

Ausdruck für die tatsächliche Gewalt über eine Sache.

Besitzer

Gemäß § 854 Abs. 1 BGB die Person, die tatsächliche Gewalt über eine (Sache hat.

Betrieb

1. Wirtschaftseinheiten, die Güter und Dienstleistungen für den Bedarf Dritter erstellen und am (Markt zum Tausch anbieten.

2. Wirtschaftseinheit bzw. ein soziales System die bzw. das Güter produziert und/oder konsumiert. Danach sind private Haushalte ebenso Betriebe wie Unternehmen.

3. Wirtschaftseinheit und damit ein komplexes, offenes, sozio-technisches System, in dem über die Verwendung knapper Mittel entschieden wird.

4. Eine rechtlich und wirtschaftlich unselbständige Niederlassung eines Unternehmens. Dazu zählen örtlich gereimte Produktions-, Verwaltungs- und Hilfsbetriebe, z.B. für Montage, Reparaturen.

Betriebe beschäftigen sich mit den unterschiedlichsten Tätigkeiten wie:

· analysieren, planen, bewerten, entscheiden, durchführen, kontrollieren, informieren, beraten, verhandeln, anordnen,

· entwickeln, beschaffen, produzieren, absetzen, transportieren, lagern, investieren, finanzieren.

Private und öffentliche Betriebe unterscheiden sich durch ihre Eigentümer und den Grad der Autonomie von staatlichen Gebietskörperschaften und deren Interessen, wobei auch an Mischformen zu denken ist.

Die o.g. Auffassungen sind nur der kleine Teil einer Vielzahl von Definitionen. Vom Begriff des Betriebes ist der des Unternehmens zu trennen.

Betriebswirtschaftslehre, Betriebswirtschaft, BWL

Neben der (Volkswirtschaftslehre die zweite Teildisziplin der Wirtschaftswissenschaften. Sie untersucht den Aufbau von (Betrieben und betriebliche Vorgänge.

Man unterscheidet zwischen allgemeiner und spezieller Betriebswirtschaftslehre sowie betriebswirtschaftlicher Verfahrenstechnik. Die allgemeine Betriebswirtschaftslehre befasst sich mit den Problemen, die in allen (Unternehmen gleichermaßen auftreten, und versucht, in diesem Zusammenhang zu einem allgemein gültigen Aussagesystem zu gelangen. Als Bestandteile der allgemeinen Betriebswirtschaftslehre gelten die betrieblichen Hauptfunktionen (Beschaffung (hierzu zählen auch Transport und (Lagerhaltung), Produktion, (Absatz (einschließlich Werbung), Finanzierung und (Investition. Innerhalb dieser vielfältig miteinander verflochtenen Bereiche sind verschiedene Theorien entwickelt worden, die wissenschaftlichen Aussagesystemen entsprechen, z.B. die Produktionstheorie, die Kostentheorie, die Investitionstheorie und die Entscheidungstheorie.


Die spezielle Betriebswirtschaftslehre untersucht Fragen, die sich in bestimmten Wirtschaftszweigen ergeben. Sie behandelt Probleme der einzelnen Wirtschaftszweige und gliedert sich dementsprechend in Industrie-, Handels-, Bank-, Versicherungs- und Verkehrsbetriebslehre. Die betriebswirtschaftliche Verfahrenstechnik beschreibt Methoden des Rechnungswesens. Zudem untersucht die Betriebswirtschaftslehre Elemente von übergeordneter Bedeutung wie Organisation, Personalwesen oder Wirtschaftsinformatik.

BGB (Bürgerliches Gesetzbuch

Bioakkumulation
Anreicherung einer Chemikalie im Organismus unabhängig von der Art der Aufnahme über die Nahrung oder direkt aus der Umwelt. Der Begriff wird ganz allgemein für die Akkumulation von Chemikalien in Organismen verwendet.

Biokonzentration
Direkte Anreicherung einer Chemikalie aus der abiotischen Umwelt in den Organismus. Im Falle aquatischer Organismen erfolgt die Biokonzentration aus dem Wasser oder Sediment, bei terrestrischen aus der Luft oder dem Boden. Die Biokonzentration bezieht sich damit spezifisch auf die Anreicherung aus dem umgebenden Medium.
Biokonzentrationsfaktor (BCF)
Verhältnis der Konzentration einer Chemikalie im Organismus im Vergleich zum umgebenden Medium. Der Faktor wird in der Regel experimentell bestimmt und bezieht sich auf einen Gleichgewichtszustand, bei der Aufnahme und Elimination der Chemikalie gleich groß sind. Der Faktor ist definiert durch das Verhältnis der Konzentration im Organismus im Vergleich zum umgebenden.
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Biologischer (auch biochemischer) Sauerstoffbedarf (BSB)
Unter definierten Testbedingungen infolge des biologischen Abbaus einer Prüfsubstanz durch Mikroorganismen verbrauchte Sauerstoffmenge. Die Versuchsdauer wird durch einen Index dargestellt (BSB5: Sauerstoffverbrauch in 5 Tagen) und in ml O2/l Wasser angegeben

Biomagnifikation
Anreicherung einer Chemikalie entlang der Nahrungskette, von der niederen zur höheren Ernährungsstufe. Es handelt sich dabei um eine Akkumulation von Chemikalien, die  aufgrund ökologischer Gegebenheiten erfolgt. Dabei nehmen die Konzentrationen in Organismen entlang der Nahrungskette zu.

Biometrische Identifikationssysteme

Verfahren zur zweifelsfreien Identifizierung einer Person durch computergestützte Sensoren. Dabei wird die Messung eines individuellen, unverwechselbaren körperlichen Merkmals mit einer zuvor davon gespeicherten Information verglichen. Solche Merkmale sind im Moment vor allem Gesicht oder Auge, Finger- oder Handabdruck sowie die Stimme. (Einsatzfelder (TAB-Brief))

Blaue Banane

Gekrümmtes Agglomerationsband vom Großraum London über die holländische Randstadt, den Ballungsraum Brüssel, das Rhein-Ruhrgebiet, den Raum Rhein-Main und Rhein-Neckar, über die östliche Schweiz bis hin zum norditalienischen Dreieck Turin-Mailand-Genua. Es ist ein Gebiet mit vergleichsweise dynamischer Wirtschaft und Wohlstand sowie starker Verkehrsverflechtung. Dieser Raum kann als blau gefärbtes Rückgrat der westeuropäischen Dynamik markiert werden. Quer dazu verläuft der südeuropäische Sonnengürtel an der Mittelmeerküste zwischen der nordöstlichen Adria bis hin zum mittelspanischen Küstensaum. Eine weitere quer dazu verlaufende europäische Entwicklungsachse lässt sich zwischen dem Großraum Paris über das Rhein-Ruhrgebiet, Hannover, Berlin weiter in Richtung Osten erwarten ((Gelbe Banane). Dem Überschneidungbereich beider Bananen wird eine hohe Lagegunst zugeschrieben.

Boden (Produktionsfaktor)

Der sehr weitgefasste Oberbegriff für alle Hilfsquellen, die von der Natur in den Produktionsprozess eingebracht werden, d.h. für alle so genannten "natürlichen Ressourcen".

Dazu zählt nicht nur der Quadratmeter Boden am Rhein-Main-Fluhafen oder in der Frankfurter Innenstadt, nicht nur alle Acker-, Grünland- oder Waldflächen. Vielmehr gehören auch alle Bodenschätze, Gewässer, die Vegetation und das gesamte Klima (Regen, Wind, Wärme u.Ä.) zum (Produktionsfaktor Boden.

Börse

Ein (Markt, auf dem regelmäßig und nach einer festgelegten Ordnung (Aktien und (Wertpapiere, Waren oder auch (Devisen gehandelt werden. Je nach Art der gehandelten Güter unterscheidet man (Wertpapier- oder Effekten​börsen, (Devisenbörsen, (Warenbörsen und (Versicherungsbörsen.

Die historische Entwicklung

Würde man die Spekulation mit Waren oder Geldbeständen bereits als Börsentätigkeit beschreiben, so reichte deren Geschichte bis in die römische Antike zurück. Die Gründung der ersten Börse, die auch diesen Namen trug, wird jedoch allgemein auf das Jahr 1409 datiert. Die Patrizierfamilie van der Beurse stellte ihr Haus in Brügge als Unter​kunft für durchreisende Kaufleute zur Verfügung, wodurch es sich zunächst zum allgemeinen Treffpunkt und schließ​lich zum Geschäftsplatz entwickelte. Die drei Geldbeutel in ihrem Wappen gaben der Börse ihren Namen. Auf diesem Markt und seinen Nachfolgern in Venedig, London, Lyon, Toulouse, Köln, Hamburg, Nürnberg und Augsburg wurden zunächst hauptsächlich Warentermingeschäfte abgewickelt. Deren Schema war einfach: Die Schiffe mit Kolonialwaren waren lange auf den gefährlichen Weltmeeren unterwegs; der Kaufmann aber brauchte sein (Geld schon vorher, um seine nächste Ladung finanzieren zu können. Die Ware wurde deshalb vorab – auf Termin – mit einem Risikoabschlag verkauft. Das Schicksalhafte dieser Geschäftsform hat Shakespeare eindrucksvoll im Kaufmann von Venedig darge​stellt: Sein Schiff geht unter, was er nun fast mit seinem Leben bezahlen muss. Der risikoreiche Terminhandel wurde zwischenzeitlich in den Niederlanden und Großbritannien verboten – allerdings ohne Erfolg.

Die erste Effektenbörse wurde 1602 in Amsterdam gegründet, gehandelt wurden hauptsächlich Aktien der Ostindi​schen Kompanie. Hier entwickelte sich auch der erste Markt für Staatsanleihen, es entstanden moderne Geschäfts​formen wie Options- und Kompensationsgeschäfte, es bildeten sich Haussekonsortien und Baissesyndikate. Holland ist auch der Schauplatz der ersten großen Spekulation: Anfang des 17. Jahrhunderts entwickelte sich die Tulpe vom Statussymbol der Adeligen und Bürger zum Objekt der Spekulanten. Ungebremst jagte der Preis seltener Zwiebeln in die Höhe, bis eine Tulpeninflation und der Ausstieg einiger Kaufleute 1637 zum Zusammenbruch führten. Seitdem lässt sich die Geschichte der Börse auch als eine Reihe von „Crashs” lesen.

In den folgenden Jahrhunderten wurde das Börsengeschehen von den großen Handelsgesellschaften beherrscht. Ihre neue Erfindung, den Aktienkurs durch übertriebene Versprechungen hochzureden, führte zu den Zusammenbrüchen von 1688 (Zusammenbruch der Ostindischen Kompanie), 1711 (Südseeschwindel) und 1720 („Mississippi-Skandal”).

Zum Finanzierungsinstrument für industrielle Großprojekte (z. B. die Eisenbahn) wurde die Börse schließlich im 19. Jahrhundert, der Handel mit Anteilsscheinen von Unternehmen (Aktien) zu deren Refinanzierung verbreitete sich schnell. Diese produktive Zielrichtung änderte nicht viel am spekulativen Charakter des Geschehens: Künstliche Kapitalerhöhungen (Ausgabe neuer Aktien, die man selbst aufkauft, um eine Expansion vorzugaukeln) und andere raffinierte Schwindeleien machen das Börsengeschehen zum spannenden Thema für die Literatur. Dumas (Die scharze Tulpe), Balzac (Cesar Birroteau) und Zola (Das Geld) schildern detailgenau eine Geschäftswelt, in der bereits die meisten der modernen Handelsmethoden auftauchen. Von 1869 bis 1929 erschütterte eine Kette sich ständig verschärfender Zusammenbrüche die Finanzwelt; der Schwarze Freitag wurde zum Inbegriff der Ängste der Börsianer. Gleichzeitig entwickelte sich die Beteiligung am spekulativen Geschäft zum Volkssport, die „Dienstmädchenhausse” zum Schlagwort. Auf der anderen Seite wurden Spekulantenkartelle immer mächtiger, seit den zwanziger Jahren des 20. Jahrhunderts begannen international agierende Fonds, das Börsenparkett zu beherrschen.

Im 20. Jahrhundert wurde von staatlicher Seite verstärkt versucht, die Spekulation zu kontrollieren. Schon 1896 wurde in Deutschland ein Börsengesetz geschaffen, schließlich eine Börsenaufsicht installiert. An den meisten Börsenplätzen der Welt wurden nach dem Schwarzen Freitag von 1929 Beschränkungen eingeführt, nach dem Crash von 1987 die Aussetzung der computergesteuerten Verkaufsprogramme im Krisenfall vorgeschrieben. Bereits seit den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts wurde aber auch die (Deregulierung der Finanzmärkte betrieben, die eine unüberschau​bare Menge von Finanzinstrumenten hervorbrachte und den Umfang des spekulativen (Geldes ins Unermeßliche steigen ließ. An der Börse werden heute, vermittelt über moderne Kommunikationstechniken, in Sekundenschnelle Geldmengen umgesetzt, deren Umfang den des so genannten produktiven Sektors um ein Zigfaches übersteigen. Durch die Globalisierung ist der tatsächliche Ablauf kaum mehr kontrollierbar, Gesetze können durch das Ausweichen auf „exotische” Finanzplätze umgangen werden. Die Weltbörsen, die durch die fortschreitende Vernetzung immer stärker voneinander abhängig sind, wurden in den letzten Jahrzehnten verstärkt von gigantischen Investmentfonds beherrscht und zugleich zum Schauplatz unfreundlicher Übernahmen, die nicht mehr produktive Erweiterung, sondern Kurssteigerungen und ein spekulatives Ausschlachten von Unternehmen zum Ziel haben.

Der Ablauf der Börsengeschäfte

Eigenhandel findet an der Börse nur in geringem Umfang statt, die meisten Abschlüsse werden für Rechnung anderer getätigt (Kommissionsgeschäft), d. h. durch die Vermittlung von Kursmaklern (broker). Die amtlich bestellten Kursmakler vollziehen nicht nur die Käufe und Verkäufe, sondern sind in der Regel auch für die Feststellung der Kurse zuständig. Über jedes, zunächst mündlich abgeschlossene, Geschäft wird eine Schlussnote erstellt. Die Kursmakler erhalten für ihre Tätigkeit eine Vermittlungsgebühr (Courtage). Der normale Börsenkunde erteilt seinen Auftrag über eine Bank, die für ihn ein Wertpapierdepot einrichtet und den Kursmakler beauftragt. In den letzten Jahren sind so genannte „Discountbroker” in Mode gekommen, die mit niedrigen Gebühren locken, aber meist keine Beratung bieten. Die Lieferung von Wertpapieren wird heute nur noch selten in effektiven Stücken vollzogen. Die meisten Banken bedienen sich der bei den Landeszentralbanken bestehenden Abrechnungsstellen sowie der Wertpapiersammel​banken. Alle an der Börse getätigten Geschäfte sind laut Börsengesetz am zweiten Werktag nach Abschlusstag zu erfüllen.

Der Börsenhandel wird grundsätzlich in amtlichen Handel, geregelten Markt und Freiverkehr unterteilt. Bundes- und Länderanleihen sind Kraft Gesetz an allen Börsen zugelassen. Alle anderen Wertpapiere bedürfen der Zulassung zum amtlichen Handel durch die Zulassungsstelle der jeweiligen Börse. Voraussetzungen sind beispielsweise ein voraus​sichtlicher Kurswert der zuzulassenden Aktien von 2,5 Millionen DM und eine Mindestaktienanzahl von 50 000 Stück. Bilanzen der letzten drei Geschäftsjahre sind im Börsenprospekt vorzulegen. Für diese amtlich notierten Papiere wird an jedem Börsentag ein amtlicher Einheitskurs vom zuständigen Kursmakler festgestellt und veröffentlicht.

Im geregelten Markt werden die nicht zum amtlichen Handel zugelassenen Papiere gehandelt, die Zulassungs​bedingungen sind erleichtert. Der Mindestnennbetrag für die Einführung beträgt 500 000 DM, die Mindestmenge der einzubeziehenden Aktien 10 000 Stück. Die Börsenprospekt kann kürzer gehalten werden, es besteht aber dennoch eine Haftung für börsenrelevante Daten. Zu Letzteren gehören so makabre Fakten wie der Gehirntumor des Fußballers Heiko Herrlich als Kriterium des Aktienkurses von Borussia Dortmund. Im geregelten Markt findet keine amtliche Notierung statt, wenngleich die nichtamtliche Preisfeststellung einer gesetzlichen Regelung unterliegt.

Papiere, die nicht zu den beiden obigen Marktsegmenten zugelassen sind, werden im Freiverkehr gehandelt, dessen Kriterien nicht im Börsengesetz geregelt sind. Das Zulassungsverfahren ist stark vereinfacht.

Auch außerhalb der offiziellen Börsenzeiten finden Börsengeschäfte statt. Sie haben inoffiziellen Charakter und unterliegen nicht der Börsenaufsicht, der Handel wird meist telefonisch abgeschlossen. Die Vorbörse hat einerseits Informationsfunktion hinsichtlich des allgemeinen Kurstrends, zum anderen wird hier mit nicht zugelassenen Wertpapieren gehandelt. Im nachbörslichen Handel werden zumeist Direktgeschäfte zwischen Banken geschlossen. Hierin wird zuweilen eine Verfälschung der Preisermittlung gesehen und die Forderung nach Börsenzwang erhoben. Gleichzeitig gewinnen die außerbörslichen Geschäfte ständig an Bedeutung, da sie angesichts der rund um die Uhr, rund um den Globus stattfindenden Spekulation eine Trendvoraussicht ermöglichen.

Die Bedeutung der Börsen

Die Börsen sind in den letzten Jahrzehnten mehr und mehr in den Mittelpunkt des wirtschaftlichen Interesses gerückt. Allenthalben wird beklagt, dass durch den kurzfristigen Blick auf den shareholder value die Sicht auf langfristige Innovationen sowie soziale und ökologische Verträglichkeit verloren gegangen sei. Gleichzeitig geht die Angst vor der Macht der global players um. Institutionelle Anleger (Pensionsfonds, Versicherungen, Investitionsfonds) beherrschen nicht nur die Weltbörsen, ihre finanziellen Mittel übersteigen längst das (Bruttoinlandsprodukt der G-7-Staaten. Diese Tatsache führt die Theorie von der Diversivizierung der Börsenteilnehmer ad absurdum – dem Herdentrieb der gigan​tischen Fonds kann man nur folgen. Auch die Vorstellung, die Börse spiegele die reale wirtschaftliche Entwicklung wider, gehört längst der Vergangenheit an. Die Spekulationswelle hat sich längst von den fundamentalen Fakten abgekoppelt.

Brand Lands

Multifunktionale Freizeit- und Konsumeinrichtungen, die in erster Linie der Darstellung einer (Handels-)Marke (Brand) bzw. eines Unternehmens in einer emotionalen und spielerischen Atmosphäre dienen. Sie fungieren als Marketing-Instrumente zur Diversifikation und Unternehmenskommunikation. Zentrales Ziel ist die nachhaltige positive Veranke​rung der jeweiligen Marke bzw. des Unternehmens in den Köpfen der Konsumenten. Beispiele: Legoland (Billund), Swarowski Kristallwelten (Wattens/Insbruck), RWE-Meteorit (Essen), Ravenburger Spieleland (Meckenbeuren), Opel Live (Rüsselsheim), Playmobil Fun Park (Zirndorf), VW Autostadt (Wolfsburg).

Brutto(inlands)investitionen

alle finanziellen, sachlichen und immateriellen Vermögensanlagen einer nationalen Wirtschaft zum Erhalt und Ausbau der Produktionskapazitäten (im Inland). Die Bruttoinvestitionen setzen auf dem bestehenden Anlagevermögen (Gebäude, Maschinenpark u.a.) auf und umfassen Ersatzinvestitionen (zur Aufrechterhaltung der betrieblichen Leistungsfähigkeit) und Erweiterungsinvestitionen (zum Ausbau der Produktionskapazitäten) sowie Nettoverände-rungen der Inventurbestände.

Bruttoinlandsprodukt (BIP)

1. Summe aller innerhalb eines Jahres erbrachten volkswirtschaftlichen Leistungen im Inland. Die Erwerbs- und Vermögenseinkommen von Inländern an Ausland werden abgezogen und die von Ausländern im Inland aufaddiert.

2. Der Marktwert aller für den Endverbrauch bestimmten Waren und Dienstleistungen, die in einem land in einem bestimmten Zeitabschnitt hergestellt werden.

Das Bruttoinlandsprodukt spiegelt die gesamte wirtschaftliche Leistung eines Landes wider. Bei internationalen Vergleichen dient es oft als Gradmesser für die wirtschaftliche Leistungskraft der einzelnen Länder.

In Deutschland betrug das Bruttoinlandsprodukt nach Angabe des Statistischen Bundesamtes vom Frühjahr 1997 im Jahr 1995 rund 3 460 Milliarden DM. Das wirtschaftliche Wachstum verringerte sich damit gegenüber 1994 um circa ein Prozent. 1996 nahm das Wachstum nochmals um 0,5 Prozent auf 1,4 Prozent ab. Zum Jahreswechsel 1995/96 ist ein Wachstumstief durchschritten worden. Seither hat die wirtschaftliche Aktivität wieder leicht zugenommen.

Ein Indikator für den Lebensstandard in einem Land ist das BIP pro Kopf. Es wird berechnet, indem man das BIP eines Landes durch die Einwohnerzahl teilt. Diese Zahl wird dann oft in US-Dollar umgerechnet, um einen Vergleich zwischen den einzelnen Ländern zu ermöglichen. Wenn das BIP stärker wächst als die Bevölkerung, bedeutet das, dass der Lebensstandard steigt. Steigt die Bevölkerungszahl mit einer höheren Rate als das BIP, dann sinkt der Lebensstandard. Weil das BIP pro Kopf die Lebenshaltungskosten innerhalb eines Landes nicht berücksichtigt, halten es einige Fachleute für besser, den Lebensstandard zu beurteilen, indem man das BIP in Kaufkraftparitäten ausdrückt. Diese Schätzungen werden normalerweise auf einer Skala von 1 bis 100 dargestellt, wobei die Vereinigten Staaten für den Wert 100 stehen.

Ein weiterer Indikator für den Lebensstandard ist der Human Development Index, der erstmals im Entwicklungs​pro​gramm der Vereinten Nationen im Jahr 1990 veröffentlicht wurde. Er umfasst eine Skala von 1 bis 100 und berück​sichtigt das BIP pro Kopf, die Lese- und Schreibfähigkeit der Erwachsenen sowie die Lebenserwartung.

Bruttosozialprodukt (BSP)

Syn. Bruttonationaleinkommen, Summe der in (Geld bewerteten Sachgüter und Dienstleistungen, die von den Inländern (den ständigen Bewohnern eines Landes) innerhalb eines Jahres im In- und Ausland erstellt wurden. Es ist demnach die Summe der Beiträge des Staates, der privaten Haushalte und privater Organisationen ohne Erwerbscharakter sowie die Beiträge der wirtschaftlichen Hauptsektoren des primären, sekundären und tertiären Sektors. Das Bruttosozialprodukt wird meistens zu Marktpreisen bewertet. Ist es um die jährliche Preissteigerungsrate bereinigt worden bezeichnet man es als reales Bruttosozialprodukt. Als Maßstab für die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft ist das BSP in den letzten Jahren vom (Bruttoinlandsprodukt abgelöst worden.

Zieht man vom Bruttosozialprodukt alle (Güter ab, die das im Produktionsprozess verschlissene Realkapital (z.B. Maschinen) ersetzen, erhält man das Nettosozialprodukt oder (Volkseinkommen.

Häufig wird das BSP unkritisch als Meßlatte für wirtschaftlichen Erfolg oder Mißerfolg einer Gesellschaft verwendet. Dieser Wohlstandsindikator wird aber künstlich aufgebläht beispielsweise durch Ausgaben, die keine Besserung der Lebensqualität bewirken, sondern zur Schadensbeseitigung also für kompensatorische oder defensive Zwecke eingesetzt werden. Als Beispiel ist hier die zur Bekämpfung der Bodenversauerung angewandte Kalkung vieler Forsten zu nennen. Die Kosten beliefen sich in den ersten Jahren der achtziger Jahre auf einige hundert Mio Mark, die an anderer Stelle fehlten. Die Maßnahme zur Umweltreparatur bewirkte so eine Wohlstandsminderung, denn Einkommen und Kaufkraft vieler Sozialleistungs-Empfänger sanken, weil weniger (Geld zu verteilen war. Das BSP jedoch spiegelte die Kalk-Aktion gleich doppelt als Fortschritt und Wohlstandssteigerung wider: In den Statistiken schlugen sich die Produktion des weißen Pulvers, wie auch die Streutätigkeit der Forstbediensteten als Erfolgsziffern nieder. Das BSP ist also für eine gesellschaftliche Bewertung der Rationalität der industriellen Produktionsweise nicht geeignet. Es wäre dies nur, wenn seine Entwicklung ökologisch eindeutig interpretierbar wäre. Das B. als einem Gemisch aus erwünschten, primäre (Bedürfnisse befriedigender Güter und Dienstleistungen und eigentlich unerwünschter Güter, die dem einzelnen durch die konkrete Entwicklung der besonderen Umweltbedingungen (und der Lebensbedingungen i.a.) aufgezwungen werden, ist dies eben nicht. Die BSP-Rechnung ist eine unternehmerische, kapitalorientierte Erfolgsrechnung. Sie ermittelt die Nettoproduktion einer Volkswirtschaft alleine unter dem Gesichtspunkt einer gelungenen Reproduktion des Produktivkapitals der Unternehmen. Dagegen ist es keine volkswirtschaftliche Erfolgsrechnung für den Faktor (Arbeit und für den Faktor Natur. Im Gegenteil. Der unternehmerische Erfolg wird überhöht ausgewiesen, weil er auch auf Kosten der Reproduktionserfordernisse der Natur, aber auch der Arbeitenden zustande gekommen ist. Eine gesellschaftliche Erfolgsrechnung müßte von der einseitigen Sozialproduktrechnung den monetären Gegenwert der (Abschreibungen auf das geschrumpfte Natur-"Kapital" und der Abschreibungen auf das Leistungs- und Lebenspotential der Arbeitenden abziehen. Eine Bilanz des "Bruttosozialvermögens" einer menschlichen Gesellschaft böte ein realistischeres Bild von deren Erfolg oder Mißerfolg. Insgesamt mindestens zehn Prozent aller wirtschaftlichen Aktivitäten sind eine Reaktion auf bereits eingetretene Schäden und auf die Belastungen von Natur und Gesellschaft durch industriell bedingte Schäden und Verschlechterungen der Umwelt-, Arbeits- und Lebensbedingungen. Dies geht aus einer von der Volkswagen-Stiftung finanzierten und 1987 vorgelegten Untersuchung des Berliner Wissenschaftszentrums hervor. Entwickelt für volkswirtschaftliche Planungszwecke im zweiten Weltkrieg und von den Erfindern nie als "Wohlstandsmaßstab" gedacht, scheint das Wohl und Wehe der Industrienationen heute von den prozentualen Steigerungsraten dieses reinen Umsatz-Indikators abzuhängen ‑ obwohl die Mängel und Aussagegrenzen des BSP als "Wohlstandsmaß" unter Experten immer unstrittig waren:

· Einkommens- und Vermögensverteilungen gehen nicht ein

· Unwiederbringlicher Ressourcen‑Verbrauch erhöht das BSP, wohingegen Bestandsveränderungen von "Kapital“ (Ressourcen, Grund und (Boden, Humankapital) nicht bewertet werden

· nicht-marktgängige Güter und Dienste ("informeller Sektor") gehen nicht ein ins BSP, insbesondere die Hausarbeit

· Leistungen der Natur werden als unentgeltlich angesehen

· zwischen wohlfahrtssteigernden bzw. ‑mindernden Gütern und Diensten wird nicht unterschieden

· immaterielle Wohlfahrtskomponenten (z.B. Freizeit) werden nicht berücksichtigt.

Als wichtiges Beispiel von Alternativen zum traditionellen BSP wird die Entwicklung eines Öko‑Sozialprodukts gesehen.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

Dem Privatrecht zugehöriges, seit 1900 in Deutschland gültiges Gesetzeswerk. Das BGB ist in fünf Bücher eingeteilt, dem Prinzip folgend "vom Allgemeinen zum Besonderen":

Erstes Buch (§§ 1-240): Allgemeine Regeln, Definitionen und Rechtssätze, die für die folgenden Bücher allgemein gelten, soweit hier keine besonderen Regelungen enthalten sind.

Zweites Buch (§§ 241-853): Schuldrecht

Drittes Buch (§§ 854-1296): Sachenrecht, es regelt Rechte an beweglichen und unbeweglichen (Sachen und schützt Eigentum und Besitz.

Viertes Buch (§§ 1297-1921): Familienrecht

Fünftes Buch (§§ 1922-2385): Erbrecht

Business Reengineering

Gründlichen Analyse aller betrieblichen Prozesse und des Leistungsspektrums zur Aufdeckung sämtlicher Schwachstellen eines Betriebs. Jeder einzelne Prozess soll im Hinblick auf die Steigerung des Kundennutzens genau untersucht und – auch im Zusammenspiel mit vor- und nachgelagerten Prozessen – verbessert werden.

Die Kernbotschaft des Konzepts ist im Grunde ganz einfach. Sie lautet: „Wenn der Karren im Dreck steckt, schau nach, ob du ein Rad freischaufeln kannst. Hast du eins, hol das nächste raus.“ So weit die zentrale Metapher des Business Reenginieerings, das auch einen deutschen Namen hat – „Geschäftsprozessoptimierung“ nämlich. 

Michael Hammer und James Champy lancierten das Konzept im Krisenjahr 1993, und Rat suchende Manager griffen es seinerzeit gerne auf. In der Zwischenzeit stand diese Management-Mode der neunziger Jahre lange Zeit im Geruch des Altbackenen und Vorgestrigen – in jüngster Zeit hört man wieder öfter von Reengineering-Ideen, ganz so, als bereiteten findige Berater schon eine Renaissance vor. 

Wie lief es in der Praxis ab? Es ist, um im zuvor genannten Bild zu bleiben, immens schwierig, einen Karren frei zu schaufeln, so lange er voll beladen ist. Daher empfehlen Hammer und Champy, Ballast abzuwerfen. Ein Reengineeringprojekt geht deshalb immer mit einer Straffung des Angebots einher – und, damit verbunden, mit Personalabbau. Das ist die schlechte Nachricht. Es gibt aber auch eine gute, und die heißt: Bisher ist kein Unternehmen allein an Business Reengineering zu Grunde gegangen. Die Radikalkur schwächt im ersten Anlauf, aber sie ist nicht tödlich. Manche Unternehmen gehen gestärkt aus ihr hervor. 
Beim Waagenhersteller Mettler-Toledo in Albstadt war Ziel des Reengineering-Programms die Einführung der „absatzgesteuerten Produktion“, was im Grunde nur bedeutet, dass immer gerade die Waage hergestellt wird, für die ein Auftrag vorliegt. Die Fließfertigung auf Vorrat wurde abgeschafft. Statt dessen suchen sich die Monteure jetzt einen Auftrag aus, bevor sie die Waage zusammenschrauben.

Die Einhaltung von Lieferfristen wurde in den Heiligenstand erhoben. Ist sie gewährleistet, interessiert sich die Geschäftsleitung nur am Rande dafür, ob die Mitarbeiter anwesend sind – die Selbstverantwortung der Belegschaft wird groß geschrieben. Im Ergebnis präsentierte sich ein von Grund auf umgebautes Unternehmen, das mit eindrucksvollen Zahlen glänzen konnte.

Auf dem Höhepunkt der Reengineering-Welle Mitte der neunziger Jahre unterzogen sich viele Unternehmen der Radikalkur, so auch mit Erfolg die Keksbäcker von Bahlsen in Hannover und der bayerische Automobilzulieferer Webasto. Glatt läuft es allerdings nicht immer. Nach Experten-Schätzungen sollen bis zu 70 Prozent aller Reengineering-Projekte gescheitert sein. 

CAD
Abk. für englisch computer-aided design, (rechnergestützter Entwurf), Entwurf und Konstruktion (auch Optimierung) technischer Produkte mithilfe geeigneter Computer und Programme, wird v.a. bei der Entwicklung hochintegrierter Schaltkreise angewendet.

CAM
Abk. für englisch computer-aided manufacturing (rechnergestützte Fertigung), computergestützte Steuerung und Überwachung von Produktionsabläufen, z.B. mit numerisch gesteuerten Werkzeugmaschinen.

ceteris paribus

Ökonomen gebrauchen diesen Ausdruck um anzudeuten, daß alle relevanten Größen - mit Ausnahme der gerade als veränderlich diskutierten - konstant gehalten werden. Die lateinische Wendung bedeutet "andere Dinge gleich bleibend". Die Nachfragekurve fällt, weil - ceteris paribus - niedrigere Preise zu einer größeren Nachfragemenge führen.

Change Management
Sammelbegriff für Strategien, mit denen man einen radikalen Unternehmens-Umbau so begleitet, dass sich die Mitarbeiter damit identifizieren – oder ihn zumindest akzeptieren. Der Leitgedanke dabei: Tief greifende Veränderungen dürfen nicht einfach nur verordnet und durchgezogen werden, man muss sie bewusst lenken und steuern. Das Konzept wurde erst mit der großen Fusionswelle der neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts bekannt, obwohl es grundlegende Veränderungen in Firmen schon in den dreißiger Jahren gab.

Praktisch bedeutet das vor allem: Ein konkretes Ziel festlegen und es den Mitarbeitern so früh wie möglich erklären. Nicht nur wie die Vision aussieht, sondern auch, wie der Weg dorthin verlaufen soll. Zwischendurch nehmen die meisten Change Manager immer wieder Standpunktanalysen und Erfolgskontrollen vor: Wie weit sind wir gekommen? Welcher Schritt ist der nächste? Wo läuft etwas schief? Wie kann man den Kritikern den Wind aus den Segeln nehmen, bevor sie zu Saboteuren werden?
Change-Management-Projekte können die unterschiedlichsten Vorhaben zum Inhalt haben. Die Palette beginnt bei der Umstellung auf ein komplett neues EDV-System oder der Hinzunahme neuer Produkte in den Verkaufskatalog und reicht bis zur größten Herausforderung für Manager des Wandels: Die Firmenhochzeit mit der Konkurrenz.
Beispiele für erfolgreiche Kuren durch Change Management finden sich vor allem im Gesundheitswesen. So gilt die Eheschließung zwischen der Hoechst AG und Rhône Poulenc zu Aventis im Dezember 1999 als reife Leistung. Die Mitarbeiter beider Firmen mussten sich gleichermaßen an den neuen Namen gewöhnen, das beschleunigte die Integration.

Außerdem wurde eine neue Firmenzentrale errichtet – auf neutralem Boden: In Straßburg, wo Deutsch ebenso verstanden wird wie Französisch. Was hier von den Fusionsmanagern konsequent richtig gemacht wurde: Sie gaben den Mitarbeitern ein Leitbild auf den Weg, ein Aufbruchsszenario: "Dort wollen wir hin – und wir brauchen die Mithilfe jedes Einzelnen."

Chemischer Sauerstoffbedarf CSB
Maß für die Oxidierbarkeit einer organischen Substanz und damit für den bei ihrem vollständigen biologischen Abbau höchst möglichen Sauerstoffverbrauch in ml O2/L Wasser.

Chronische Toxizität
Giftwirkung, die nach einer Verabreichungsdauer von >6 Monaten auftritt.
cif (cost, insurance, freight)

Wert einer Handelsware einschließlich der Versicherungs-, Verlade- und Frachtkosten bis zur Grenze des Importlandes; im allgemeinen die Grundlage der Importwertberechnung.

CIM
Abk. für englisch computer integrated manufacturing (rechnerintegrierte Fertigung), die vollständig computerge​steuerte und automatisierte Herstellung von (technischen) Produkten.

Controller

Von engl. ‘to control’; ‘to control’ bedeutet hier aber mehr als kontrollieren. Er umfaßt auch das steuernde Eingreifen in die betrieblichen Abläufe. Zu den Aufgabenbereichen eines Controllers gehören drei Funktionen:

· Systementwicklung: Die Entwicklung und dauernde Anpassung von geeigneten Planungs- Rechnungs- und Informationssystemen ist Voraussetzung für wirksames Controlling und daher primäre Aufgabe des Controllers.

· Betriebswirtschaftliche Steuerung: Die optimale Verwendung von beschränkten Ressourcen muß Leitgedanke für die betriebswirtschaftliche Steuerung einer Unternehmung sein.


	Aufgaben
	· Planung, Budgetierung, Kontrolle

· Berichterstattung

· Aufspüren von Schwachstellen, neuralgischen Punkten, aber auch bes. Stärken und Chancen

· Überwachung von Tochter- und Beiteiligungsgesellschaften

· Gesprächspartner und Berater des Managements in allen betriebswirtschaftlichen Belangen

· “Erzieher” zu betriebswirtschaftlichem Denken

	Instrumente
	· adäquate Planungs-, Rechnungs- und Informationssysteme

· Wirtschaftlichkeits- und Investitionsrechnungen

· Kennzahlen, Soll-Ist-Vergleiche, Wertanalyse, ABC-Analyse

· Netzplantechnik, Entscheidungstechniken, Methoden des Operations Research

· Funktionsdiagramme und andere organisatorische Hilfsmittel

· Prognoseverfahren etc.


· Finanzwirtschaftliche Steuerung: Diese gehört vorwiegend in kleineren bis mittleren (Betrieben zu den Aufgaben des Controllers.
Controlling

Instrument zur Unterstützung von Führungsaufgaben durch Planung, Kontrolle, Analyse und Entwicklung von Handlungsalternativen zur Steuerung des Betriebsgeschehens.

Man kann zwischen einem strategischen und operativen Controlling unterscheiden:

	Typen

Merkmale
	Strategisches Controlling
	Operatives Controlling

	Orientierung
	Umwelt und Unternehmung:

Adaption
	Unternehmung:

Wirtschaftlichkeit betrieblicher Prozesse

	Planungsstufe
	Strategische Planung
	Taktische und operative Planung, Budgetierung

	Dimensionen
	Chancen/Risiken,

Stärken/Schwächen
	Aufwand/Ertrag,

Kosten/Leistung

	Zielgrößen
	Existenzsicherung, Erfolgspotentiale oder andere operationalisierbare längerfirstige Variablen
	Wirtschaftlichkeit, Gewinn, Rentabilität oder andere operationalisierbare kurzfristige Variablen

	Zeithorizont
	Ohne Zeithorizont
	12 bis 36 Monate


Unterschiede zwischen strategischem und operativem Controlling

Corporate Governance

Grundsätze (Verhaltenskodex) für die Leitung von vor allem börsennotierten Gesellschaften, mit denen die Zuständigkeiten, Aufgaben und Pflichten von Vorständen und Aufsichtsräten sowie deren Interessenkonflikte und Eigengeschäfte geregelt sind. Regelungen zur Corporate Governance sollen das Handels- und das Aktienrecht ergänzen und beispielsweise Bilanzbetrügereien verhindern helfen (Enron, EM-TV).

Fast zwei Jahre lang rangen Kapitalgeber (Aktionäre), Kapitalverwender (Vorstände), Kapitalzähler (Wirtschaftsprüfer), Kapitalkontrolleure (Aufsichtsräte), Kapitalhändler (Börsen, Analysten und Banken) und Politiker, die nie genug Kapital haben, um die richtigen Worte. 

Im Februar 2002 stand der Text, sechs Monate später traten die Corporate Governance-Grundsätze der Frankfurter Kommission mit dem „Code of Best Practice“ für börsennotierte Gesellschaften offiziell in Kraft. Darin geht es zum einen um die Zuständigkeiten, Aufgaben und Pflichten von Vorständen und Aufsichtsräten, zum anderen um Interessenkonflikte und Eigengeschäfte („Aufsichtsratsmitglieder dürfen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit Zuwendungen oder sonstige Vorteile weder für sich noch für Dritte fordern oder annehmen“). Drittens dürfen sie nun themenbezogene Ausschüsse, beispielsweise für Strategie, Bilanz und Personal, bilden.

Konzerne stellen mittlerweile ihren Code of Best Practice imagefördernd ins Internet.

Customer Relationship Management (CRM)
Die Beziehungsarbeit eines Unternehmens zu seinen Kunden, und zwar in allen Abteilungen, vom Vertrieb über Marketing bis hin zur PR.

Ein triviales Beispiel: Der Unternehmensberater Reinhold R. ist ziemlich angetan vom Hersteller seines Luxuswagens. Immer wenn er am Münchner Flughafen parkt, bezahlt ihm die Nobelkarossenfirma das Parkticket sowie eine Außen- und Innenreinigung des Fahrzeuges. Das stärkt die Kundenbande und spart Zeit und Geld.

Vorreiter von CRM war Mitte der neunziger Jahre die IT-Branche. Via Internet und Call Center heftete man sich an die Fersen der Verbraucher, sammelte Daten und Informationen, um schnell und flexibel neue Produkte und Dienstleistungen maßschneidern zu können. Heute ist der CRM-Hype deutlich abgeflaut.

Dead weight ton (DWT)

Maß für die Tragfähigkeit eines Schiffes (in Tonnen). Es bestimmt damit das Gesamtgewicht der Zuladung (Ausrüstung, Betriebsstoffe, Fracht).

Deflation (Inflation

Deglomeration

Entflechtung von Städteballungen, von Industrien, von Verbundsystemen.

Deindustrialisierung

Ein Kennzeichen des wirtschaftlichen Strukturwandels zu einer postindustriellen oder Dienstleistungsgesellschaft, deren Merkmal ein hoher Anteil an Beschäftigten im Dienstleistungssektor sowie eine Ausrichtung der Wirtschaft und Gesellschaft auf Wissenschaft und wissensintensive Branchen ist. Der Bedeutungsverlust v.a. der Altindustrien äußert sich in Standortwechsel sowie Stilllegung, Abnahme des Anteils der Beschäftigten sowie der Rückgang der wirtschaftlichen Wertschöpfung im Sekundären Sektor und damit verbundenen Blight-Erscheinungen. Eine innerregionale Deindustrialisierung war zunächst nur in den Verdichtungsräumen bei einer gleichzeitigen Zunahme des Umlandanteils der industriellen Tätigkeit (Industriesuburbanisierung) zu beobachten. Seit den 1980er Jahren führte der postindustrielle Strukturwandel zunehmend zu einer Verlagerung der industriellen Fertigung in Billiglohnländer (internationale Arbeitsteilung). Im Zuge der Standortförderung versuchen viele von der Deindustrialisierung betroffenen Regionen und Großstädte, technologie- und forschungsintensive Produktion in Kernregionen der globalen Wirtschaft (z.B. Silicon Valley) aufzubauen. Man spricht dabei von “Re-Agglomeration”.

Depression

Kräftiger Abschwung mit Schrumpfungsraten des Sozialprodukts.

Debt Swaps

D. S. bezeichnen den „Tausch“ von Schuldentiteln (in der Regel der Entwicklungsländer) gegen Gegenleistungen, etwa einer bestimmten Umweltpolitik (debt for nature swaps) oder einer bestimmten Ernährungssicherungspolitik (debt for food security swaps). In welcher Form die Transaktionen erfolgen, hängt von der Art der Schulden ab. Bei Schulden gegenüber ausländischen Banken bieten beispielsweise die debt for nature swaps eine Möglichkeit, gleichzeitig Erfolge gegen die Schuldenkrise und für den Umweltschutz zu erzielen.

Deregulierung
als wirtschaftlicher und politischer Kampf seit den achtziger Jahren des 20. Jh. von den USA und GB ausgehend, findet auf zwei Ebenen statt: 

· erstens in der Abschaffung von Handelshemmnissen und der Förderung seiner Internationalisierung mit dem Risiko der Vermehrung von Konkurrenz und dem Zwang der Reduzierung der Betriebskosten, dem vor allem die starken Konzerne gewachsen sind, und 

· zweitens im Abbau von gesetzlichen Handels-, Spekulations- und Betriebshemmnissen, welche die sozialen Gesellschaften (Staaten) entwickelt haben, um einen Ausgleich der Interessensgegensätze von Kapital und Arbeit zur Aufrechterhaltung des sozialen Friedens auf demokratischer Grundlage als Abwehr gegen die Installation von Diktaturen zur einstmals radikalen Verwirklichung der Interessen des Kapitals zu ermöglichen.

Design to cost

Entwicklung unter strikter Einhaltung von vorgegebenen Kosten.

Devisen

Im weiteren Sinn Ansprüche von Inländern auf Zahlungen in fremden Währungen aus ausländischen Bankguthaben oder auf im Ausland zahlbare Bankschecks und Wechsel. Im engeren Sinn versteht man unter Devisen die Bankguthaben bei ausländischen Währungen, die im so genannten Devisenverkehr eingesetzt werden. Dieser bezeichnet Transaktionen, in deren Verlauf die Währung eines Landes in die eines anderen konvertiert wird, oder er bezeichnet den internationalen Transfer von (Geld und Kreditinstrumenten.

Die Verwendung von Devisen ergibt sich zwangsläufig, weil verschiedene Länder unterschiedliche Geldeinheiten benutzen und die Währung eines Landes nicht für Zahlungen in einem anderen verwendet werden kann. Durch Handelsgeschäfte, Reisen und Geschäfte zwischen Einzelpersonen und (Unternehmen in verschiedenen Ländern entsteht die Notwendigkeit, (Geld in die Währung eines anderen Landes umzutauschen, um für Waren und Dienstleistungen in diesem Land zu bezahlen. Der Transfer von Geldwerten von einem Land ins andere und die Festsetzung des Preises, zu dem die Währung eines Landes gegen die Währung des anderen eingetauscht werden kann, sind die Hauptprobleme des Devisenverkehrs.

Innerhalb der Europäischen Union wurde im Rahmen der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU) der Euro als einheitliche Währung eingeführt. Der Euro gilt zunächst nur als Buchgeld und soll ab Juni 2002 alle nationalen Währungen innerhalb der Eurozone ersetzen. Dadurch sind im Handel innerhalb der EWWU keine Devisentransaktionen mehr notwendig.

Die Preise ausländischer Währungen unterliegen Schwankungen aufgrund der Kräfte von Angebot und Nachfrage; die Wechselkurse werden täglich in den wichtigsten Tageszeitungen der Welt veröffentlicht, was Devisenspekulationen ermöglicht.

Devisenbörsen

Auf diesem Markt wird mit auf ausländische Währung lautenden Guthaben und Forderungen gehandelt. Grundsätzlich dient die Devisenbörse der Bildung der Devisenkurse je nach Marktlage, d. h. nach (Angebot und Nachfrage. Als deutsche Leitbörse gilt Frankfurt/Main.

Seit der Aufhebung des Goldstandards (siehe Goldwährung) 1944 in Bretton Woods ist der Devisenmarkt anfällig für Schwankungen geworden, was sich vor allem an den Kapriolen der Leitwährung US-Dollar ablesen lässt. Mit der Auflösung des Systems der festen Wechselkurse (Bretton Woods) entwickelte sich dieser Markt hochspekulativ. So genannte institutionelle Anleger sind in der Lage, ganze Landeswährungen in die Krise zu führen. So wurde z. B. 1997 die thailändische Währung nach unten gedrückt (Asienkrise). Auch der Euro scheint der Macht der internationalen Finanzmärkte zum Teil hilflos ausgeliefert.

Dienstleistungen

Immaterielle Güter bzw. wirtschaftliche Leistungen, bei denen Produktion und Verbrauch zeitlich zusammenfallen und die daher nicht übertragbar, lagerfähig und transportierbar sind (z.B. Arzt-, Bank- oder Handelsleistungen). Im Außenhandel versteht man unter Dienstleistungen alle wirtschaftlichen Leistungen, die nicht durch den Warenverkehr bedingt sind (z. B. Deviseneinnahmen und -ausgaben). Dienstleistungen entstehen auch aus der Warenbewegung selbst (z.B. Frachten, Provisionen, Versicherungen)

Direktinvestition (Privatinvestition)

1. Im internationalen Kapitalverkehr eine Kapitalanlage, die von einem Investor (privater Unternehmer oder juristische Person, z.B. (Aktiengesellschaft) vollzogen wird. P. sind als gewinnorientierte privatwirtschaftliche Tätigkeiten zu verstehen. Um einem möglichen wirtschaftlichen und politischen Einfluß ausländischer Investoren entgegenzuwirken, sind in manchen Anlageländern ausländische Beteiligungen am Gesamtkapital eines Unternehmens auf 49% des Kapitals begrenzt.

2. Gemäß Paragraph 55 der Außenwirtschaftsverordnung die Gründung von Tochtergesellschaften oder Zweigniederlassungen im Ausland. Auch der Erwerb von Beteiligungen an ausländischen Unternehmen fällt darunter. Diese sichern i.d.R. den Einfluß auf die Geschäftsführung sowie den Ertrag der erworbenen Unternehmen. Direktinvestitionen über 10.000 Mark werden von der Deutschen Bundesbank erfaßt.

Direktvertrieb (Direktabsatz)

Güterabsatz an den Endkunden durch den Hersteller selbst. Beispiele: Avon Cosmetics, Vorwerk, Rosenthal, Vobis. Verkaufskanäle können hierbei Vertreterverkauf, eigene Verkaufsniederlassungen, Factory Outlets bzw. Outlet Center oder das Internet sein.

Distribution

Lat.: Verteilung, Aufteilung, in der Volkswirtschaftslehre die makroökonomische Verteilung von Einkommen und Vermögen auf Personen, Gruppen, Generationen, Regionen oder bestimmte Zeiträume. In der (Betriebswirtschaft Begriff für die Verteilung von (Gütern an die Endverbraucher, d. h. die Art und Weise, wie die Güter von den Stätten ihrer Produktion zum Konsumenten gelangen, bzw. generell alle Aktionen, die die körperliche und/oder wirtschaftliche Verfügungsmacht über materielle oder immaterielle Güter von einem Wirtschaftssubjekt auf ein anderes übergehen läßt.

Diversifikation

Ausweitung des Produktionsprogramms bzw. allg. der betrieblichen Tätigkeiten, um die Krisenanfälligkeit infolge einseitiger Orientierung zu vermindern, um sich auf neue Märkte einzustellen, um neue Wachstumsmöglichkeiten zu erschließen oder auch um bei der Produktion anfallende Zwischenprodukte oder Abfälle verwerten zu können; D. erfolgt auch, um die Erträge aus guter Ertragslage im Hinblick auf eine langfristige Produktplanung sinnvoll anlegen zu können. Jede Diversifikationsplanung erfordert sog. “feasibility studies”, d.h. technisch-wirtschaftliche Durchführbarkeitsstudien.

Dividende

Im Finanzwesen einer Wirtschaftsgesellschaft ein Geldbetrag, der aus dem Gewinn der Gesellschaft bewilligt und unter den Anteilseignern bzw. Aktionären verteilt wird; bezeichnet auch den Anteil am Gesamtbetrag, den der Aktionär erhält. Dividenden werden normalerweise periodisch (vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich) ausgeschüttet. Die Höhe der Ausschüttung bestimmt die Hauptversammlung der Aktionäre oder Anteilseigner nach Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat.

Dividenden werden auf proportionaler Basis ausgeschüttet; d.h., der Anteilseigner erhält von der Gesamtdividende im Verhältnis so viel, wie es seinem Verhältnis von Anteilen ((Wertpapieren) am Gesamtkapital der Gesellschaft entspricht.

Due Diligence 

Wörtlich etwa "gebührende Sorgfalt"; Unternehmensprüfung, Unternehmensbewertung z.B. im Vorfeld einer Firmenübernahme, bei der es vor allem um die Aufdeckung möglicher Risiken, die im Markt, in abgeschlossenen Verträgen, in der Performance oder auch in Mitarbeitern begründet sein können, geht.

Dynamik der Standortfaktoren

Dieser Begriff meint den Bedeutungswandel von Standortfaktoren, die Tatsache, daß Standortfaktoren selbst innerhalb ein und desselben Industriezweiges zeitlich und räumlich erheblich variieren können. Infolgedessen hat die betriebswirtschaftliche Bestimmung eines Standorts nur noch momentanen und relativen Wert. Es wird auch von einer "zunehmenden Kurzlebigkeit der Standortpräferenzen" gesprochen. Die Berechnung des "optimalen Standorts" ist kraß ausgedrückt, eine Utopie, der man sich nur optimal anzunähern versucht. So versucht man die langfristige Entwicklung der Standortfaktoren und ihrer Konstellationen so realistisch wie möglich vorauszuschätzen.

E-Commerce (Electronic Commerce)

Elektronischer Handel; im weiteren Sinne die elektronische Unterstützung sämtlicher ökonomischer Wertschöpfungsaktivitäten. Im engeren Sinne diejenigen Transaktionen auf einem (Markt, durch die der Austausch von wirtschaftlichen Gütern gegen Entgelt begründet wird und bei denen nicht nur das Angebot elektronisch offeriert, sondern auch die Bestellung (bzw. die Inanspruchnahme) elektronisch unter Verwendung interaktiver Medien (z.B. Internet) erfolgt. Diese Definition grenzt elektronische Verkaufstransaktionen von der reinen Online-Information und -Kommunikation (z.B. Online-Werbung) ab und schließt das Tele-Shopping per TV aus dem Bereich des E-Commerce aus, solange der Fernseher kein interaktives Medium ist.

Beim E-Commerce sind vier Bereiche zu unterscheiden:

· Handel zwischen Unternehmen (business-to-business, B2B)

· Handel zwischen Unternehmen und Konsumenten (business-to-consumer, B2C)

· Handel zwischen Unternehmen und der öffentlichen Hand (business-to-government, B2G)

· Handel zwischen Privatpersonen (consumer-to-consumer, C2C).

Von E-Commerce erwartet man sich eine spürbare verkehrsmindernde Wirkung. Diese Hoffnung von einigen Apologeten der New Economy scheint sich (noch) nicht zu erfüllen. Eine Stuttgarter Geographengruppe um Dr. Barbara Lenz ermittelte 2001 ein Einsparpotenzial an Einkaufswegen durch E-Commerce zwischen 0,5 und 5,4 Prozent, mit Auswirkungen vorwiegend im ÖPNV.

Effizienz

Eigenschaft einer Gesellschaft, soviel wie möglich aus ihren (knappen Ressourcen herauszuholen. Häufig besteht für eine Gesellschaft ein Konflikt zwischen Effizienz und (Gerechtigkeit.

EFTA

European Free Trade Association (Europäische Freihandelsvereinigung); 1960 als Gegenmodell zur EWG von sieben Staaten gegründete und heute eine Island, Liechtenstein, Norwegen, und die Schweiz umfassende Staatengruppe. Sie bildet - mit Ausnahme der Schweiz - seit 1994 mit der EU den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). Innerhalb der EFTA sind praktisch alle Zölle und Kontingente für die Einfuhr von Waren aus den Partnerstaaten beseitigt. Die Agrarerzeugnisse wurden jedoch nicht in diesen Freihandel einbezogen. Im Gegensatz zur Europäischen Gemeinschaft hat die EFTA keine gemeinsamen Außenzölle.

Eigentümer

Gemäß § 903 BGB die Person, die die rechtliche Verfügungsmacht über eine (Sache hat.

Einkommen

Alle Geldbeträge, (Güter und Nutzungen, die einem (Wirtschaftssubjekt innerhalb eines bestimmten Zeitraumes zufließen.

Man unterscheidet zwischen Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit (Lohn, Gehalt), Gewinneinkommen aus Unternehmertätigkeit oder Ausübung eines freien Berufs sowie Besitzeinkommen aus Vermögen (Zinsen, (Dividenden, Mieten, Pachten etc.).

Die o.g. Einkommen entstehen aus Beteiligungen am Wirtschaftsprozess und werden als originäre Einkommen bezeichnet. Als abgeleitete Einkommen bezeichnet man Übertragungs- oder Transfereinkommen. Sie fließen ohne wirtschaftliche Gegenleistung zu (Sozialrenten, Pensionen, Unterstützungszahlungen).

Das Bruttoeinkommen ist das Einkommen vor Abzug von Steuern und Sozialabgaben; nach Abzug ergibt sich das Nettoeinkommen.

Das Nominaleinkommen ist das in Geldeinheiten ausgedrückte Einkommen. Das Realeinkommen ist die Menge an Gütern und Dienstleistungen, die man mit dem Nominaleinkommen kaufen kann. Das Realeinkommen sinkt beispielsweise, wenn die Preise steigen und das Nominaleinkommen gleich bleibt.

Das (Volkseinkommen ist die Summe aller Einkommen, die den inländischen Wirtschaftssubjekten innerhalb einer Periode aus dem In- und Ausland zufließen.

Einzelfertigung

Besonderes Fertigungsverfahren, das grundsätzlich auf die Herstellung einzelner, jeweils verschiedener Produkte ausgerichtet ist. Hier wird nicht für einen anonymen (Markt, sondern konkret nach Auftrag gearbeitet. Dabei können durchaus auch zwei, drei oder vier gleiche Produkte erstellt werden, entscheidend ist vielmehr, daß je nach Auftrag der Arbeitsprozeß entsprechend neu zu gestalten bzw. anzupassen ist. Im Gegensatz zur Massenfertigung muß hier die maschinelle Ausstattung flexibler und die Qualifikation der Arbeitskräfte insgesamt höher sein.

Einzelhandel

Der Verkauf von Waren an Endverbraucher. Der Einzelhandel erfüllt vermittelnde Funktionen zwischen den Herstellern (Landwirtschaft, Industrie) und ggf. dem Großhandel auf der Input-Seite und den Konsumenten/Kunden/Endverbrau-chern auf der Output-Seite. Als Formen lassen sich unterscheiden: der stationäre Einzelhandel mit dauerhaft lokalisierten Verkaufssstellen (Ladengeschäft), der ambulante Handel mit temporären Standorten (z.B. Marktstände, Verkaufswagen), der Versandhandel mit Bestellung in entfernten Zentralen (z.B. durch Kataloge, Internet) und Auslieferung an die Kunden. Auf den stationären Einzelhandel entfallen in Deutschland über 90 % Umsatzanteil. Gegenwärtig verzeichnet E-Commerce als spezielle Form des Versandhandels hohe Zuwächse, der Anteil des ambulanten Handels stagniert und der des klassischen Versandhandels sinkt.

eisenschaffende Industrie

Herstellung von Roheisen im Hüttenwerk und dessen Verarbeitung zu Rohstahl und Formstahl im Stahl- und Walzwerk. Die e.I. bildet zusammen mit der eisenverarbeitenden Industrie die Eisen- und Stahlindustrie.

Elastizität

Ein Maß der Reagibilität der Nachfragemenge oder der Angebotsmenge auf eine der Einflußgrößen.

EMAS

Engl. Akronym für Environmental Management and Audit Scheme, die Bezeichnung des europäischen Umwelt-Audit-Systems.
Der Begriff hat sich europaweit als Bezeichnung des Systems durchgesetzt und ist als Teil des offiziellen Logos in die revidierte EG-Umwelt-Audit-Verordnung (EMAS II) ab 2000 aufgenommen worden.

end-of-pipe(-Technologien)

Gesamtheit der emissions- oder abfallmindernden Maßnahmen, die erst am Ende eines (Produktions-)prozesses (z.B. Abluftfilter, Abwasserreinigung) ansetzen. Eine Alternative ist der produktionsintegrierte Umweltschutz, bei dem durch Wahl der Einsatzstoffe und der Technologie Emissionen vermieden werden.

enterprise zone

Ein förmlich abgegrenztes Stadtgebiet, in dem einerseits eine Reihe indirekter Förderungsbestimmungen gelten und andererseits ein Katalog rechtlicher Restriktionen außer Kraft gesetzt wird, um Industrieansiedlungen und Unternehmensgründungen innerhalb der Zielgebiete anzureizen. Ihre Vorbilder beziehen Enterprise Zones aus den prosperierenden Freihandelszonen Hongkong und Singapur. Der dahinter stehende Gedanke ist, das Gründerklima des 19. Jh.s oder der 1950er Jahre künstlich wieder her zu stellen. Dabei sollen in kleinen Gebieten unternehmerische Investitionsanreize steuerlicher Art gesetzt und mit weitgehenden Befreiungen von staatlichen Auflagen gekoppelt werden, die als negative Rahmenbedingungen kostenerhöhende und risikovergrößernde Auswirkungen haben. So wird in Enterprise Zones z.B. das Bau- oder Umweltrecht bis hin zum Arbeitsrecht zugunsten der Unternehmer bzw. der Industrie eingeschränkt oder gänzlich aufgehoben. Im Gegensatz zu den Industrieparks herkömmlicher Art stellen Enterprise Zones nicht auf die konzentrierten Staatsinterventionen mit direkten Investitionshilfen, mit Infrastrukturvorleistungen und mit verbilligten Grundstücken, also mit einem gebündelten Einsatz des klassischen staatlichen Instrumentariums der Wirtschaftsförderung ab, sondern gerade umgekehrt auf den punktuell möglichst weitgehenden Rückzug des Staates.
Enterprise Zones wurden in Europa während des 'Thatcherism' im UK eingerichtet.
Entwicklungsachse

Leitlinie der wirtschaftlichen Erschließung und der Bebauung entlang von Ausfallstraßen und Bahnlinien von den Zentralen Orten ins Umland. Mit Hilfe dieser bevorzugten Entwicklungsachsen strebt man eine sinnvolle Raumplanung an, d.h. man versucht, eine weiter flächenhafte Zersiedelung der Landschaft zu verhindern.

Environmental monitoring

Die Beobachtung, Erfassung und Aufbereitung von Umweltzuständen und -veränderungen. Durch umfassende Beobachtungsnetze für Klima, Ozeane, Süßwasser, Landnutzung etc. wird sichergestellt, dass globale Entwicklungen bzw. Veränderungen registriert und Politik und Wissenschaft vermittelt werden können. Koordiniert und durchgeführt werden Umweltbeobachtungsprogramme derzeit vor allem von internationalen Organisationen wie z.B. WMO oder UNEP.

Erfolg

Unter Erfolg (oder Ergebnis) sind der Ertrag vermindert um den Aufwand jeweils für eine Periode zu verstehen. Dabei ist der Ertrag der in Geldeinheiten ausgedrückte Wertezugang einer Periode und der Aufwand der in Geldeinheiten ausgedrückte Werteverbrauch einer Periode.

Erlös

Einnahmen aus der Veräußerung von Gütern oder Dienstleistungen. Es braucht sich dabei nicht um die veräußerung von Betriebsprodukten (= organischer Betriebsleistung) zu handeln, sondern Erlös umfaßt den Ertrag für betriebliche Veräußerungen schlechthin, also auch z.B. für den Verkauf betrieblicher Substanz(Anlage- oder Umlaufsgüter). Erlös für die Veräußerung des Betriebsproduktes ist Leistungserlös.

Ertrag

Einnahmen eines (Unternehmens oder (Betriebes während einer bestimmten Zeitperiode. Im Bezug zum (Aufwand ergibt sich damit eine Beurteilungsmöglichkeit des Erfolges eines Unternehmens. Betriebswirtschaftlich stellt der Ertrag den Wertzugang eines Unternehmens während eines definierten Zeitraumes dar. Zu unterscheiden ist zwischen Erträgen aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit und außerordentlichen Erträgen wie z.B. aus dem Verkauf von Anlagevermögen, Zinseinnahmen usw. Die so genannten neutralen Erträge sind gesondert aufzuführen.

In der (Volkswirtschaftslehre stellt der Ertrag die Menge von Produkten dar, die in einer Zeitperiode unter Einsatz bestimmter Mittel erzeugt wurden.

Erwerbspersonen

zusammenfassende Bezeichnung für (Erwerbstätige und Erwerbslose (registrierte und nicht registrierte Arbeitslose).

Erwerbstätige

Erwerbspersonen, die eine unmittelbar oder mittelbar auf Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben. Dazu zählen Selbständige, abhängige Erwerbstätige und mithelfende Familienangehörige. Statistiken unterscheiden nicht immer eindeutig zwischen Erwerbstätigen, Erwerbspersonen und Beschäftigten. Die Zuordnung zu den einzelnen Sektoren ist (ähnlich wie beim (BIP) nicht einheitlich (»informeller Erwerbssektor«). 

Erwerbsquote

(Arbeitskräftepotential in Prozent der Bevölkerung (Wohnbevölkerung eines Landes zu einem bestimmten Zeitpunkt).

Erzeugerpreisindex

Ein Maß für die Preisentwicklung der von (Unternehmungen gekauften landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Produkte.

Europäische Union (EU)

Ein Verbund von selbständigen Staaten, die vertraglich den Grad ihrer Zusammenarbeit auf verschiedenen Feldern der Politik geregelt haben, und die der EU bestimmte Souveränitätsrechte übertragen haben. Die EU ist gleichzeitig ein Prozeß, sowohl hinsichtlich ihrer Mitgliederzahl, wie auch in bezug auf ihre Ausgestaltung. Somit ist die EU kein fertiges oder in sich geschlossenes Gebilde. Ihre Rechtsgrundlage setzt sich aus vier völkerrechtlichen Verträgen zusammen: EU-Vertrag, EG-Vertrag, EGKS-Vertrag und EURATOM-Vertrag.

War die politische Integration bis 1991 eher ein Ergebnis der wirtschaftlichen Integration der EG, so hat sich die Gemeinschaft mit der Vertragsreform von Maastricht zu einer politischen Union fortentwickelt. Ihr Kern bildet die in den kommenden Jahren fortzuführende bzw. zu schaffende Wirtschafts- und Währungsunion. 

Im Gegensatz zur EG hat die EU keine Rechtspersönlichkeit, sie kann also mit Drittländern keine völkerrechtlichen Verträge schließen. Abkommen mit Drittstaaten bedürfen der Ratifizierung in allen beteiligten Staaten.

Als wichtigstes und auch haushaltstechnisch umfassendstes Arbeitsfeld gilt gegenwärtig die Gemeinsame Agrarpolitik.

Europäischer Binnenmarkt

Der 1993 geschaffene E.B. baut auf folgenden vier Grundpfeilern auf:

1. Freiheit des Warenverkehrs

2. Freizügigkeit der Arbeitskräfte

3. Freiheit der Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs

4. Freiheit des Kapital- und Zahlungsverkehrs

Eutrophierung
Anreicherung eines Lebensraumes (z. B. Überdüngung eines Gewässers) mit Nährstoffen.

Exporte

Waren und Dienstleistungen, die im Inland produziert werden und im Ausland verkauft werden.

Externalität

Auswirkung der Handlung einer Person auf die Wohlfahrt eines Nachbarn (unbeteiligter Dritter). Das klassische Beispiel ist die Luftverschmutzung. Wenn eine chemische Fabrik nicht die gesamten Kosten der ausgestoßenen Schadstoffe trägt, wird sie leicht zuviel davon abgeben. In diesem Falle kann der Staat die soziale Wohlfahrt durch umweltpolitische Maßnahmen verbessern.

externe Kosten/Effekte

Darunter sind alle negativen technologiebedingten Effekte zu verstehen, die bei und durch die Produktion eines (Gutes entstehen und die weder in der Bilanz der betreffenden Firma noch im Bruttosozialprodukt auftauchen. Diese Effekte, die nicht der Produzent, sondern dritte Personen oder die Allgemeinheit zu tragen haben, umfassen auch die vor‑ und nachgelagerten Prozeßstufen wie z.B. Bau der Anlage, Energieträgergewinnung und -transport, Entsorgung. So sind Autos viel teurer als in ihrem Kaufpreis zum Ausdruck kommt. Durch Umweltschäden verursachen sie jedes Jahr zusätzliche Kosten bis zu 77 Mrd. DM. Therapien für Menschen, die durch die Luftverschmutzung, Lärmeinflüsse oder durch Unfälle zu Schaden kommen, muß jeder in Form seiner Krankenversicherungsbeiträge mittragen, egal ob er Auto (oder Bahn) fährt oder nicht. Nicht abgedeckt sind die Verluste, die unsere Volkswirtschaft dadurch erleidet, daß Unfallopfer eine Zeitlang nicht arbeiten. Rechnet man die externen Belastungen auf den Treibstoffpreis um, müßte der Liter Kraftstoff etwa eine Mark teurer sein. Derjenige, der Verkehrsleistungen anbietet, findet gegenwärtig keinen Anreiz, Kosten zu minimieren, da sie von anderen getragen werden und daher sein Portemonnaie nicht belasten. Es kommt überdies zu mehr (teilweise überflüssigen) Fahrten, da deren Preis eigentlich zu niedrig ist und dadurch zum Konsum verführt. Und schließlich verteilt sich der Verkehr volkswirtschaftlich nicht optimal auf seine verschiedenen Träger, wenn deren externe Kosten zu stark differieren und damit den Wettbewerb verzerren. Unser Wirtschaftswachstum wird mehr und mehr von diesen externen Kosten aufgefressen.

In der freien Marktwirtschaft fehlten bislang Normen für umweltbewußtes Handeln ebenso wie Institutionen, die Fehlentwicklungen steuern. Ein Hilfsmittel, um aus dem Dilemma zwischen technischem Fortschritt und Umweltzerstörung herauszufinden, kann in der Technikfolgenabschätzung (TA) gesehen werden.

face-to-face-Kommunikation

factory outlet store

Betriebsform des Einzelhandels, bei der die Hersteller ihre Produkte ohne die Vertriebskanäle des Groß- und Einzelhandels selbst verkaufen.

Faktorpreisausgleichstheorem
Die hohen Arbeitslosenzahlen seien Folge zu hoher Löhne in Verbindung mit der neoklassischen Freihandelstheorie, welche davon ausgeht, daß sich die Löhne im Rahmen der Globalisierung international angleichen würden. Also sei als Konsequenz nur möglich, die hohen Löhne der breiten Arbeitermasse auf das international niedrige Niveau zu senken.

Faktorkosten
Produkt aus Preis und Einsatzmenge eines (Produktionsfaktors.

feindliche Übernahme siehe unfreundliche Ü.

Fertigungstiefe

Prozentualer Anteil der jeweiligen betrieblichen Wertschöpfung am Gesamtwert des Produkts am Ende einer jeweiligen Produktionsstufe. So bedeutet eine hohe F. eine weitgehend eigenständige Fertigung aller Teile, z.B. von der Schraube bis zum fertigen Gerät. Die aktuelle Entwicklung geht in Richtung einer Verringerung der F. in der Industrie. Sie verlagert zudem ihre Lagerkapazitäten "auf die Straße". Das angewandte "Just-in-time"-Prinzip wird aber nur dann für den Hersteller kostensparend, wenn eine ausgefeilte Logistik dafür Garantie trägt, daß die Zulieferteile ohne Zwischenlagerung sofort in den Produktionsprozeß eingeschleust werden.

Fertigungsverfahren

Technik und Gestaltung des Fertigungsprozesses. Zur Herstellung von Produkten stehen dem (Betrieb eine Vielzahl von möglichen Verfahren zur Verfügung. Der Einsatz der Fertigungsverfahren wird entscheidend bestimmt von der Art, Besonderheit und der Menge des jeweils zu erzeugenden Produkts. Zunächst unterscheidet man zwischen manueller, maschineller und automatischer Fertigung. Üblich sind folgende Einteilungen:

· nach Menge, Art des Produkts:
Einzelfertigung Sortenfertigung Serienfertigung Massenfertigung

· nach Organisation des Arbeitsablaufs:
Werkstattfertigung Fließfertigung zugleich von Kombinationen v. Werkstatt/Fließfertigung

Finanzderivate

Auszüge aus Finanzgeschäften, z.B. Aktien oder Devisen. Mit ihrer Hilfe können die Möglichkeiten des globalisierten und somit deregulierten (Finanzmarktes effektiv ausgenutzt werden. Dabei sind Futures, Optionen und Swaps Kauf- oder Verkaufsrechte auf Währungen. Ebenso gehören hierzu Zinstermingeschäfte und Devisenoptionsgeschäfte. Mittels Internet und anderer elektronischer Kommunikationsmedien werden derartige Geschäfte heute weltweit in Sekundenschnelle abgeschlossen.

Durch diesen Geschwindigkeitsgewinn und anbetracht der Höhe der Transaktionen geht es hierbei nicht mehr nur um Prozentpunkte, sondern nur noch im Hundertstel eines Prozents. Zinsdifferenzen von wenigen Basispunkten führen heute zu beträchtlichen Devisenbewegungen. Derivate sind also zumeist sehr kurzfristige Papiere.

Finanzmärkte
Sie lassen sich wie folgt untergliedern:

· Finanzierungsmärkte oder Primärmärkte zur Unternehmensinvestitionen- oder Staatsausgabenfinanzierung, welche die Ersparnisse einer Volkswirtschaft für Investitionen zur Verfügung stellen 

· Sekundärmarkt, den Aktien- und Anleihenmarkt umfassend

· Devisenmärkte und der

· Wertpapiermarkt, mit dessen Hilfe man ein Basisgeschäft absichern oder eine Ertragsdifferenz ausnutzen will oder auf eine erwartete oder erhoffte Ertragsdifferenz spekuliert. 

Besonders die beiden letzten sind in den letzten Jahren infolge erhöhter Spekulationstätigkeit enorm gewachsen. 

Firma

Nach dem HGB (§ 17) der Name eines Kaufmanns (eines kaufmännischen Unternehmens), unter dem er seine Geschäfte betreibt, seine Unterschrift abgibt, im Handelregister eingetragen wird und klagen und verklagt werden kann.

Fiskus

Der steuereinnehmende Staat. Der Fiskus erhebt zahlreiche Steuerarten, die die Unternehmen unmittelbar oder mittelbar betreffen:

	Direkte Steuern

· Personensteuern
- Einkommensteuer (inkl. Lohnsteuer)
- Körperschaftssteuer und
- Erbschaft- und Schenkungssteuer

· Realsteuern
- Gewerbesteuer und
- Grundsteuer
	Indirekte Steuern

· Verkehrssteuern
- Umsatzsteuer und
- Grunderwerbssteuer

· Verbrauchssteuern
- Mineralölsteuer
- Tabaksteuer etc.


Fixe Kosten

(Kosten, die sich nicht mit der Produktionsmenge verändern ((variable Kosten).

Flächennutzungsplan

Ein Plan, in dem eine Gemeinde oder Stadt ihre bauliche Entwicklung für die kommenden Jahrzehnte festlegt. (siehe auch Glossar "Raumplanung")

Flexibilisierung der Arbeitszeit

Die Arbeitszeiten werden der Arbeit angepasst, z. B. KAPOFAZ: kapazitätsorientierte flexible Arbeitszeit.

Fließfertigung

Fertigungsverfahren, das dadurch gekennzeichnet ist, daß die Erstellung des jeweiligen Produkts in einem festen, vollständig festgelegten Fertigungsablauf/-weg erfolgt. Charakteristisch ist die ununterbrochene, gleichmäßige Reihenfolge der an dem jeweiligen Produkt durchzuführenden Arbeitsvorgänge bis zur Fertigstellung und die konsequent danach ausgerichtete Aufstellung der erforderlichen maschinellen Anlagen. Besonders ausgeprägt ist die F. im Fließbandverfahren, wo die Abfolge der einzelnen Arbeitsschritte in konstanten Zeittakten erfolgt.

Die F. ist das für die Herstellung von Massenprodukten unter Kostenaspekten besonders geeignete Verfahren. Es ermöglicht einerseits den höchsten Automationsgrad und andererseits die ausgeprägteste Spezialisierung der menschlichen Arbeitskraft. Negativ zu werten ist vor allem die Monotonie der damit verbundenen Arbeit.

fob (free on board)

Warenwert eines Handelsguts einschließlich Versicherungs-, Verlade- und Transportkosten bis zur Grenze des Exportlandes; im allgemeinen Grundlage der Exportwertberechnung.

Fordismus

Bezeichnung (benannt nach Henry Ford) für eine Phase des Kapitalismus und moderner Produktionsmethoden, die gekennzeichnet sind durch serienmäßige Massenproduktion, tayloristische Produktionsverfahren, Arbeitsteilung, Schichtarbeit und Methoden wissenschaftlicher Unternehmensführung (oft nach ihrem bekanntesten Verfechter tayloristische Methoden bezeichnet). Massenherstellung ermöglicht niedrige Produktpreise, höhere Produktivität, höhere Reallöhne: damit entstand u.a. eine der Voraussetzungen für den Massenkonsum.

1913 führte Henry Ford in seiner Automobilfabrik (Ford Motor Company) in Detroit eine neuartige Produktionsmethode ein. Sie setzte sich schnell in der Fertigungsindustrie durch. Die Ford’sche Produktionsmethode verband den so genannten Taylorismus mit zunehmender Mechanisierung (Fließbänder und Standardisierung von Bauteilen). Der Taylorismus beruht auf den Prinzipien der „wissenschaftlichen Betriebsführung", die Frederick Winslow Taylor entwickelt hatte. Er rationalisierte den Produktionsprozess, indem er planende und ausführende Arbeit voneinander trennte: Die Planung oder Organisation lag bei den Ingenieuren, die Ausführung bei den Arbeitern. Dadurch war die geistige und die manuelle Seite der (Arbeit voneinander getrennt.
Räumlich gesehen ist der Fordismus gekennzeichnet durch große Produktionsbetriebe im suburbanen Raum, die Tausende von Arbeitern beschäftigen, und durch eine Hierarchie von räumlich getrennten Produktionsbereichen wie Hauptverwaltungen, Montagewerken und Verwaltungsbüros.

Die rein rationale, auf bloße Effizenz abgestellte Produktionsmethode berücksichtige den „Faktor" Mensch nur unzureichend, und die strikte Trennung in Kopf- und Handarbeit konnte im Laufe automatisierter Produktionsprozesse nicht mehr aufrechterhalten werden. Die Gewerkschaften forderten darüber hinaus im Sinne einer Humanisierung der Arbeitswelt immer wieder auch die soziale Komponente bei den Rationalisierungmaßnahmen ein. Ebenso forderten sie (neben der Mitbestimmung) auch eine Beteiligung der Arbeiter und Angestellten am Produktivitätsvermögen und -gewinn, der aus der Rationalisierung und Intensivierung der (Arbeit entstand.

Als Neofordismus wird die Strategie bezeichnet, der Krise des Fordismus mit der Verlagerung fordistischer Produktion in periphere Wirtschaftsregionen zu begegnen. Eine Konsequenz dieser außereuropäischen Beschäftigungsentwicklung ist die Deindustrialisierung bislang hochindustrialisierter Regionen. Dieses auf die Zielgebiete sog. Niedriglohnländer gerichtete Outsorcing wird als Folge komparativer Kostenvortaeile gesehen. So ist zu beobachten, dass die krise des Fordismus mit den Mitteln des Fordismus bekämpft wird, indem fordistische Produktionsprinzipien in weltweitem Maßstab ausgedehnt werden. Im Ergebnis zeigen sich weltweite Netzwerke von abhängigen Subunternehmern, der Aufbau hierarchischer industrieller Kontrollbeziehungen in Form des Zusammenkaufens von Misch-Konzernen und die Einbindung abhängiger Zulieferbetriebe.

Forschung und Entwicklung (F&E)

F&E erfassen Tätigkeiten und Prozesse, die zu einem neuen materiellen und/oder immateriellen Gegenstand führen sollen. F&E ermöglichen die Gewinnung neuen natur- und ingenieurwissenschaftlichen Wissens und eröffnen neue Anwendungsmöglichkeiten für schon vorhandenes Wissen.

Franchising

Eine vertragliche Vereinbarung von Unternehmen auf verschiedenen Wertschöpfungsstufen, in der festgelegt wird, dass der Franchisenehmer gegen ein Entgelt bestimmte Dienstleistungen und Rechte des Franchisegebers in Anspruch nimmt.

Der Franchisegeber erhält Lizenzgebühren, die entweder umsatz- oder stückbezogen sind. Franchising stellt also eine vertikale Kooperation dar, bei der ein Hersteller den (Absatz der Produkte auf Vertragspartner überträgt. Der Inhalt des Franchisvertrags kann sich u.a. auf die Benutzung eines Firmennamens, einer Marke, eines Produktionsverfah​rens beziehen. Beispielsweise werden McDonald’s-Filialen und Benetton-Läden im Franchise-System betrieben.

Freihandel

Zwischenstaatlicher Waren- und Dienstleistungsverkehr ohne Zollschranken oder andere Einfuhrhindernisse wie z. B. Kontingentierung (Beschränkung der Importmenge für bestimmte Güter). Das Gegenteil des Freihandels ist der Protektionismus, der die inländische Produktion durch Einfuhrbeschränkungen schützt.

Außenwirtschaftliche Beziehungen werden vor allem mit dem Ziel aufgenommen und aufrechterhalten, durch internationale Arbeitsteilung den Wohlstand der beteiligten Volkswirtschaften zu erhöhen.

Die Freihandelsidee des Liberalismus

Vor über 200 Jahren forderten bereits die Vertreter des Liberalismus eine internationale Arbeitsteilung. Als Begründer der Freihandelstheorie gilt der Nationalökonom Adam Smith. Er behauptete, dass der Freihandel den Wohlstand aller Nationen vergrößere, wenn jedes Land die Güter exportiere, die es am billigsten herstellen könne, und jene Güter importiere, die anderswo billiger produziert würden.

Der Nationalökonom David Ricardo wies nach, dass ein Land auch dann durch den Außenhandel gewinnt, wenn es alle Güter billiger als das Ausland herstellen kann. Nach seinem Theorem der komparativen Kosten ist es für das betreffende Land sinnvoll, die Güter herzustellen, bei denen sein Kostenvorteil gegenüber dem Ausland am größten ist, und jene einzuführen, die es mit einem geringeren Kostenvorteil produzieren würde. 

Nachteile der internationalen Arbeitsteilung

Die Freihandelstheorie des Liberalismus lehrte, dass die internationale Arbeitsteilung zum größtmöglichen Weltsozial​produkt führe. Sie berücksichtigte jedoch nicht, dass die Handelsvorteile ungleich verteilt sein können. Besonders in den sechziger Jahren mehrte die erhöhte Rohstoffausfuhr einiger Entwicklungsländer nur den Wohlstand der Industrieländer, da mit der erhöhten Rohstoffproduktion ein Preisverfall verbunden war. Ein weiterer Nachteil einer zunehmenden internationalen Arbeitsteilung besteht in der wachsenden politischen und wirtschaftlichen Abhängigkeit einer Volkswirtschaft vom Ausland. Eine stark exportorientierte Volkswirtschaft kann durch Konjunktureinbrüche bei den Handelspartnern selbst geschwächt werden. Außerdem sind hoch industrialisierte Volkswirtschaften zunehmend auf Rohstoffimporte angewiesen, da sie die Gewinnung einheimischer Rohstoffe eingeschränkt oder gar eingestellt haben. So verdrängte beispielsweise in Deutschland seit der Mitte der sechziger Jahre billiges Heiz- und Industrieöl die Kohle. 

Argumente für den Protektionismus

Die Freihandelstheorie des Liberalismus ist zu keiner Zeit ganz verwirklicht worden. Die Vorherrschaft der protektionistischen Politik hängt zum Teil mit der Stärke industrieller Interessengruppen zusammen, die den ausländischen Wettbewerb fürchten. Für den Protektionismus gibt es folgende Argumente:

1. Die junge inländische Industrie könne sich nur ohne ausländische Konkurrenz entwickeln.

2. In Kriegszeiten könne einem das Ausland den Nachschub an wichtigen Gütern vorenthalten.

3. Der Protektionismus schütze die einheimische Industrie vor einem Dumping aus dem Ausland (Dumping bedeutet, dass ausländische Lieferanten Güter zu niedrigeren Preisen anbieten als im exportierenden Land, um Mitbewerber zu verdrängen und ein Monopol zu errichten.).

4. In Zeiten der Arbeitslosigkeit könne protektionistisches Handeln die Beschäftigung erhöhen. Verringere man die Importe, werde die Nachfrage nach inländischen Ersatzprodukten angeregt, wodurch die Produktion im Inland ausgeweitet werde.

5. Durch protektionistische Maßnahmen könne ein Land, auf dessen Exporte andere Länder stark angewiesen sind, seine Terms of Trade verbessern: Wenn es Zölle oder andere Einfuhrbeschränkungen verhänge, müssten die ausländischen Handelspartner ihre Exportpreise senken, damit sie genug Einkommen verdienten, um für die begehrten Güter aus dem Ausland zu zahlen.

Die Entwicklung nach dem 2. WK

Die meisten Staaten befürworten offiziell einen freieren internationalen Handel. Das Ziel ist jedoch auch in den hoch industrialisierten, stark exportabhängigen Ländern nur schwer zu realisieren. Seit dem Ende des 2. Weltkrieges haben die führenden Handelsnationen gemeinsame Anstrengungen unternommen, um den internationalen Handel zu liberalisieren und Einfuhrbeschränkungen zu beseitigen, z. B. durch das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (GATT). In Zeiten der Hochkonjunktur unterstützen die meisten Volkswirtschaften zwar den Freihandel, in einer Rezession greifen viele Staaten aber verstärkt zu protektionistischen Maßnahmen.

Die Volkswirtschaften sind heute so stark miteinander verflochten, dass die nationale Wirtschaftspolitik der führenden Industrienationen auch international Auswirkungen zeitigt. Dies verstärkt meist protektionistische Tendenzen, da sich einzelne Volkswirtschaften damit gegen die ihrer Meinung nach unfairen Methoden ihrer Konkurrenten auf dem Weltmarkt zu schützen suchen. Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (GATT) und seine Nachfolgeorganisation, die Welthandelsorganisation (WTO), sollen Streitigkeiten zwischen Handelsnationen entscheiden und allgemein akzeptierte Bedingungen für den Freihandel schaffen.

Fühlungsvorteile

Art der Verflechtung in Gestalt von Kontakten im weitesten Sinne zwischen Industriebetrieben sowie zwischen diesen und Einrichtungen des tertiären Sektors. Bei kleineren Firmen werden sie am augenfälligsten: 

Unternehmer am Heimatort bekannt (kredit- und versicherungswürdig; Kontakte zu kooperationsbereiten Industriellen, Gewerkschaftern, Stammtisch, Vereine, guter Draht zum Rathaus, zur Lokalpresse usw. So konnten sich auch Unternehmen von Weltrang am Gründungsort auch ohne besondere Standortvorteile halten: Daimler‑Benz, Bosch in Stuttgart, Peugeot in Montbéliard-Sochaux (bei Belfort), Michelin in Clermont-Ferrand. Auch für große Unternehmen sind entsprechende F. lebenswichtig: Kontakte zu entscheidungsbefugten Wirtschaftsbehörden, Botschaften, Messeleitungen; Datenbanken, Serviceinstituten für Informatik, Medien, Organisatoren für Marketing und Arbeitsvermittlung, Wirtschaftsvereinigungen; persönliche Kontakte innerhalb von Parteien, Clubs, Studentenverbindungen oder Altschülervereinigungen (Public Schools, Grandes Ecoles).

Fusion

Zusammenschluß/Vereinigung/Verschmelzung von zwei oder mehreren ‑ bisher selbständigen ‑ Unternehmen, wobei sie nicht nur ihre ökonomische, sondern auch ihre rechtliche Selbständigkeit aufgeben.

Futures

Bezeichnung für (Termingeschäfte an der (Börse, die dadurch gekennzeichnet sind, dass der Preis (Terminkurs, Wechselkurs), zu dem das Geschäft zu einem späteren Zeitpunkt abgewickelt wird, bereits zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses festgelegt wird. 

An einer Future-Börse werden Terminkontrakte auf Waren (Commodities) oder Finanzprodukte (Financials) gehandelt. Futures beinhalten dabei die Verpflichtung, nach Ablauf einer Frist eine im voraus festgelegte Menge zu einem zuvor vereinbarten Preis abzunehmen. An Future-Börsen sind als Geschäftsformen möglich: der Kauf oder Leerkauf von Futures sowie der Kauf oder Leerkauf von Calls (Kaufoptionen) oder Puts (Verkaufsoptionen) auf Futures. Geschäfte mit Terminkontrakten an Future-Börsen sind hoch spekulativ; sie werden auch zur Absicherung gegen Kursverluste jeglicher Art getätigt.

Gebrauchsgüter (durable consumer goods)

Erzeugnisse der Güterproduktion mit einer gewissen Lebensdauer (z.B. Haushaltsgeräte) im Unterschied zu Verbrauchsgütern (einschließlich Nahrungs- und Genußmittel).

Geld

Ein Bündel von Aktiva, die die menschen in einer Volkswirtschaft regelmäßig dazu verwenden, Waren und Dienstleistungen von anderen Menschen zu erwerben.

Geldwirtschaft

Wirtschaft, in der Waren nicht gegen andere Waren getauscht werden, sondern in der (Geld als Tauschmittel eingesetzt wird.

Gemeinlastprinzip

Nach diesem Prinzip wird die öffentliche Hand anstelle der Verursacher mit öffentlichen Mitteln tätig, um Umweltbeeinträchtigungen direkt oder indirekt zu vermindern (Verursacherprinzip).

General Agreement on Tariffs and Trade (GATT)

Hauptziele des am 1.1.1948 in Kraft getretenen Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens waren der Abbau von internationalen Zollschranken und anderen Einfuhrbeschränkungen zur Förderung des (Außenhandels und der inter​nationalen Wirtschaftsbeziehungen. Das Abkommen stellte jedoch nur formal ein Vertragswerk dar, es gewann den Rang einer Sonderorganisation der Vereinten Nationen mit Sitz in Genf und wurde am 1.1.1995 durch die (WTO (World Trade Organisation = Welthandelsorganisation) abgelöst.

Genossenschaft

Die Genossenschaft ist eine Gesellschaft mit offener, wechselnder Zahl von Mitgliedern (Genossen), die einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen und sich dazu eines gemeinsamen Geschäftsbetriebs bedienen. Sie sind ein wirtschaftlicher Verein, dessen gezeichnetes Kapital sich aus den Einlagen der Mitglieder zusammensetzt. Die Statuten bestimmen, ob die Mitglieder beschränkt mit ihrer effektiven Einlage, mit einer bestimmten Haftsumme oder unbegrenzt haften. Genossenschaften werden steuerlich wie Kapitalgesellschaften behandelt, genießen aber eine Reihe steuerlicher Privilegien. Genossenschaften treten vor allem auf als

· Einkaufsgenossenschaften

· Baugenossenschaften

· Kreditgenossenschaften

· Landwwirtschaftliche Verwertungsgenossenschaften

Gerechtigkeit

Hier die gerechte Verteilung der einer Gesellschaft zur Verfügung stehenden Ressorurcen unter den Bürgern. Häufig steht dieses Prinzip im Konflikt mit dem Prinzip (Effizienz.

Gesamte Auslandsverschuldung

Das Schuldenberichtssystem der Weltbank versteht darunter die Summe aller öffentlichen, öffentlich garantierten, privaten nicht garantierten langfristigen Auslandsschulden, der kurzfristigen Schulden und der in Anspruch genommenen IWF-Kredite.

Geschäftsprozess-Analyse

Methode, mit der abteilungsübergreifende Prozesse (z.B. vom Einkauf bis zum Vertrieb) untersucht werden hinsichtlich Wertschöpfung, Kosten, Qualität und Zeit.

Gesellschaft

Der freiwillige Zusammenschluß mehrerer (natürlicher oder juristischer) Personen zur Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks.
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Schema der unterschiedlichen Rechtsformen von Gesellschaften

Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts

Die BGB-Gesellschaft ist ein vertraglicher Zusammenschluß von juristischen Personen zur Förderung eines gemeinsamen Zwecks. Sie besteht häufig in Form von Gelegenheitsgesellschaften ((Arbeitsgemeinschaften, (Kartelle, (Konsortien)

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) – GmbH und Co.

Rechtsform eines Unternehmens mit eigener Rechtspersönlichkeit, wobei sich die Haftung der Gesellschafter lediglich ‑ auf das von ihnen aufgebrachte Stammkapital der Gesellschaft beschränkt. Für die Gläubiger einer GmbH haftet somit nur das Gesellschaftsvermögen.

gesellschaftliche Ressourcen

(Güter, die zwar eine konkurrierende Nutzung aufweisen, aber nicht ausschließbar sind. Wenn jemand Fische in einem See fängt, sind für andere Fischer zwar weniger Fische vorhanden. Doch handelt es sich bei den Fischen nicht um "ausschließbare" Güter, da die einzelnen zu fangenden Fische niemandem gehören und kein Eigentümer den einzelnen Fisch "Zug um Zug" gegen Bezahlung nur abgibt.

Gesetz des Angebots

Bei sonst unveränderten Randbedingungen steigt die angebotene Menge eines (Gutes bei steigendem Preis des Gutes.

Gesetz der Nachfrage

Bei sonst unveränderten Randbedingungen sinkt die nachgefragte Menge eines (Gutes bei steigendem Preis des Gutes.

Gewichtsverlustmaterialien

Material und Güter, bei deren Verarbeitung ein Gewichts- und/oder Volumenverlust eintritt und sich deshalb die Verarbeitungsbetriebe an dem Ort des Materialvorkommens orientieren, z.B. bei der Verhüttung von Eisenerz zu Roheisen.

Gewinn

Die positive Differenz zwischen (Ertrag und Aufwand eines Unternehmens innerhalb einer Rechnungsperiode, in der Gewinn-und-Verlust-Rechnung als Jahresüberschuss ausgewiesen, in der Bilanz als Saldo der Aktiv- und Passivseite (Buchgewinn). Bei diesem Unternehmensgewinn müssen die beiden errechneten Größen, Jahresüberschuss und Buchgewinn, miteinander übereinstimmen.

Gewinnmaximierung

Auch erwerbswirtschaftliches Prinzip genannt. Entscheidende Zielsetzung der betrieblichen/unternehmerischen Betätigung in einer Marktwirtschaft. Das gesamte betriebliche Handeln erfolgt dabei mit dem Ziel der Erwirtschaftung eines höchstmöglichen Gewinns., d.h. der Erzielung einer möglichst hohen Rendite für das eingesetzte Kapital. Zur Erreichung dieses Ziels bieten sich grundsätzlich zwei Ansatzpunkte, ‑ Minimierung der Kosten ‑ Maximierung der Preise für die erstellten Leistungen. Allerdings ist die Frage der Preisfestsetzung entscheidend abhängig von der Marktstellung des jeweiligen (Betriebs, z.B. muß bei vollkommener Konkurrenz der Marktpreis als vorgegebenes Datum akzeptiert werden. Dieses Prinzip der G. muß i.d.R. auf lange Sicht ‑ nicht kurzfristig ‑ gesehen werden. Ein (Betrieb, der z.B. die höchstmöglichen Preise fordert, läuft so in Gefahr, neue Konkurrenten anzulocken oder Kunden zu verlieren, eventuell durch eine zu rigorose Betriebspolitik (so Niedrighaltung der Personalkosten um jeden Preis) soziale Schwierigkeiten auszulösen.

global branding

Standardisierungskonzept im Bereich der Markenpolitik, bei dem vor allem die Chance eines welweiten Image-Transfers sowie Kostensenkungspotentiale genutzt werden. Die Risiken einer standardisierten Markenpolitik liegen vorrangig in negativen Assoziationen mit dem Markennamen und einem Anreiz zur Markenpiraterie.

Anforderungen an eine internationale Markenpolitik:

· der Name muß in allen relevanten Sprachen aussprechbar sein,

· der Name muß akustisch und visuell leicht wiedererkennbar und einprägsam sein,

· der Name muß die beabsichtigte Assoziation mit dem Produkt erwecken und

· es muß ein gesetzlicher Markenschutz auf allen Märkten möglich sein.

global city

Ausdruck für die Tatsache, dass die sich herausbildenden globalen Vernetzungen und Netzverdichtungen “Knoten” brauchen, also besondere Funktionszentren mit entsprechend spezialisierter Standortbündelung. was diagnostiziert wird, ist ein Prozeß der neubewertung des internationalen Städtesystems und seiner Bedeutungshierarchie. Hier liegen auch Anknüpfungspunkte zur Diskussion um die Metropolen.

Globale Gemeinschaftsgüter

Umweltgüter wie die Hohe See, die Erdatmosphäre oder der Orbit, die allgemein zugänglich sind und für die keine Eigentums- oder besonderen Souveränitätsrechte bestehen.

Globale Umweltfazilität (GEF)

Multilateraler Finanzierungsmechanismus, der 1991 gegründet wurde. Die GEF wird gemeinsam betrieben von UNDP, UNEP und der Weltbank. Sie stellt Entwicklungsländern und den Transformationsländern Osteuropas Gelder in Form von Zuschüssen oder stark verbilligten Krediten für Projekte und Maßnahmen zur Verfügung, die dem globalen Umweltschutz dienen. Schwerpunkte sind Klimaschutz, Erhalt der Artenvielfalt, Schutz der Ozonschicht und Schutz internationaler Gewässer.

Maßnahmen zum Schutz der Böden in Trockengebieten und der Wälder werden ebenfalls unterstützt, wenn sie Bezug zu einem der vier Schwerpunkte haben.

Globaler Wandel

Die Verschränkung von globalen Umweltveränderungen, ökonomischer Globalisierung, kultureller Transformation und einem wachsenden Nord-Süd-Gefälle.

global governance

Bezeichnung für eine gemeinsam von allen Staaten getragene Weltordnungspolitik, wie sie eine UN-Kommission in dem Bericht “Our global neighbourhood” 1995 vorgeschlagen hat. Nicht eine fiktive Weltregierung (government), sondern bestimmte Instanzen könnten nach diesem Konzept die Maßstäbe für globale Standards oder für Global-Ethik setzen, für ein friedliches Zusammenleben sorgen, das Überleben sichern und die Ansprüche einer nachhaltigen Entwicklung durchsetzen. Damit sind Instanzen - z.B. Weltkonferenzen - gemeint, die neben den nationalstaatlichen Akteuren solche wie NRO (Nichtregierungsorganisationen), transnationale Konzerne, Finanzmärkte, Medien oder Bürgerbewegungen an einem interaktiven Prozeß der Entscheidungsbildung beteiligen. Neben der Bewußtseinsbildung für globale Probleme und der Notwendigkeit zu Verantwortung wollen die Weltkonferenzen gerade über ihre Konventionen die Einhaltung von ökologischen und auch ökonomischen Standards weltweit einfordern. Beispiel für eine Weltkonferenz im o.g. Sinne ist die Weltkonferenz der UN zu Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro mit ihrer (Agenda 21.

Globalisierung

Begriff für den Vorgang der zunehmenden weltumspannenden sozialen, d.h. auch ökonomischen Interaktionen, durch die entfernte Orte in solcher Weise miteinander verbunden werden, dass Ereignisse an einem Ort durch Vorgänge geprägt werden, die sich an einem viele Kilometer entfernten Ort abspielen und umgekehrt. Auffallend ist eine noch nie da gewesene Mobilität des Kapitals.

Globalisierung wird als ein Prozess verstanden, in dem mächtige Akteure eine weltweite Integration von Wirtschaftssektoren und Produktionssystemen bewirken, die zuvor territorial getrennt waren. Integration kennzeichnet die neue Art der weltweiten Verflechtungen, gewissermaßen als Fortentwicklung der weltweiten Arbeitsteilung durch Spezialisierung sowohl innerhalb von Transnationalen Unternehmen als auch zwischen Unternehmen.

Ausdrücklich darf Globalisierung nicht reduziert werden auf eine rein ökonomische Betrachtungsweise, sondern letztlich werden alle gesellschaftlichen Bereiche von Globalisierungsvorgängen betroffen. Globalisierung verändert nicht nur (Handel, Finanzen und (Arbeit, sondern auch die Umwelt, Sozialsysteme, die Kommunikation untereinander, Lebenswelten und Gesellschaftsformen bis hin zur Tiefenstruktur nationaler Gesellschaften.

Der Begriff wird oft auch inflationär für negative Trends einerseits und Zukunftschancen andererseits gebraucht.

Folgende Prozesse haben in den vergangenen Jahrzehnten zur Veränderung der globalen Interaktionen beigetragen:

· eine politische Neuordnung der Regulierung internationaler Interaktionen, besonders im (Außenhandel (Abbau von Handelsschranken im Rahmen von GATT, WTO) und im Kapitalverkehr (('Deregulierung', globale Verfügbarkeit von Kapital, national unabhängige Finanzmärkte, Euromärkte etc.), aber auch die Entwicklung einer 'transnationalen Wirtschaftsdiplomatie'. Wiewohl umstritten, ob dies nicht eher eine 'Regionalisierung' der Weltwirtschaft denn eine Globalisierung bedeute - man denke an die politische Formierung neuer Wirtschaftsblöcke wie die EU, Nafta, Mercosur, Asean) -, wurde vielfach damit die These einer 'Aushöhlung' des Nationalstaates verbunden; 

· neue Informations- und Kommunikationstechniken (Computer, Satelliten-gestützte Netze, neue transatlantische Kabel). Erst diese Kommunikation macht die Ausnutzung von Deregulation auf Finanzmärkten sowie die Steuerung globaler Wirtschaftsorganisationen möglich. 

· neue Transporttechnologien, z.B. die Erfindung des Containers, Großraumflugzeugs, neuer Umschlagstechniken, logistischer Konzepte wie hub and spoke. Deren weltumspannende Organisation hat zu einer radikalen Senkung der Transportkosten von Waren und Menschen geführt und damit die Ausnutzung von Standortvorteilen in der internationalen Arbeitsteilung erst ermöglicht. Von besonderer Bedeutung für die Globalisierung ist die Durchsetzung weltweiter Standards (z.B. bei Containern, Betriebssystemen); 

· die Durchsetzung neuer Organisationsformen der Wirtschaft in Gestalt des Transnationalen Unternehmens und der 'Globalen Warenketten'. Diese bewirken eine globale Integration von ehemals nationalen Marktstrukturen, aus der globale (Oligopole hervorgehen - also eine begrenzte Anzahl mächtiger, weltumspannender Unternehmen in ihrem jeweiligen Marktsegment; 

· die wachsende Bedeutung von 'Wissen' als Produktionsfaktor in einer Welt, in der sich Kostenwettbewerb und Innovationswettbewerb der Unternehmen verbinden. Dieser Faktor eröffnet neue Aspekte in der Debatte um Globalisierung, sei es um die 'lokale' Produktion von Wissen (z.B. in regionalen und nationalen Innovationssystemen, die räumlich konzentrierende Wirkung von Wissen und Innovationen oder um die Machtaspekte im Austausch von Wissen. 

Viele Ökonomen gehen von der Hypothese aus, nach der einzelne Orte und Regionen als Folge der Globalisierung zu Gewinnern, andere zu Verlierern werden (können). Die Wirkungsmechanismen sind dabei unklar.

Die Staaten reagieren auf diese Entwicklungen, indem sie ihr Staatsgebiet als Kapitalstandort möglichst attraktiv zu gestalten suchen. Ziel dabei ist es, weltweite Erträge zu nationalisieren, Kapitalanlagen zu veranlassen und nicht zuletzt die heimische Währung zu stärken. Faktisch findet also eine Konkurrenz der Staaten statt, die sich um die Frage dreht, wer Nutznießer der Globalisierung ist.

In der Bundesrepublik Deutschland wurde in den letzten Jahren kontrovers diskutiert, ob der Standort Deutschland noch attraktiv sei, insbesondere im Vergleich zu anderen westlichen Industrieländern sowie jenen in Südostasien. In der Folge kam es zum Abbau von Arbeitnehmerrechten, zu Einschnitten in die sozialen Sicherungssysteme und Reallohnverlusten. Kritiker warnen daher vor einer „Globalisierung der Armut”.

(s.g. Linkliste bei der Enquete-Kommission "Globalisierung der Weltwirtschaft" http://bundestag.de/gremien/welt/welt_lin.html)

global player

Formel für die Zusammenführung aller ökonomischen Aussagen in Gestalt des transnationalen Unternehmens; hier überschneiden sich die Rahmenbedingungen, die unternehmerischen Strategien und die transnationalen Folgestrukturen.

global sourcing

Weltweiter Einkauf von Zulieferteilen für ein Industrieprodukt (Automobil) oder auch die Vergabe von Programmierungsaufträgen ins Ausland (z.B. Indien, Philippinen, China u.a.). Bei dieser Beschaffungsstrategie muß darauf geachtet werden, daß günstigere Kosten nicht mit Qualitätsnachteilen verbunden sind, die das Image der Produkte so mindern, daß die gesamte Produktstrategie gefährdet wird.

Global sourcing ist als ein Versuch zu weiterer Kostenreduzierung zu sehen, da nach Ansicht vieler (Unternehmen die Kostensenkungspotentiale mit Hilfe der (Automatisierung, (Mechanisierung oder (Rationalisierung im Produktbereich sowie im Bereich der Arbeitskräfte ausgeschöpft sind.

global village

Begriff zur Beschreibung der sich im Zuge der (Globalisierung heraus bildenden Verhältnisse, insbesondere der informationstechnisch bedingte “Verlust” an räumlicher Distanz.

Auf den ersten Blick scheint das schnell wachsende Kommunikationnetz der augenfälligste Nachweis für Globalisierung bei gleichzeitiger Möglichkeit zu individueller Partizipation. Kritisch ist aber anzumerken, dass etwa 95 % aller Internet-Rechner in Nordamerika und Mitteleuropa stehen, und dass 80 % der Weltbevölkerung keinen Telefonanschluss haben. Auch im globalen Dorf schafft der selektive Zugang zum Netz weltweit Privilegierte und Ausgeschlossene.

Goldwährung

In der Volkswirtschaft ein Währungssystem, innerhalb dessen alle Arten von gesetzlichen Zahlungsmitteln auf Verlangen in eine gesetzlich vorgeschriebene Menge Feingold umgetauscht werden können. Bis zum 19. Jh. hatten die meisten Länder der Welt Währungssysteme auf der Grundlage des Bimetallismus. Der verbreitete Übergang zur Goldwährung im Verlauf der zweiten Hälfte des 19. Jh. war zum größten Teil das Ergebnis der Industriellen Revolution, die eine starke Zunahme der Güterproduktion mit sich brachte und die Grundlage für den Welthandel erweiterte. Die Länder, die zur Goldwährung wechselten, hatten drei grundlegende Ziele: (1) Sie wollten die Abwicklung internationaler Handels- und Finanztransaktionen erleichtern, (2) stabile Wechselkurse gegenüber ausländischen Devisen erzielen und (3) die inländische Währung stabil halten. Sie glaubten diese Ziele am besten zu erreichen durch einen einheit​lichen Währungsstandard von weltweiter Gültigkeit und relativer Stabilität. Daher wird die Goldwährung manchmal auch einheitliche Goldwährung oder Goldstandard genannt.

Als erstes Land führte Großbritannien 1816 die Goldwährung ein. Im Deutschen Reich wurde sie 1873 eingeführt, und die meisten anderen Länder folgten dann bis zum Jahr 1900. Nach dem 1. WK kam es zum Zusammenbruch der Goldwährung. Es folgte eine Phase der Wiederbelebung in den zwanziger Jahren, die bis zum großen Börsenzusam​menbruch an der Wall Street 1929 dauerte. Auf den Schwarzen Freitag folgte dann die Weltwirtschaftskrise. Aufgrund des erneuten Zusammenbruchs des Goldwährungssystems schafften zuerst Großbritannien 1931 und die USA 1933 die Goldwährung ab. Hinter diesem Schritt stand die Annahme, dass die Exporte eines Landes durch Währungsab​wertung angeregt werden könnten.

Nach dem 2. WK wurde eine modifizierte Golddevisenwährung durch das Abkommen von Bretton Woods geschaffen. Bis zum 15. August 1971 verpflichtete sich die USA, Dollar zu einem bestimmten Preis in Gold umzutauschen. Im Jahr 1975 spielte Gold noch eine geringere Rolle, als die amerikanische Regierung einen Teil ihrer Goldreserven am offenen Markt verkaufte und so das Gold eher als Ware und nicht mehr als Standard im internationalen Währungs​system behandelte. Bis zum Ende des Jahrzehnts war keine große Währung mehr in Gold einlösbar. Allein die Schweiz, die 1954 die Konvertierbarkeit des Schweizer Franken in Gold abschaffte, besteht noch darauf, dass ein gewisser Teil ihrer Währung durch Gold gedeckt ist.

Grenzprodukt

Das Grenzprodukt irgend eines Faktoreinsatzes in der Produktion ist der Zuwachs an Produktmenge, den man durch eine zusätzliche Einheit des Inputs erhält. Wenn z.B. die Anzahl der Arbeitskräfte von 1 auf 2 ansteigt, nimmt die Keksproduktion von 50 auf 90 Stück zu. Das Grenzprodukt des zweiten Arbeiters beträgt 40 Stück (pro Arbeitskraft). Und wenn die zahl der Arbeitskräfte nochmals von 2 auf 3 ansteigt, erhöht sich der Keks-Output von 90 auf 120 Stück. Das Grenzprodukt der dritten AK beträgt also 30 Stück (pro Person). Die beschriebene Abnahme wird mit dem Begriff "abnehmendes Grenzprodukt" beschrieben.

Grundstoffindustrien
Kohlebergbau, Energiewirtschaft und eisenschaffende Industrie; wegen ihrer besonderen Bedeutung als Vorausset​zung für Investitions- und Konsumgüterindustrie und infolge ihrer Konjunkturanfälligkeit werden G. häufig staatlich gefördert.

Gruppenmontage

Fertigung mit großer Fertigungstiefe an einem Ort, bei der G. ist einer Gruppe von Mitarbeitern die weitgehende Fertigstellung eines komplexen Produktes anvertraut, z.B. die eines Motors oder die Fahrzeugmontage, um die die Eintönigkeit und die Taktzwänge der Fließbandarbeit zu vermeiden; meist auf relativ kleine Serien beschränkt.

Gut

Ein Mittel, das der Befriedigung eines menschlichen (Bedürfnisses dient. Unterschieden wird zwischen wirtschaft​lichen oder knappen Gütern und freien Gütern. Knappe oder wirtschaftliche Güter stehen nur begrenzt zur Verfügung. Sie werden auf einem Markt gehandelt und haben einen Preis. Freie Güter sind unbegrenzt vorhanden, z.B. Sonnen​licht. Viele ehemals freie Güter entwickelten sich mit der Zeit zu knappen, wirtschaftlichen Gütern, beispielsweise durch übermäßigen Verbrauch (Trinkwasser u.a.), Monopolisierung (Land u.a.) und Umweltverschmutzung (Luft, Wasser). Güter sind materiell oder immateriell. Demgemäß lassen sich wirtschaftliche Güter unterteilen in Sachgüter und Dienstleistungen, Rechte u.a.

Bei den Sachgütern unterscheidet man zwischen Produktions- und Konsumgütern. Erstere werden für die Produktion benötigt; Letztere decken den Verbrauch privater Haushalte. Beide, Produktions- und Konsumgüter, lassen sich einteilen in Verbrauchsgüter (für den einmaligen Verbrauch) und (Gebrauchsgüter (für den längerfristigen Gebrauch). Verbrauchsgüter der privaten Haushalte sind beispielsweise alle Nahrungsmittel; Kleidung zählt dagegen zu den Gebrauchsgütern.

Sofern die Nachfrage nach einem Gut bei sinkendem Einkommen zurückgeht, handelt es sich um ein normales Gut. Um ein inferiores Gut handelt es sich hingegen, wenn die nachgefragte Menge - vereinzelt - bei steigendem Einkommen zurückgeht.

Im Bereich der Produktion sind Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe Verbrauchsgüter; Maschinen sind (Gebrauchsgüter.

Alle in einem Jahr in einer Volkswirtschaft hergestellten Güter ergeben das (Bruttosozialprodukt. Zieht man vom Bruttosozialprodukt alle Güter ab, die das im Produktionsprozess verschlissene Realkapital (z.B. Maschinen) ersetzen, erhält man das Nettosozialprodukt oder (Volkseinkommen.

Güter lassen sich ferner nach zwei Fragen in vier Kategorien einteilen:

1. Sind andere von der Güternutzung ausschließbar? (Ausschlußprinzip)

2. Nimmt ein Güternutzer den anderen ganz oder teilweise die Nutzungsmöglichkeit? (Konkurrenzprinzip)

	
	Konkurrenzprinzip

	
	Ja
	Nein

	Ja

Ausschluß-

prinzip

Nein

	Private Güter

- Speiseeiskugeln

- Kleidung

- gebührenpflichige Straßen mit Stau
	Natürliche Monopole

- Feuerschutz

- Kabelfernsehen

- gebührenpflichtige Straßen ohne Stau

	
	Gesellschaftliche Ressourcen

- Fische im Meer

- Umwelt

- öffentliche Straßen mit Stau
	Öffentliche Güter

- Nationale Verteidigung

- Wissen

- öffentliche Straßen ohne Stau


Halbfabrikat

Produkt, das noch weiter Produktionsstufen durchlaufen muß, bis es seine endgültige Form und Ausstattung gefunden hat.

Handel

a) Im funktionellen Sinne: Die wirtschaftliche Tätigkeit des Umsatzes ((Beschaffung und/oder (Absatz) von Gütern in der Regel ohne wesentliche Be- und Verarbeitung.

b) Im institutionellen Sinne: Hier auch als Handelsunternehmen, Handelsbetrieb oder Handlung bezeichnet; jene Institutionen, deren wirtschaftliche Tätigkeit ausschließlich oder überwiegend dem Handel im funktionellen Sinne zuzurechnen ist.

Handelslogistik

Die Handelslogistik umfasst die integrierte Planung, Abwicklung, Gestaltung und Kontrolle sämtlicher Waren- und dazugehöriger Informationsströme zwischen einem Handelsunternehmen und seinen Lieferanten, innerhalb des Han​delsunternehmens und zwischen einem Handelsunternehmen und seinen Kunden. 

Aus der institutionellen Perspektive der im deutschsprachigen Raum vorherrschenden betriebswirtschaftlichen Logis​tikkonzeption, versteht sich die Handelslogistik, neben der Industrie- und Dienstleistungslogistik als Teilbereich der Unternehmenslogistik. Bezogen auf die unterschiedlichen Phasen des Warenflusses vom Beschaffungsmarkt bis zum (Absatzmarkt (und retour) rücken bei der Handelslogistik hauptsächlich Entscheidungstatbestände der Beschaf​fungslogistik, der Distributionslogistik und der Entsorgungslogistik in den Mittelpunkt der Betrachtung. Die Handelslo​gistik kann aus diesen funktionalen Gesichtspunkten als eine Ausprägung der (r) Marketinglogistik angesehen werden. Die Gestaltung der zu den Warenströmen zugehörigen Informationsströme obliegt dem dafür notwendigen Informati​ons- und Kommunikationssystem, das im Bereich der Handelslogistik als (r) Warenwirtschaftssystem behandelt wird.

Handelspolitik

Staatliche Maßnahmen, um die Menge der Waren und Dienstleistungen, die ein Land importiert oder exportiert, zu beeinflussen.

Handelsregister

Ein bei den Amtsgerichten geführtes, öffentliches Register, dessen Zweck die Offenbarung der Zugehörigkeit (oder Nichtzugehörigkeit) gewerblicher (Unternehmen zum Handelsstand und der wichtigsten Rechtsverhältnisse dieser Unternehmen ist.

Hausindustrie (Heimindustrie)

Die arbeitsteilige Herstellung von gleichförmigen Produkten bzw. Teilprodukten in den Wohnungen von Heimarbeitern im Auftrag und auf Rechnung der Industrieunternehmen. Die H. hat sich vor allem in den Industriezweigen entwickelt, in denen 

· arbeitsintensive Produktionsschritte anfallen und 

· leicht transportierbare Materialien verarbeitet werden. Die H. hat sich 

· dort herausgebildet, wo ein ortsgebundenes, meist weibliches Arbeitskräftepotential vorhanden war (Hauswirt​schaft, Landwirtschaft), oder wo die abseitige Verkehrslage der Wohnstätte das Pendeln nicht möglich machte.

Hausse (Baisse

Herkunftsgoodwill

Vorteil eines Produkts aufgrund seiner Herkunft, mit der sich bestimmte Qualitäts‑ und Produktvorstellungen verbinden ("Messer aus Solingen", "Reichenauer Gemüse", "Badischer Wein ‑ von der Sonne verwöhnt", "Schmuck aus Pforzheim"), wird gezielt zur Absatzförderung eingesetzt, auch bei Betriebsgründungen oder Besitzwechsel.

High Potential

Besonders begabte Nachwuchskraft für die Führungsebene.
Holding

Obergesellschaft zur Leitung eines Konzerns ohne eigene Produktion und ohne eigene Handelstätigkeit, wobei mehrere Gesellschafter (Aktien in die neu gegründete AG einbringen und dafür Aktien der Holding erhalten.

Human Development Index (HDI)

Der HDI soll den Prozess der Entwicklung von Mensch und Gesellschaft quantifizieren. Hierzu werden im UNDP-Report Indikatoren zur Kaufkraft, Erziehung/Bildung und Gesundheit zum HDI kombiniert.

Humankapital

1. Summe aller in der Vergangenheit vorgenommenen Erziehungs- und Ausbildungsinvestitionen.

2. Das Wissen und die Fähigkeiten, die Arbeitskräfte durch Ausbildung und Berufserfahrung erwerben.

Human Resource Management
Die drei wesentlichen Aufgabengebiete des HR-Managements sind: qualifizierte Mitarbeiter finden, im Unternehmen an den richtigen Platz bringen und halten.

Immission
Das Einwirken von festen, flüssigen oder gasförmigen Spurenstoffen sowie von Geräuschen Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung auf die belebte und unbelebte Natur, oft auch Konzentration von Spurenstoffe in der Atmosphäre.

Importe

Waren und Dienstleistungen, die im Ausland produziert werden und im Inland verkauft werden.

Importquote

Mengenbeschränkung für ein Gut, das im Ausland produziert und im Inland verkauft wird.

Importsubstitution

Aufbau bestimmter Industriezweige in EWL, um diese ganz oder zum Teil von Importen, die die Handelsbilanz belasten, zu befreien.

Industrialisierungsgrad

Ausmaß der in einem Raum erreichten Industrialisierung. Der I. kann mit gewissen Einschränkungen über den Industriebesatz oder die Industriedichte ermittelt werden.

Industrialisierungsstufen

Abfolge der Industrialisierungsschritte, vor allem bezogen auf den Industrialisierungsprozeß in Entwicklungsländern mit Rohstoffen. Im Rahmen einer Entwicklungsstrategie werden als Stufen vorgeschlagen: 

· Exportsubstitution der unverarbeiteten Rohstoffe

· Importsubstitution der Verbrauchsgüter und 

· Aufbau einer Exportorientierung mit nachfolgender Exportdiversifizierung unter Einsatz möglichst vieler Industrieprodukte auf der Basis heimischer Rohstoffe.

Industrie

Definitionen sind nicht einheitlich, weil eine Abgrenzung zu anderen Wirtschaftsbereichen ‑ wie Bauwesen, Handwerk, Heimarbeit, Landwirtschaft (Agroindustrie), Bergbau usw. ‑ häufig unscharf bleibt.

· Im weiteren Sinne das produzierende Gewerbe (vergleichbar dem englischen "manufacturing industry").

· Bei weiterer Differenzierung wird daraus die stoffliche Umformung, Bearbeitung und Verarbeitung von Roh- und Hilfsstoffen zur Erzeugung von Halb- und Fertigwaren.

Diese Abgrenzung trägt stark technisch-betriebswirtschaftliche Züge und schließt noch das Handwerk und auch das Kleingewerbe ein, während der Bergbau trotz seiner engen Verwandtschaft nicht mit einbezogen ist. Deshalb ist die Einbeziehung des "relativ hohen Kapitaleinsatzes" und die weitgehende Arbeitsteilung zum Ziele der Massenfertigung hilfreich. 

Das Statistische Jahrbuch für die BRD verwendet den Begriff des Produzierenden Gewerbes. Er umfaßt den Bergbau, das Verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe sowie die Energie‑ und Wasserversorgung. Ein eher formales, aus einer anderen Dimensionsebene kommendes Kriterium führt die amtliche deutsche Statistik mit der Festlegung einer Untergrenze der Erfassung industrieller (Betriebe (früher ab 10, seit 1980 ab 20 Beschäftigte) ein. Diese Definition ist ebenfalls mit dem weitgehenden Ausschluß des somit ebenso mitdefinierten Kleingewerbes verbunden. Im übrigen sieht die Statistik die Industrieunternehmen als Teil der Unternehmen des produzierenden Gewerbes. Die Stellung des Handwerks ist nicht eindeutig (Baugewerbe ‑ Industrie), ist auch von Seiten der Handwerkskammern nicht exakt abgegrenzt. 

Wesensmerkmale der Industrie

· aus dem technologisch‑/betriebswirtschaftlicher Bereich:
z.B. Umwandlung von Materie oder Energie in neue Produkte bzw. Energieformen, Mechanisierung, Massen​fertigung, hohe Arbeitsproduktivität durch technischen Fortschritt, Produktion auf Vorrat und für einen anony​men Absatzmarkt,

· aus dem personalen Bereich:
z.B. Arbeitsteilung, Spezialisierung, Arbeitsmarkt, Trennung von Wohn‑ und Arbeitsort

· aus dem finanzwirtschaftlichen Bereich:
z.B. Kapitalbedarf, Kapitalverflechtungen, neue Organisationsformen, staatliche Garantien, steuerpolitische Maßnahmen,

· aus dem räumlichen Bereich:
z.B. flächensparende Produktion, punktuelle Standortmuster, d.h. flächenhaft sehr begrenzt, aber umgekehrt extreme Raumausstrahlung. (Gaebe/Maier)

Industrieachse

Aufreihung von Industriebetrieben entlang verkehrssammelnder Landschaftsgrenzen (z.B. Mittelgebirgsrand) oder an Hauptverkehrswegen. Insbesondere bilden sich I. entlang der Ausfallstraßen städtischer Siedlungen.

Industrialisierung

Unter I. versteht man den historischen Ablauf des Eindringens der Industrie in die wirtschaftlichen Strukturen und ihre räumliche Ausbreitung, das Herauswachsen aus gewerblicher Handarbeit, die zunehmende Aufgliederung in spezialisierte Arbeits- und Produktionsschritte, die Entwicklung neuer Produkte und neuer Industriezweige. I. ist die Substitution von Arbeitskräften durch Einführung der maschinenbetriebenen Produktionstechnik, deren Ausbau und die technische Weiterentwicklung zu jeweils neuen Produkten sowie die Begründung neuer Industriezweige zu verstehen.

Industriebesatz

Er gibt die Zahl der Industriebeschäftigten pro 1.000 Ew an, bringt also das regionale Gewicht der Industrie zum Ausdruck. Die Kennziffer umfaßt sowohl ansässige als auch einpendelnde Arbeitskräfte, bezieht sich bei den Einwohnern aber nur auf die entsprechende Verwaltungseinheit. Baden-Württemberg hat den höchsten I. in der BRD. 1987 waren von 1000 Einwohnern des Landes 153 im verarbeitenden Gewerbe beschäftigt. Mit Abstand folgen Bayern mit 122 und Bremen mit 116. Der Bundesdurchschnitt betrug 112. Hessen entsprach dem Bundesdurchschnitt. Alle anderen Länder wiesen schwächere Werte auf

Industriedichte

Meßziffer zur Beurteilung der Bedeutung der Industrie im Raum. Die I. wird gemessen in Industriebeschäftigte pro Quadratkilometer.

Industriegasse

Bandartige Verdichtung von Industriestandorten entlang eines Tales. Täler sind Verkehrsleitlinien (Bahn, Straße,

Wasser), entlang derer sich die Industrie bevorzugt ansiedelt. Die Nutzung der Wasserkraft hat dort schon früh

gewerbliche Ansätze bewirkt. Bspl.: Unteres und mittleres Filstal/Neckar (Stuttgart-Geislingen), unterer Main (Aschaffenburg-Mainz), Hochrhein (Waldshut-Basel).

Industriegruppen

· Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie

· Investitionsgüterindustrie

· Verbrauchsgüterindustrie

· Nahrungs- und Genußmittelindustrie

Industriegebiet

Stark industrialisierter Raum im Sinne einer Industrielandschaft. Bspl.: Rheinisch-Westfälisches Industriegebiet. 

der durch die Flächennutzungsplanung in einer Gemeinde festgelegte Standortraum der Industrie.

industrielle Erwerbstätigkeit

Sie erfaßt den Anteil der Industriebeschäftigten an allen Erwerbspersonen, d.h. an allen Personen, die im Bundesgebiet ansässig sind und eine unmittelbar oder mittelbar auf Erwerb gerichtete Tätigkeit auszuüben pflegen, Arbeitslose inbegriffen.

industrielle Verflechtung

Das gesamte Beziehungsgefüge, das von der Industrie ausgeht. Dabei handelt es sich nicht allein um produktionsspezifische Verflechtungen (Zulieferbeziehung), sondern auch um solche auf anderer Ebene (industrielle Dienstleistungen usw.) und damit auch nicht nur um interindustrielle Beziehungen.

industrial district

Räumlich abgegrenzbares, industrielles Produktionssystem (Konzentration einer Branche in einem best. Gebiet), in denen vorwiegend in kleinen und mittleren Unternehmen Produkte für einen gemeinsamen Endmarkt hergestellt werden. Die Unternehmen agieren flexibel auf den Märkten, oft unter Verwendung moderner Produktionstechnologien. Die Innovationsfähigkeit und damit die Wettbewerbsfähigkeit des regionalen Systems ist auf die Herausbildung intensiver Austauschbeziehungen zwischen den einzelnen Unternehmen zurückzuführen, die oft als Konkurrenten auf den gleichen Märkten auftreten. Synergieeffekte und kollektive Lernprozesse sind das Resultat von Netzwerkbeziehungen, deren Entstehen in einem regional spezialisierten Milieu zu begründen ist, das historische, kulturelle, soziale sowie politische Werte zum Inhalt hat.

Industrielle Logistik
Die industrielle Logistik dient der Bedarfsplanung und Bedarfsdeckung von Material und begleitender Information in der Wertschöpfungskette industrieller Güter von den Lieferanten durch das Unternehmen bis hin zu den Kunden. Material und Information sind zum richtigen Zeitpunkt, in der richtigen Menge, in der richtigen Qualität und am richtigen Ort bereitzustellen. Die industrielle Logistik grenzt sich damit von der Handelslogistik und Verkehrslogistik ab, steht aber mit diesen in einer engen Austauschbeziehung hinsichtlich der Bedarfsermittlung (Handel) und Güterverteilung (Verkehr). Eine Verbindung zur Entsorgungslogistik ergibt sich weiterhin durch die zunehmende Wiederverwendung und Wiederverwertung verbrauchter Produkte und durch die Entsorgung von Abfällen und Ausschuß der Produktion. Ein Kennzeichen der industriellen Logistik ist ferner, daß die von ihr betrachteten Güter vom Erzeuger i.a. nicht direkt an den Endverbraucher gelangen, sondern meist als Teile, Baugruppen, Komponenten oder Module als Zulieferung in weitere Zwischen- bzw. Endprodukte eingehen. Lediglich im Maschinen- und Anlagenbau liefert der Produzent seine Produkte direkt an den Verbraucher, für den sie ein Betriebsmittel zu Erzeugung anderer Güter darstellen.

Industriepark, Gewerbehof

Vom engl. industrial estate hergeleiteter Begriff, der ein zusammenhängendes Areal bezeichnet, das speziell zur Förderung der Ansiedlung von Industriebetrieben durch einen öffentlichen oder privaten Planungsträger mit Ver- und Entsorgungseinrichtungen ausgestattet wird und vorwiegend mit klein- und mittelgroßen (Betrieben unterschiedlicher Branchen besiedelt ist. Neben Industriebetrieben sind hierbei auch Unternehmen des Handwerks oder der Dienstleistung angesprochen.
Im Unterschied zu einem Industrie- und Gewerbegebiet ist beim Industriepark ein Planungsträger bzw. Betreiber vorhanden.
Seit der Einführung der ersten Industrieparks in Manchester (1896) wurde dieses Instrument im Rahmen der Philosophie der Unternehmensansiedlung zunächst zum Zweck der Arbeitsplatzbeschaffung und der Stadtentwick​lungspolitik eingesetzt, später in Entwicklungsländern oder auch in Irland innerhalb der Raumordnungs- und Strukturpolitik. In Deutschland kam dieses Instrument relativ spät und nur in bescheidenem Umfang zum Einsatz.
Eng verwandt ist das Instrument der Gewerbe- oder Handwerkerhöfe, das in den letzten Jahren zumindest von Groß- und Mittelstädten häufig gewählt wird, um das Handwerk und kleine (Betriebe zu unterstützen. In erster Linie wird mit diesen Einrichtungen das innerstädtische Ziel verfolgt, in unterversorgten Stadtteilen und in oder in der Nähe von Sanierungsgebieten kleinen (Betrieben Existenzchancen zu bieten und gleichzeitig dort die Versorgung der Bevölkerung zu garantieren oder zu verbessern. Es soll somit auf der einen Seite einer Abwanderung bis hin zu einer Aufgabe von (Betrieben entgegengewirkt werden, und auf der anderen Seite soll Existenzgründern eine kostengünstige Möglichkeit gegeben werden, ein Unternehmen aufzubauen.

Industrierevier

Ein stark industrialisierter Raum auf der Basis der Montanindustrie (Bergbau, Hüttenindustrie).

Industrie und Landwirtschaft

Die Wechselwirkungen zwischen Industrie und Landwirtschaft beziehen sich

· auf die Belieferung der Agrarbetriebe mit Industrieprodukten

· auf die Verarbeitung von agrarischen Rohstoffen in Industriebetrieben

· auf Veränderungen in der Agrarstruktur und in der Bodennutzung und daraus folgend,

· auf Veränderungen des sozialen Gefüges.

So können Modernisierung der Landwirtschaft und Industrialisierung im 19. und 20. Jh. nicht getrennt werden: Letztere bekommt sämtliche Ausstattungen von der Industrie geliefert ‑ Maschinen, Nutzfahrzeuge, Nutzbauten, Draht, Werkzeuge, Geräte usw. ‑ die früher im Eigenbau oder vom Handwerk hergestellt wurden. Ohne chemisch erzeugte Schädlingsbekämpfungs- und Düngemittel ist die heutige intensive Bodennutzung nicht mehr denkbar. Umgekehrt haben die Technisierung der Landwirtschaft und die Innovation von Kulturpflanzen zu einer erheblichen Steigerung der Agrarproduktion geführt (z.B. von Nahrungsmitteln oder sog. Industriepflanzen wie Sisal, Baumwolle, Raps usw.), was wiederum eine Kapazitätssteigerung der industriellen Verarbeitung ermöglichte. Die Agrarstruktur wurde innerhalb oder in Nähe der Industriegebiete am raschesten umgewandelt. Dort bot die Industrie während ihrer Hauptwachstumsphasen attraktive Arbeitsplätze für landwirtschaftlich Erwerbstätige ohne ausreichende Existenzbasis. Erst in den sechziger Jahren, als der Schrumpfungsprozeß der Landwirtschaft schon sehr weit fortgeschritten war, stieg das Angebot an Stellen im sortieren Sektor steil an.

Blieben die Räume mit vorherrschendem Großbauerntum meist wenig berührt, so nahmen in Gebieten mit zu kleinen Vollerwerbsbetrieben zunächst die Nebenerwerbsbetriebe stark zu, die am Feierabend, am Wochenende und während des Jahresurlaubs bewirtschaftet werden. Wegen der begrenzten Arbeitszeit, ließ man nun häufig Flächenanteile unbearbeitet. Es kam entweder zur Bildung von Sozialbrache, wenn man das unbestellte Land aus Spekulationsgründen (Bauerwartungsland) oder für unsichere Zeiten behielt, oder man verpachtete bzw. verkaufte das Land. Folglich vereinfachte und beschleunigte das Überwechseln der Landwirte in die Industrie über die Landabgabe die Flurbereinigung und die Vergrößerung der verbleibenden Vollerwerbsbetriebe. Allen Anzeichen nach ist die Nebenerwerbslandwirtschaft eine regional unterschiedlich lange Übergangsform, die die kleinen Höfe verschwinden läßt und schließlich zu einer reduzierten Zahl größerer existenzfähiger (Betriebe führt einer "Entmischung zu reinem Arbeiter- bzw. Bauerntum". Parallel zu solchen betriebsstrukturellen Entwicklungen ergaben sich Auswirkungen auf die Bodennutzungsformen. Infolge von Berufswechsel und Abwanderung wurden die Arbeitskräfte in der Landwirtschaft extrem knapp, was zu Extensivierungsprozessen führte. Diese äußern sich vor allem in der Vergrünlandung von Ackerland mit entsprechender Zunahme der Viehhaltung.

Industrie und Planung

Die Industrie wird von Planungsmaßnahmen erfaßt, wenn die öffentliche Hand, Institutionen oder die Unternehmen selbst steuernd in die Wechselwirkungen zwischen Wirtschaft, Mensch und Raum eingreifen. Dabei kann die Industrie ein zu förderndes oder einzuschränkendes Objekt sein, ein Faktor innerhalb von Flächennutzungskonkurrenzen, oder man will durch ihren Einsatz Impulse für die Gesamtentwicklung geben. Von einigen Ausnahmen abgesehen (u.a. Tennessee Valley Project) hing die Standortverteilung der (Betriebe in den marktwirtschaftlichen (Industriestaaten bis zum 11. WK fast ausschließlich vom Unternehmerentscheid ab. Folglich wurden seit der Industriellen Revolution völlig einseitig die Räume mit einer Bündelung von Standortvorteilen bevorzugt: Es kam so zu dem charakteristischen Gegensatz zwischen wachstumsstarken Ballungsräumen (z.B. München) einerseits und strukturschwachen ländlichen Räumen (z.B. Bayerischer Wald) sowie industriellen Krisengebieten (z.B. Saarland) andererseits. Dies führte konsequent zu räumlichen Ungleichgewichten und Spannungen und machte Planung unumgänglich, die den Ausgleich anstrebt. Die Notwendigkeit einer Industrieplanung zeigt sich aber auch in expansiven Ballungsräumen, sei es in expansiven Ballungsräumen alter Industrieländer oder in den ausufernden Metropolen der Entwicklungsländer. Da die Industrie bis heute allgemein als der entscheidende Motor und Multiplikator für die sozioökonomische Entwicklung betrachtet wird, kommt ihr in der nationalen und regionalen Wirtschaftspolitik stets die zentrale Funktion zu. Dies gilt für marktwirtschaftliche Systeme ebenso wie für dirigistische Planwirtschaften oder für Misch- und Übergangsformen zwischen beiden, wie man sie in den Entwicklungsländern häufig zu praktizieren versucht.

Industrie und tertiärer Sektor

Von der Industriellen Revolution an konnte eine Steigerung der Industrialisierung nur mit einer parallelen, dann immer schnelleren Entwicklung der Dienstleistungen ermöglicht werden. Nach unterschiedlichen Berechnungen zieht die Gründung eines industriellen Arbeitsplatzes Erwerbsmöglichkeiten für ein bis zwei Personen in Dienstleistungsberufen nach sich, die die Industriebeschäftigten mitversorgen. In einem Selbstverstärkungseffekt führt dies zu einer regionalen Bevölkerungszunahme und damit wiederum zur Vergrößerung des Absatzmarktes und des Arbeitskräfteangebotes für die Industrie. Mit wachsender Produktivität und Rationalisierung benötigt die Industrie selbst immer mehr und verfeinerte Dienstleistungen. Zunächst äußert sich dies industrieintern in einer "Tertialisierung": Immer weniger Menschen sind eigentlich materiell-produktiv tätig, immer mehr arbeiten als Angestellte in Verwaltung, Organisation, Marktforschung, Planung, sozialen Bereichen usw. An den Standorten der Industrie nimmt folglich generell das Gewicht des tertiären Sektors zu. Aus den diffusen (Agglomerationen von Wohnsiedlungen und (Betrieben formieren sich zentrale Orte mit Cities. Diese werden nun auch für andere Dienstleistungsbetriebe attraktiv, die die Entwicklungsmöglichkeiten der Industrie fördern: Banken, Marktforschungsbüros, Rechtsberater, Werbeorganisationen, Großhandel, Massenmedien usw. Damit wiederum erweitern sich die Fühlungsvorteile für Unternehmensverwaltungen.

Industriestaat

Politisches Gemeinwesen, dessen Stabilität in hohem Maß von der Funktionsfähigkeit des industriellen Produktionssektors abhängig ist. Kennzeichnend für einen (Industriestaat ist die enge Verquickung von Ökonomie und Politik. Neben den Ordnungsfunktionen (Regelungen und Verrechtlichungen) gehört die Schaffung geeigneter Vorbedingungen für das Industriewachstum sowie die Bewältigung seiner negativen Folgeerscheinungen zu den wichtigsten Aufgaben des Staates. Zur Förderung einer weiteren Expansion der industriellen Produktion stellt er die notwendigen Transport-, Kommunikations- und Entsorgungseinrichtungen (Strukturpolitik) bereit, sorgt mit geeigneten Bildungsangeboten für ein ausreichendes Reservoir qualifizierter Arbeitskräfte, trägt in der Forschungspolitik mit öffentlichen Mitteln zur Entwicklung und Einführung neuer lukrativer Technologien bei und tritt selbst als Großabnehmer industrieller Produkte in Erscheinung. Gleichzeitig kümmert sich der Staat um die Bewältigung der von der Industrie verursachten (externen Effekte/Kosten (ökologisches Krisenmanagement etc.), um die Versorgung freigesetzter Arbeitskräfte und um einen finanziellen Lastenausgleich.

Inflation und Deflation

Begriffe aus der Volkswirtschaft, die eine Abnahme bzw. eine Zunahme des Wertes von (Geld im Verhältnis zu den Waren und Dienstleistungen bezeichnen, die man dafür kaufen kann.

Inflation bezeichnet den marktübergreifenden und kontinuierlichen Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus, der anhand eines Indexes der Kosten der verschiedenen Güter und Dienstleistungen gemessen wird. Wiederholte Preissteigerungen untergraben die Kaufkraft des (Geldes und anderer Finanzanlagen mit festem Wert und führen zur wirtschaftlichen Destabilität. Inflation entsteht, wenn der tatsächliche wirtschaftliche Druck und die Erwartungen hinsichtlich zukünftiger Entwicklungen eine Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen bewirken, die das vorhandene Angebot zu den jeweils aktuellen Preisen übersteigt oder wenn sich die verfügbare Produktion infolge abnehmender Produktivität und Marktbeschränkungen verringert.

Eine Deflation nennt man die kontinuierliche Abnahme des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus, wie z. B. während der großen Depression in den dreißiger Jahren. Sie ist meist mit einer weitgehenden Zerstörung der wirtschaftlichen Aktivität und hoher Arbeitslosigkeit verbunden. Deflationen treten jedoch kaum noch auf. Die Inflation ist heute die dominierende makroökonomische Variable, die sowohl die öffentliche als auch die private wirtschaftliche Planung beeinflusst.

Inflationsrate

Eine prozentuale Veränderung des (Preisindex für die Lebenshaltung gegenüber der Vorperiode, demnach eine Meßzahl für die Geschwindigkeit der Preissteigerung. Sie wird für einen definierten Zeitraum (in der Regel 1 Jahr /5 Jahre /10 Jahre) berechnet, indem der BIP-Wert in laufenden Preisen durch den BIP-Wert in konstanten Preisen in der jeweiligen nationalen Währung dividiert wird. Abweichungen ergeben sich durch unterschiedliche »Warenkörbe« als Berechnungsgrundlage.

Informeller Sektor

Wirtschaftlicher Sektor, der sich dem offiziellen Markt entzieht. In den Industrieländern wird damit der Bereich der (Schattenwirtschaft erfaßt. In den Entwicklungsländern umfaßt der informelle Sektor die kleinbäuerliche Subsistenzwirtschaft, »Hinterhofproduktion« und Dienstleistungswirtschaft der armen städtischen Bevölkerung.

Infrastruktur

Sammelbegriff für alle langlebigen Grundeinrichtungen personeller, materieller und institutioneller Art, die das Funktionieren einer arbeitsteiligen Volkswirtschaft garantieren. Dazu gehören Verwaltungs-, Verteidigungs-, Versorgungs-, Verkehrs-, Telekommunikations-, Gesundheits- und Bildungseinrichtungen. Investitionen in die Infrastruktur werden in aller Regel vom Staat finanziert.

Innovation

Bezeichnung für sowohl ein neuartiges Produkt, Verfahren oder eine neue Verhaltensweise, als auch für den Prozeß der Entwicklung, Verbreitung und Realisierung einer neuen Idee.

Interessengemeinschaft

Bei der Interessengemeinschaft handelt es sich um einen Zusammenschluß von (Unternehmen auf vertraglicher Basis zur Wahrung und Förderung dauerhafter gemeinsamer Interessen, bei dem die Unternehmen jedoch wirtschaftlich und rechtlich selbständig bleiben. Interessengemeinschaften sind i.d.R. BGB-Gesellschaften, d.h. nach außen nicht unbedingt erkenntlich.

Internalisierung externer Effekte

Einbeziehen der (externen Kosten in die Preise. Damit ist gewährleistet, dass das Wirtschaftssubjekt, welches (externe Effekte (externe Kosten) verursacht, die Konsequenzen seines Handelns trägt (Verursacherprinzip).

internationale Arbeitsteilung

Grenzüberschreitende Aufteilung von Produktionsaktivitäten auf bestimmte Länder oder Ländergruppen. Die klassische internationale Arbeitsteilung war die über Jahrhunderte ausgebildete Aufteilung der Länder der Welt nach Rohstofflieferanten und Konsumgüterproduzenten. Diese Aufteilung ist identisch mit der Aufteilung in Entwicklungsländer und Industrieländer.

Die Neue Internationale Arbeitsteilung wurde im 20. Jh. durch die zunehmende Verlagerung von arbeitsintensiven Produktionen für den Weltmarkt in die Entwicklungsländer eingeleitet. Ursachen dieser neuen Aufteilung war die Zerlegbarkeit von Produktionsprozessen (Fragmentierung), die Verbesserung der Transport- und Kommunikationsmöglichkeiten und die gleichzeitige Verfügbarkeit billiger Arbeitskräfte in den Entwicklungsländern. Klassische Beispiele sind die Textil- und Bekleidungsindustrie sowie die Automobilindustrie. Die sich über die Fragmentierung der Produktionsprozesse ausdifferenzierenden Produktionssysteme dehnen sich im Zuge von outsourcing und global sourcing territorial aus. Von dieser Entwicklung gehen nach der Modernisierungstheorie positive Impulse für Entwicklungsländer aus. Asiatische und lateinamerikanische Schwellenländer erzielten dabei Teilerfolge auf der Basis exportorientierter Neuindustrialisierung. Doch in den meisten Entwicklungsländern bleiben die augelagerten Produktionsstätten vom Binnenmarkt weitgehend desintegriert und zeigen keine ausreichenden Linkage-Effekte, um zu Armutsminderung und Wohlstandsvermehrung beizutragen.

In den Industrieländern bildet sich eine arbeitsteilige Dienstleistungsgesellschaft. Damit einhergehende Wissensteilung verändert die Anforderungen an Bildung und Beruf. Sie fördert die Spezialisierung und Flexibilisierung von Arbeitsabläufen und führt zur engen Kopplung der ökonomischen Effekte verschiedener Volkswirtschaften im (Welthandel.

Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung

Syn. Weltbank; eine Sonderorganisation der Vereinten Nationen, gegründet auf der Konferenz von Bretton Woods 1944 gleichzeitig mit dem (Internationalen Währungsfonds (IWF).

Ziel dieser Bank für ihre 150 Mitgliedsstaaten ist Wiederaufbau- und Entwicklungshilfe durch Bereitstellung von Investivkapital zu im Vergleich günstigeren Konditionen als im privaten Bankgewerbe. Durch Garantien oder Beteiligungen an Krediten sollen private Auslandsinvestitionen gefördert werden.

Die Bank gewährt Kredite zur Finanzierung besonderer Projekte wenn sichergestellt ist, daß die Kredite produktiv eingesetzt und zurückgezahlt werden. Nach Kreditvergabe verlangt die Bank regelmäßige Berichte vom Kreditnehmer sowie von ihren eigenen Beobachtern über die Verwendung der Kreditmittel und den Fortgang des Projekts.

Der Förderungsschwerpunkt lag in neuerer Zeit auf Projekten, die unmittelbar den ärmsten Menschen in Entwicklungsländern helfen sollten, ihre eigene Produktivität zu erhöhen und dringend notwendige Infrastrukturmaßnahmen (Wasserversorgung, Abfallbeseitigung, Gesundheitdienste) durchzuführen sowie für direkte Hilfen bei der Familienplanung und Nahrungsmittelhilfen. Die direkte Beteiligung der ärmsten Menschen an der Wirtschaftsaktivität wurde gefördert, indem man Kredite für die Entwicklung der Landwirtschaft und ländlicher Gebiete, kleiner Unternehmen und Stadtgebiete zur Verfügung stellte. Die Bank fördert auch Projekte im Bereich Energiewirtschaft und Umweltschutz.

Durch den Verkauf von Anteilscheinen erwirbt die Weltbank ihre Finanzmittel. Von der volkswirtschaftlichen Stärke eines Mitgliedlandes hängt ab, wieviel Anteilen es kaufen muß. Nur rund 8,5 Prozent der Kapitalsubskription eines jeden Mitgliedslandes wird tatsächlich an die Bank gezahlt. Der Rest muß nur hinterlegt werden für den Fall, daß die Bank einen bestimmten Betrag des Geldes abrufen muß, um ihre eigenen Verpflichtungen gegenüber Gläubigern zu erfüllen. Eine solche Situation ist bislang noch nie eingetreten. Durch den Verkauf von zinsbringenden Schuldverschreibungen und Schuldscheinen an den Kapitalmärkten der Welt, durch die Rückzahlung früherer Kredite und durch Gewinne aus eigenen Geschäften erhält die Bank weiteres Kapital.

Die Bank wird von einem Rat geführt, in dem jedes Mitgliedsland einen Sitz hat. Fünf der geschäftsführenden Direktoren werden von den fünf Mitgliedsstaaten ernannt, die die größte Zahl von Kapitalanteilen der Bank halten. Die verbleibenden 16 Direktoren werden von den Gouverneuren aus den anderen Mitgliedsländenr für eine Amtszeit von zwei Jahren gewählt. Den geschäftsführenden Direktoren steht der Präsident der Weltbank vor, den sie für fünf Jahre wählen, und der weder ein Gouverneur noch ein Direktor sein darf.

Tochtergesellschaften: 

· seit 1956 die Internationale Finanzierungsgesellschaft und

· seit 1960 die Internationale Entwicklungsorganisation.

Die Internationale Entwicklungsorganisation gewährt zinsverbilligte Darlehen, damit jene Länder Finanzmittel für die Entwicklungshilfe erhalten, denen keine Kredite zu marktüblichen Zinssätzen gewährt werden. 

Alle drei Institutionen sind rechtlich und finanziell getrennt, aber die Weltbank und die Internationale Entwicklungsorganisation teilen sich dieselben Mitarbeiter. Die Internationale Finanzierungsgesellschaft hat ihren eigenen Mitarbeiterstab, nutzt aber Verwaltungsdienste der Weltbank. Die Mitgliedschaft im Internationalen Währungsfonds ist Vorbedingung für die Mitgliedschaft in der Weltbank und ihren Tochtergesellschaften.

Internationaler Währungsfonds (IWF, IMF)

Der IWF verleiht Geld (zuletzt knapp neun Milliarden Dollar per anno) an Länder, die ihre Schulden nicht bezahlen können. Dafür müssen die Staaten strenge Auflagen erfüllen - z.B. ihren Staatshaushalt, vor allem ihre Ausgaben begrenzen und den Export forcieren.

Er hat seinen Sitz in Washington und wurde 1945 auf der Grundlage der Beschlüsse der UN-Währungs-Konferenz von Bretton Woods gegründet. Er gilt als Sonderbehörde der Vereinten Nationen zur Förderung der internationalen Zusam​menarbeit auf den Gebieten der Währungspolitik, der Stabilisierung der Währungen und Währungsbeziehungen, eines ausgewogenen Wachstums und möglichst hohen Beschäftigungsgrades, Aufbau eines internationalen Zahlungssys​tems, der Beseitigung von Beschränkungen im Außenhandel, der Abbau von Ungleichgewichten in den internationalen Zahlungsbilanzen und der Vergabe von Krediten zur Erleichterung von Zahlungsbilanzanpassungen.

Der IWF nahm seine Arbeit 1947 auf. Fünf Jahre später trat die Bundesrepublik bei. Derzeit sind 182 Staaten Mitglied im IWF, der allen souveränen Staaten offen steht.

Die Mitglieder halten den IWF über die Wirtschafts- und Finanzpolitik auf dem Laufenden zu, um eine Abstimmung der Währungspolitiken zu ermöglichen. 

Bei der Aufnahme in den Fonds wird jedem Mitglied eine Quote mit Sonderziehungsrechten (SZR) zugewiesen. Ihr Wert beruht auf dem gewogenen Durchschnittswert der fünf Hauptwährungen. 

Die USA stellten 36 Milliarden Dollar bereit, Japan und die Bundesrepublik 11,2, Großbritannien und Frankreich 10,1 und Saudi-Arabien sieben. Das Stimmrecht wird nach der wirtschaftlichen Leistungskraft und auch nach der Einlage gewichtet. Die Mitgliedsquote ist ein Betrag, der der relativen Stellung des Mitglieds in der Weltwirtschaft entspricht. Als wirtschaftliche Führungsmacht haben die Vereinigten Staaten von Amerika die höchste Quote.
Der Umfang der gezeichneten Quote bestimmt, wie groß das Stimmrecht eine Mitglieds bei Beratungen des Internationalen Währungsfonds ist, wieviel Devisen es aus dem Fonds abziehen kann und wieviele Sonderziehungsrechte es bei periodischen Zuteilungen erhält.

Mitglieder mit Zahlungsbilanzschwierigkeiten können Devisenkredite beantragen, und zwar aus dem zusammengelegten Fonds, in den alle Mitglieder durch Zahlung ihrer Quotenzuweisung eingezahlt haben.

Der Internationale Währungsfonds unterstützt gezielt die Wirtschaftsentwicklung in bestimmten Ländern

Die Wechselkursfestsetzung gehört heute nicht mehr zu den Aufgaben des Internationalen Währungsfonds, sie regelt sich heute beinahe ausschließlich über die Währungsmärkte. Der Zusammenbruch des Wechselkursmechanismus im Jahre 1992 zeigte die relative Ohnmacht des IWF, wenn er mit Währungsproblemen in modernen entwickelten Ländern konfrontiert wird. Die Finanzkrise in Mexiko 1995 zeigte einmal mehr, daß die Fonds des IWF nun den riesigen Mengen privaten Kapitals, das in der Weltwirtschaft im Umlauf ist, nicht mehr gewachsen sind. Heute sieht der IWF seine wichtigste Rolle in der Unterstützung der Entwicklungswirtschaften.

Investition

Eine für längere Frist beabsichtigte Bindung finanzieller Mittel in materiellen oder immateriellen Objekten mit der Absicht, diese Objekte in Verfolgung einer individuellen Zielsetzung zu nutzen.

Diese Definition wird den Belangen von Betriebs- und Volkswirtschaften, Hauswirtschaften und jedem Typus möglicher Investoren gerecht.

Investitionsgüter

Wirtschaftsgüter von langer Lebensdauer, die zur Leistungserstellung in Unternehmen eingesetzt werden. I. sind

z.B. Maschinen oder Werkzeuge, mit denen (Konsumgüter oder wieder I. erzeugt werden. Auch Kfz sind I., sofern sie gewerblich eingesetzt werden.

Investmentgesellschaft

Institution, die (Aktien an die Öffentlichkeit ausgibt und die Einnahmen daraus dazu verwendet, eine Auswahl, ein sog. Portfolio, aus Aktien und Anleihen zu kaufen.

job enrichment

Anreicherung der Arbeit durch zusätzliche, andersgeartete und abwechslungsreichere Tätigkeiten, z. B. zusätzliche Prüfaufgaben.

job enlargement

Vermehrte Arbeit durch Vergrößerung des Arbeitsgebietes (von der gleichen Arbeit mehr) oder durch Variation der Ausführung.

job rotation

Wechsel von einer Arbeitsstelle zur anderen, um einen größeren Erfahrungsschatz zu haben.

Joint implementation

Instrument der Klimarahmenkonvention, mit dem ein Signatarstaat sein Emissionsziel nicht nur durch Emissionsreduktion im eigenen Land, sondern auch durch Finanzierung von Vermeidungsaktivitäten in anderen Ländern erfüllen kann.

joint venture (Geimeinschaftsunternehmen)

Gemeinsame Firmen- oder Niederlassungsgründung durch verschiedene Unternehmen. Häufigst betrifft dies Unternehmen aus Industrieländern und solche aus Entwicklungs- und Ostblockländern. Das Industrieunternehmen bringt dabei sein Know-how, technische Ausrüstung und i.d.R. auch einige qualifizierte Mitarbeiter ein; das Partnerunternehmen stellt das Grundstück und die Arbeitskräfte. Das Kapital wird überwiegend, z.B. zu 51 %, vom Partnerunternehmen aufgebracht.

Das Industrieunternehmen profitiert an einem Joint Venture durch die Erweiterung seines Absatzmarktes, geringeres Risiko und oft auch durch staatliche Unterstützung. Das Partnerunternehmen erwirbt die technischen Kenntnisse; außerdem verbessert sich in dem entsprechenden Land die Beschäftigungssituation und die Industrieproduktion.

just-in-time (jit/JIT)

In der wesentlichsten Bedeutung die Lieferung einer definierten Menge an Bauteilen durch Zulieferer direkt in die laufende Produktion eines Unternehmers zu einem vereinbarten Termin unter dem Emisatz von Bordcomputem und der Satellitenkommunikation. Damit kann der Hersteller, etwa ein Automobilunternehmen, auf große Läger verzichten, somit gebundenes Kapital anderweitig einsetzen. Die Gesamtkosten können gegenüber einer konventionellen Fertigung zwischen 8% und 12% verringert werden.

Der Begriff geht wahrscheinlich auf Lee lacocca, Sanierer und langjähriger Chef von Chrysler, zurück, zu dessen Sanierungskonzept JIT gehörte.

Optimales JIT sollte bereits im Forschungs- und Entwicklungsstadium eines neuen Produktes Logistik-Abteilungen einbeziehen, um durch ausgeklügelte Logistik-Konzepte Kosten senken zu helfen.

Die Kooperation zwischen Unternehmen und Zulieferer kann geprägt sein durch harsche Vorgaben wie in Japan, was die Zulieferer oftmals nur zu verlängerten Werkbänken des Herstellers macht. Oder das Verhältnis ist eher von einem partnerschaftlichen Kooperieren geprägt, wie in der BRD angestrebt.

Die Entwicklung geht auch dahin, daß Zulieferer weniger Einzelkomponenten, sondern ganze Baugruppen anliefern werden und dies in optimaler Qualität, da jedes defekte Teil, das just in time angetreten wird, den optimalen Materialfluß behindert.

Die Produktionstiefe (Fertigungstiefe) wird weiter verringert. Bis Mitte der neunziger Jahre wird sich der Rahmen der Fertigung durch Zulieferer zwischen 58% (Opel) und 68% (Porsche) bewegen. Zum Vergleich: Bei Mazda werden nur noch 22 % der Teile selbst hergestellt.

Das Fahrzeug wird als mobiler Bestandteil in den betrieblichen Informationen und Kommunikationsprozeß einbezogen. Die Mittel sind Autotelefonnetze, Bordcomputer und Ortungs- und Kommunikationssystem mittels Satellit (z.B. Fleet Monitoring System von Dornier).

Die Einführung des JIT erfolgt in einer Zeit, für die eine beträchtliche Verstärkung des privaten und vor allem des gewerblichen Straßenverkehrs prognostiziert wird. Ursachen für diesen Zuwachs sind 

· die Wiedervereinigung Deutschlands, 

· die marktwirtschaftliche Öffnung der Comecon-Staaten sowie 

· der bevorstehende europäische Binnenmarkt.

Zusätzlich bedeutet die Zunahme des JIT eine beträchtliche Steigerung des LKW-Verkehrs. Ein künftig möglicher Kollaps des Straßenverkehrs könnte leicht die gelegentlich von Kritikern des JIT angeführte Übersetzung wahr werden lassen: "grad-nix-da" oder auch "Just im Stau".

Kaizen

Japanisches, auf den Buchtitel von Masaaki Imai zurückgehendes Wort für den ständigen Verbesserungsprozess in Betrieben; es beschreibt die Bestrebung zu kontinuierlicher Optimierung aller Industrieprozesse und ihrer Teilschritte. Entscheidend bei der Verfolgung dieser japanischen Philosophie ist die Beteiligung aller Hierachieebenen an einer Operation. Durch die These der individuellen Verantwortung jedes Prozeßbeteiligten steht Kaizen im Widerspruch zu den Prinzipien des (Taylorismus, der von einer deutlichen Trennung von Durchführung und Kontrolle ausgeht.

In den USA wurde Kaizen unter dem Namen "Continuous Improvement Process" (CIP) bekannt, die deutsche Entsprechung heißt "Kontinuierlicher Verbesserungs-Prozess" (KVP).

Kalkulation

Teilgebiet des Rechnungswesens, welches die Stückkosten einer Leistungseinheit oder eines Erzeugnisses berech​net. Die Kalkulation dient meist als Grundlage oder Kontrolle der Preisstellung von Produkten bzw. Leistungen eines Unternehmens.

Dem Zeitpunkt der Berechnung entsprechend, unterscheidet man zwischen drei Kalkulationsarten: Während die Vor​kalkulation vor der Herstellung oder dem Einkauf eines Produktes überschlägig die voraussichtlichen Kosten ermittelt, stellt die Nachkalkulation die tatsächlich angefallenen Kosten zusammen und vergleicht diese mit den Ergebnissen der Vorkalkulation. Die Zwischenkalkulation findet während des laufenden Produktionsprozesses statt.

Je nach Umfang der Aufstellung erfolgt außerdem eine Differenzierung zwischen Einzel-, Auftrags-, Spezial- und Se​rienkalkulationen. Bei der Massenfertigung gleichartiger Erzeugnisse kann die Divisionskalkulation angewandt werden: Die Stückkosten entsprechen den durch die Produktionsmenge geteilten Gesamtkosten.

Kapital

Von mittellat. "capitale": Hauptsumme, in modernen Wirtschaftslehren Begriff für Finanzierungsmittel, mit denen In​vestitionen realisiert werden sowie für (Geld, das für Anlagezwecke verwendet wird.

Ferner repräsentiert Kapital nach einer herkömmlichen Einteilung eine Gruppe von (Produktionsfaktoren. Dazu gehö​ren neben den im Produktionsprozess eingesetzten Produktionsmitteln (Maschinen, Fabrikgebäude, Rohstoffe usw.) auch alle Lagerbestände an hergestellten (Gütern, solange sie sich noch im Bereich der (Unternehmen befinden. Der Produktionsfaktor Kapital bezieht sich immer auf das Realkapital und nicht auf das Geldkapital.

Betriebswirtschaftlicher Kapitalbegriff

Im betriebswirtschaftlichen Rechnungswesen wird Kapital definiert als das Gesamtvermögen, das ein Einzelner oder eine Gesellschaft zu einem bestimmten Zeitpunkt besitzt, im Gegensatz zum Einkommen, das aus diesem Vermögen innerhalb eines bestimmten Zeitraumes gewonnen wurde. Eine Firma hat demzufolge ein Kapitalkonto (meistens Bilanz genannt), in dem das Vermögen der Firma zu einem bestimmten Zeitpunkt aufgelistet wird, sowie ein Einkommenskonto, das den Fluss bei Waren und Forderungen während eines bestimmten Zeitraumes beschreibt. 

Die Kapitalformen lassen sich auf verschiedene Art unterscheiden. Eine gebräuchliche betriebswirtschaftliche Unterscheidung ist die zwischen Anlagekapital und Umlaufkapital. Das Anlagekapital umfasst alle mehr oder weniger dauerhaften Produktionsmittel, wie Grund und (Boden, Gebäude und Maschinen. Das Umlaufkapital bezieht sich auf nichterneuerbare Güter, wie z. B. Rohmaterial und Brennstoff, sowie auf die Mittel, die benötigt werden, um Löhne zu zahlen und andere Forderungen an das Unternehmen zu erfüllen.

Häufig ordnet ein Unternehmen all jene Vermögenswerte als flüssiges Kapital ein, die sich schnell in Bargeld umwandeln lassen, so z. B. produzierte Ware oder Aktien und Wertpapiere. Im Gegensatz dazu werden alle Vermögenswerte, die nicht so leicht in Bargeld umgewandelt werden können, wie z. B. Gebäude und Ausrüstung, als eingefrorenes Kapital angesehen.

Eine weitere wichtige Unterscheidung wird zwischen Produktivkapital und Finanzkapital getroffen. Maschinen, Rohmaterial und andere Sachgüter stellen das Produktivkapital dar. Forderungen gegen diese Güter wie z. B. Wertpapiere und Forderungskonten heißen Finanzkapital.

Kapitalflucht

Umfangreiche und plötzliche Mittelumschichtungen aus einem Land in andere.

Kartell

Vereinbarung zwischen selbständigen Unternehmen, die gewöhnlich derselben Branche angehören, zur Beschränkung des Wettbewerbs. Ein K. kann z.B. eine Regelung der Preise, der Geschäftsbedingungen, der Produktions- oder Absatzmengen oder eine Aufteilung des (Marktes unter die Kartellmitglieder zum Gegenstand haben. In der BRD sind Kartelle in der Regel verboten. Dies gilt grundsätzlich für Preiskartelle, da bei diesen der Preiswettbewerb ausgeschaltet ist.

Kassageschäft und Terminhandel

Die (Börsen können neben dem Kriterium der gehandelten (Güter auch nach ihrer Geschäftsform unterschieden werden: in Börsen für Kassageschäfte, die sofort oder ganz kurzfristig erfüllt werden müssen, und Börsen für Termingeschäfte, bei denen die Erfüllung erst zu einem späteren Termin, aber zu einem am Abschlusstag festgelegten Kurs erfolgt. In diesen Bereich fällt der Handel mit Optionen, Futures und Swaps und unzähligen anderen Derivaten, deren Handel durch ihre Hebelwirkung sehr einträglich, aber auch sehr risikoreich ist. Derivate sind ganz allgemein von Basisinstrumenten abgeleitete Formen, also z. B. Aktienoptionen, Warenfutures, Devisenoptionsscheine oder Zinsswaps (Tausch von Zinsverbindlichkeiten), deren zahllose Zusammensetzungsmöglichkeiten sich zu einer eigenen Geheimwissenschaft entwickelt haben. Im Grunde handelt es sich bei den Optionen oder Derivaten um Wetten auf die Zukunft, die in Form von Kaufoptionen (Calls) oder Verkaufsoptionen (Puts) erhältlich sind. Sie können hohe prozentuale Gewinne abwerfen, aber auch zum Totalverlust führen.

Solche Termingeschäfte gibt es inzwischen in allen Börsenbereichen, also bezogen auf Waren, Aktien, Renten und Devisen. Die größte Terminbörse der Welt ist die EUREX, 1998 durch den Zusammenschluss der Deutschen und der Schweizer Terminbörse entstanden; sie ist als reine Computerbörse konzipiert und ermöglicht damit den standortunabhängigen Vollzug über angeschlossene Terminals. Insgesamt besteht die Tendenz, die Präsenzbörse durch die Computerbörse zu verdrängen. Dies ermöglicht die mehr oder weniger zeit- und raumunabhängige Umsetzung von Börsengeschäften, erhöht aber zugleich die Volatilität (Schwankungsbreite) der Kurse. Tom Wolfe schildert in seinem Roman Fegefeuer der Eitelkeiten, wie im Bruchteil einer Sekunde an der Minimalschwankung eines Kurses Millionen gewonnen und den Bruchteil einer Sekunde später verloren sein können.

Kaufkraftparität (PPP-$)

Internationale Kaufkraft der Währung eines Landes. Sie gibt an, wieviel Einheiten der jeweiligen Währung erforderlich sind, um den gleichen repräsentativen Waren- und Dienstleistungskorb zu kaufen, den man für 1 US-$ in den USA erhalten könnte. Die Kaufkraft kann auch in anderen nationalen Währungen oder Sonderziehungsrechten (SZR ) ausgedrückt werden.

Keynes, John

Baron John Maynard Keynes of Tilton, *1883 in Cambridge, †1946 in London entwickelte als englischer Nationalökonom seine Liquiditätstheorie des Zinses und seine statische Theorie des Gleichgewichts bei Unterbeschäftigung. Er gilt als Mitschöpfer der internationalen Währungsordnung nach dem 2. Weltkrieg.

In A Treatise on Money setzt er sich mit Fragen der Geldtheorie auseinander. Sein Hauptwerk The General Theory of Employment, Interest and Money behandelt die Depression, die Phase des Tiefstands im Konjunkturzyklus und insbesondere die damit verbundenen Arbeitslosigkeit. Seiner Meinung nach kann sich die Wirtschaft nicht "selbst heilen", sondern nur der Staat kann durch seine Steuer-, Staatsausgaben- und Sozialpolitik die Arbeitslosigkeit beseitigen. Vor allem das Sparen in Krisenzeiten verlängert die Stagnation, da weniger konsumiert und daher von den Wirtschaftsunternehmen weniger investiert wird. Der Staat muß eine gezielte Nachfrage zur Kompensation der mangelnden Nachfrage privater Haushalte erzeugen. So kann indirekt ,,Voll-"beschäftigung bewirkt werden.

Die klassische Wirtschaftstheorie ging, im Gegensatz zu Keynes, davon aus, daß die Wirtschaft automatisch zu Vollbeschäftigung tendiere. Jede Arbeitslosigkeit sei nur vorübergehend und werde bald durch die Wirkung der Marktkräfte und insbesondere durch die Flexibilität der Löhne beseitigt. Menschen blieben nur arbeitslos, wenn sie überhöhte Löhne verlangten.

Auf Währungskonferenz der Vereinten Nationen von Bretton Woods 1944 war Keynes Delegationsführer und Befürworter der Gründung der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und des Internationalen Währungsfonds.

Seine Ideen haben die Wirtschaftspolitik einiger Regierungen nach dem 2. Weltkrieg nationalökonomisch grundlegend beeinflußt und zum Keynesianismus geführt.

Keynes' Wirtschaftspolitik wurde von Großbritannien bis Ende der siebziger Jahre in die Tat umgesetzt. Die Regierung prognostizierte die wahrscheinliche Nachfragehöhe in der Wirtschaft. Wenn sie zu gering erschien, erhöhte sie die Staatsausgaben oder senkte die Steuern oder Zinssätze. Wenn sie zu hoch erschien handelte die Regierung zur Vermeidung einer Inflation entgegengesetzt. Auch Präsident John F. Kennedy verfolgte eine ähnliche Politik um die amerikanische Wirtschaft aus der Rezession der frühen sechziger Jahre zu ziehen. In Deutschland funktionierte die nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik in den sechziger Jahren unter dem damaligen Wirtschaftsminister Karl Schiller. Von den Gewerkschaften wird sie noch heute befürwortet.

Klüngel

Abwertend für Gruppe, die Vettern-, Parteiwirtschaft betreibt; Sippschaft, Clique. Naturgemäß - der rheinischen Natur gemäß jedenfalls, die allgemein als frohe gilt - ist nicht jeder Klüngel auch schon ein Kölscher. Aber von Köln aus breitete sich das Wort, das eigentlich so viel wie "kleines Knäuel" bedeutet, im 19.Jh. flächendeckend aus. Dort in der Mitte, aus der es entsprang, muss sich folglich ein zentraler knoten befinden, um den herum sich verstrickt, verfilzt und eben verknäult hat, was vielleicht ursprünglich mal ein Ariadne-Faden war. Und vielleicht sind die Kölner Ureinwohner bei der Völkerwanderung auf der Suche nach dem Ausgang aus dem Labyrinth des Lebens so lange im Kreis gelaufen, bis sie sich selbst bis zur Unbeweglichkeit eingesponnen und verschnürt hatten, was wiederum daran liegen könnte, dass eben das platte, also flache Land der rheinischen Ebene gleich der Wüste ein perfektes Labyrinth ist, das sich nur der Teufel ausgedacht haben kann. ... Und vielleicht ist der Ur-Klüngel also in Wahrheit aus einem romanischen Kuschlbedürfnis heraus entstanden, mag sein, es war den in Colonia stationierten römischen Troupiers zu kalt in Germanien, so dass sie sich dicht aneinander schmiegten und den nestwarmen Filz als kürzesten Dienstweg kultivierten. Vorsicht, Satire! (SZ)

Knappheit

Begriff, der beschreibt, dass eine Gesellschaft weniger Ressourcen anzubieten hat, als die Menschen haben wollen. Folglich ist eine Bewirtschaftung der gesellschaftlichen Ressourcen wichtig. So wie ein privater Haushalt nicht jedem Mitglied alles geben kann, was es wünscht, kann auch eine Gesellschaft nicht jedem Individuum den höchsten von ihm angestrebten Lebensstandard gewähren.

Die Wissenschaft, die sich damit befasst ist die (Volkswirtschaftslehre.

Kohlepfennig

Offiziell: "Ausgleichsabgabe zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes". Sie ist festgelegt im Dritten Verstromungsgesetz vom 13.12.1974. Die Bundesregierung hat damit die bislang praktizierte Subventionierung des Einsatzes inländischer Steinkohle zur Stromerzeugung aus öffentlichen Mitteln durch Einführung einer Ausgleichsabgabe ersetzt. Diese Ausgleichsabgabe, auch Kohlepfennig genannt, wird von den Versorgungsunternehmen als prozentualer Aufschlag auf die vom Endverbraucher zu zahlende Stromrechnung vereinnahmt. Der K. wird an einen Fonds abgeführt, aus dem die Wettbewerbsnachteile der inländischen Steinkohle bei der Stromerzeugung ausgeglichen werden.

Kombinat

Zusammenschluß und gegenseitige Verflechtung von Produktionsstätten gleicher oder verschiedener Stufe (entsprechend auch horizontales K. oder vertikales K.); in der ehemaligen UdSSR vorherrschende Organisation, heute von "territorialen Produktionskomplexen" abgelöst.

Kommanditgesellschaft (KG)

Die Kommanditgesellschaft ist eine Personengesellschaft. Mehrere Personen betreiben ein Handelsgewerbe unter gemeinschaftlicher Firma. Im Unterschied zur OHG ist jedoch bei einem oder einigen der Gesellschafter, den sog. Kommandanditisten, die Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigem auf den Betrag einer bestimmten Vermögenseinlage begrenzt; bei dem anderen Teil der Gesellschafter, den Komplementären, ist die Haftung unbeschränkt.

Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA)

Eine KGaA ist eine Kombination von KG und AG, wobei die KGaA als juristische Person der AG näher steht als der KG. Die KGaA ist infolgedessen im AktG geregelt. Die KGaA verbindet die Vorteile der AG (insbesondere was die Finanzierungsmöglichkeiten betrifft) mit der starken Stellung der persönlich haftenden Gesellschafter einer KG.

komparativer Vorteil

Ausdruck zur Beschreibung der (Opportunitätskosten von zwei Produzenten. Der Produzent mit den niedrigeren Opportunitätskosten eines Gutes hat - wie man sagt - einen komparativen Vorteil bei der Herstellung dieses Gutes.

Beispiel: Soll Boris Becker seinen Rasen selbst mähen?

B.B., ein großer Tennisspieler, besitzt sicherlich auch andere Begabungen. Gewiß könnte er auch seinen Rasen am Haus mähen. Vielleicht könnte er den Rasen sogar schneller mähen als eine physisch weniger geeignete Person. Doch heißt das auch, dass er ihn wirklich selbst mähen sollte?

Nehmen wir an, B.B. könnte den Rasen in 2 Stunden mähen. In diesen zwei Stunden könnte er aber auch einen Auftritt absolvieren, bei dem er netto DM 10.000 Werbeeinnahmen erzielt. Anders verhält es sich mit Tosca S., die um die Ecke wohnt und bei McDonald's DM 16,- pro Stunde verdient. Sie braucht zwar 3 Stunden für die Rasenpflege, erwartet dafür aber nur DM 48,- an Bezahlung.

In diesem Beispiel betragen B.B.s Opportunitätskosten für das Rasenmähen DM 10.000,-, die Opportunitätskosten von Tosca S. jedoch nur DM 48,-. B.B. hat zwar einen absoluten Vorteil, weil er nur 2 anstatt 3 Stunden Arbeitszeit aufwenden müßte. Doch Tosca verfügt über einen komparativen Vorteil beim Rasenmähen, weil sie niedrigere Opportunitätskosten hat. Der "Handelsvorteil" ist in diesem Beispiel gewaltig. B.B. sollte sich für den Werbeauftritt entscheiden und Tosca zum Rasenmähen anstellen. Solange Boris ihr mehr als DM 48,- und weniger als DM 10.000,- bezahlt, sind beide besser gestellt.

Konjunkturzyklus

Empirisch die Abfolge von Aufschwung- und Abschwungjahren (mit idealtypischer Vorstellung harmonischer Schwingungen)

Konkurs

Gerichtliches Vollstreckungsverfahren, bei dem das gesamte pfändbare Vermögen des Schuldners an die Gläubiger zur Befriedigung ihrer Forderungen verteilt werden soll. Die Eröffnung des Konkursverfahrens erfolgt auf Antrag eines Gläubigers. Voraussetzung dafür ist bei einer natürlichen Person, Offenen Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft die Zahlungsunfähigkeit (= auf nicht nur vorübergehendem Mangel an Zahlungsmitteln beruhendes Unvermögen des Schuldners, seine Verbindlichkeiten zu erfüllen), bei juristischen Personen (AG, GmbH usw.) auch Überschuldung (Verbindlichkeiten übersteigen das Vermögen). Das Restvermögen des Schuldners, die Konkurssumme, wird nach seiner Verwertung auf die Gläubiger im Verhältnis der Höhe ihrer Forderungen aufgeteilt.

Konsortium ((Arbeitsgemeinschaft)

Eine für einen begrenzten Zeitraum zur Durchführung eines oder mehrerer bestimmter Geschäfte gegründete Gesellschaft. Die Gesellschafter (Konsorten) sind rechtlich und wirtschaftlich völlig selbständige Unternehmungen. Häufig vorkommende Konsortien sind Emissionskonsortien der Kreditinstitute (Zweck: Unterbringung einer Anleihe oder neuer (Aktien am Kapitalmarkt) und Konsortien von Bauunternehmungen zur gemeinsamen Übernahme von Großbauaufträgen.

Konsumenten

In der Wirtschaftstheorie Bezeichnung für Nachfrager und Verbraucher von Konsumgütern. Im Idealfall bestimmen die Konsumenten, mit welchen (Gütern und Dienstleistungen sie versorgt werden wollen, und drücken die Dringlichkeit ihrer Wünsche durch eine entsprechende Zahlungsbereitschaft auf den (Märkten aus (Konsumentensouveränität). Die Unternehmen passen sich den Konsumentenwünschen an, indem sie die Produktion der nachgefragten Güter aufnehmen oder forcieren. In der Realität ist die Souveränität der Konsumenten jedoch eingeschränkt, was u.a. daran liegt, dass die Gütermärkte mehr oder minder unvollkommen sind. Dies eröffnet den Produzenten die Möglichkeit zur wirtschaftlichen Machtausübung, so dass die Konsumenten bei der Bestimmung der Produktion eine eher passive Rolle spielen. Die von den Konsumenten ausgeübte Nachfrage ist vielfach nur ein Reflex auf die von den Unternehmen bestimmten Möglichkeiten zur Bedürfnisbefriedigung.

Konsumgüter (Verbrauchsgüter)

Waren, die von Letztverbrauchern zur Befriedigung ihrer individuellen Bedürfnisse nachgefragt werden, die also weder weiterverarbeitet werden, noch als (Investitionsgüter dem weiteren Produktionsprozeß dienen. Die Trennung ist gelegentlich schwer zu treffen.

Konzern

Vereinigung mehrerer rechtlich selbständiger Unternehmen zu einer wirtschaftlichen Einheit mit gemeinsamer Leitung und Verwaltung unter Beibehaltung der rechtlichen Selbständigkeit der Einzelunternehmen. Die Bildung von K. ab einer bestimmten Größenordnung ist in verschiedenen Staaten wegen der Gefahr einer marktbeherrschenden Stellung zu genehmigen. Dies trifft insbesondere für horizontale K.bildung zu.

Korruption

Der Missbrauch von Amtsgewalt oder einer Vertrauensstellung, um Entscheidungen zu fällen, die gegen die Absicht und die Regeln des Amtes oder Auftraggebers sind, um persönliche Gewinne zu machen oder einer dritten Partei unerlaubte Vorteile zu verschaffen.

Kosten

1. Faktoreinsatzmengen, multipliziert mit ihren Preisen.

2. Die in der Kostenrechnung anzusetzenden Werte der für Leistungen verzehrten Güter.

3. Der in Geldeinheiten bewertete Verzehr von Sachgütern und Arbeits-, Dienst- und öffentlichen Leistungen zur Erstellung betrieblicher Leistungen.

4. Wert von allem, worauf ein Unternehmer bei der Herstellung eines Gutes verzichten muß.

5. Der in (Geld bewertete Aufwand an Produktionsfaktoren, die nötig sind, um betriebliche Leistungen zu erstellen und die betriebliche Leistungsfähigkeit aufrechtzuerhalten. Man unterscheidet zwischen beschäftigungsunabhän​gigen Kosten (fixen Kosten), die nicht an den Produktionsumfang gebunden sind, und beschäftigungsabhängigen Kosten (variablen Kosten), die zusammen mit der Produktmenge steigen oder sinken. Für die Unternehmen besonders relevant sind die Arbeitskosten (gezahlten Löhne) und die Kapitalkosten (Kapitalaufwand), die aus der Summe von Zinsen und (Abschreibungen gebildet werden. Die Kapitalkosten errechnet man durch Multiplikation der Höhe des Kapitaleinsatzes (Gebäude, Produktionsanlagen etc.) mit dem Zins- und dem Abschreibungssatz – die jährlichen Tilgungsraten zählen dagegen nicht zu den Kosten. Ein Unternehmer beurteilt ein Produktionsverfah​ren, indem er die erbrachten Leistungen (Umsätze) zu den verursachten Kosten in Relation setzt. Bei gegebenem Umsatz ist der Gewinn maximal, wenn die Kosten den kleinstmöglichen Wert annehmen. Steigt etwa der Lohnsatz und wird dadurch der Produktionsfaktor (Arbeit im Verhältnis zum Produktionsfaktor Kapital (Maschinen) teurer, so wird der Unternehmer vom arbeitsintensiven auf ein kapitalintensiveres Produktionsverfahren ausweichen und umgekehrt.

Kosten-Nutzen-Analyse

Analyse der gesamten (Kosten und der gesamten Nutzen eines Vorhabens.

Kultur

Kultur ist die Summe von gemeinsam geteilten Werthaltungen in einer Gesellschaft. Sie gilt als die kollektive Program​mierung des menschlichen Denkens, die die Mitglieder einer Gruppe von denjenigen einer anderen Gruppe unter​scheidet. Den Kulturbegriff kann man anhand verschiedener Eigenschaften bestimmen:

· Kultur ist menschengeschaffen. Sie ist ein Produkt kollektiven gesellschaftlichen Handelns und Denkens einzelner Menschen.

· Kultur ist überindividuell und ein soziales Phänomen, das den einzelnen überdauert.

· Kultur wird erlernt und durch Symbole übermittelt.

· Kultur ist durch Normen, Regeln und Verhaltenskodizes verhaltenssteuernd.

· Kultur strebt nach innerer Konsistenz und Integration.

· Kultur ist ein Instrument zur Anpassung an die Umwelt.

· Kultur ist langfristig adaptiv wandlungsfähig.

Im Stammland eines (Unternehmens sind die im Rahmen der kulturell internalisierten Wertvorstellungen handlungs​leitend. Alternativen werden nicht gesehen und Kultur wird somit als etwas Selbstverständliches hingenommen.

Im Gegensatz dazu treffen in kulturellen Überschneidungssituationen die gewohnten, eigenkulturell geprägten Denk​muster und verhaltensweisen mit denen der fremdkulturell geprägten Interaktionspartner zusammen. Die bisher geeig​neten Handlungsweisen, Interpretations- und Bewertungsmuster versagen dann häufig, d.h. ein "Fit" (Übereinstim​mung) zwischen der Situation und dem verhalten ist nicht mehr gegeben und der Erfolg der Unternehmensaktivitäten oft dadurch gefährdet. Kultur wird so zu einem originären Problembereich für das internationales (Management.

Besonderen Einfluß hat die Kultur auf die interpersonelle Interaktion, welche vor allem im operativen Bereich der Unternehmensaktivitäten von Bedeutung ist.

Kuppelprodukte

Produkte, die bei der Herstellung eines Produktes aus technischen Gründen mit anfallen. Beispiel: Bei der Eisenge​winnung fallen neben dem Roheisen auch Gichtgas und Schlacke an, bei der Kokserzeugung Gas und Teer, bei der Benzingewinnung aus Rohöl eine Reihe anderer Produkte wie schweres Heizöl, leichtes Heizöl usw. Die K. können u.U. recht schwer absetzbar sein.

KVP

Kontinuierlicher Verbesserungsprozess

Lagerhaltung

Unter dem Begriff des Lagers werden nicht nur die jeweils aufbewahrten Güter verstanden. Elemente eines betrieb​lichen (Sub-)Systems “Lager” sind auch die Menschen, die die Lagerprozesse durchführen oder steuern sowie Gebäude, Lagergeräte, Fördermittel, Container, Computer und andere Artefakte, die für den Vollzug dieser Prozesse erforderlich sind.

Landschaftspflege

Das Biosphärenreservat Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft hatt jüngst Grund zu Freude: Kristana, ein Elch​weibchen aus Mittelschweden, ist eingetroffen. Kristina soll tun, was sie auch in Schweden tat: fressen. In der Lausitz aber äst sie im Rahmen des "Offenlandprojektes" der Universität Freiburg, trägt zur Kurzhaltung der Gehölze bei und gilt deshalb als nützlicher "Landschaftspflege-Elch". Merke: In der Landschaftspflege entscheidet das Biotop über den Effekt. - Eberhard von Brauchitsch wiederum war in vielen Biotopen zu Hause: Er bedachte im Interesse des Flick-Konzerns Regierung wie Opposition mit Schmiergeldern, zur gleichmäßigen "Pflege der politischen Landschaft", wie er Anfang der achtziger Jahre in einer seither unsterblichen Formulierung erklärte. Karlheinz Schreiber, der Geldbrief​träger der CDU-Spendenaffaire, griff diesen Gedanken fast zwanzig Jahre später auf: Seine Kofferträgerdienste seien "wenn Sie so wollen, eine Landschaftspflege". So lag der Rückgriff auf die landschaftsökologische Metapher in Köln nahe, und die Elchkuh Kristina darf sich wie zu Hause fühlen, nämlich mit einem Bein im Sumpf. Vorsicht, Satire! (SZ)

Lange Wellen

Erklärungsversuch von Schumpeter, den langfristigen Strukturwandel industrieller Ökonomien durch Neuerungen zu erklären:
Im Abschwung suchen 'Pionierunternehmer' radikal neue Ideen durchzusetzen, die so genannten Basisinnovationen. Das können neue Produkte, neue Produktionsverfahren, neue Materialien oder neue Wege der Organisation von Produktion und Vertrieb sein. Sie müssen dabei alte Strukturen, d.h. alte Industrien, zerstören: die 'schöpferische Zerstörung'. Ihr Erfolg zeigt sich in höheren Gewinnen, woraufhin Nachahmer erscheinen. Folglich verstärkt sich der strukturelle Wandel und es entsteht ein neuer Aufbruch, der zum Aufschwung in weiten Teilen der Wirtschaft führt. Mit der Zeit lässt die Innovationskraft nach, es kommt zur Stagnation und schließlich zum Abschwung, der wieder Anlass für einen neuen Zyklus bietet.
Nach Messungen des russischen Wissenschaftlers Kondratieff haben diese Zyklen eine Dauer von etwa 50 bis 60 Jahren. Die nach ihm benannten Kondratieff-Wellen gehen aus von jeweils einer neuen Leittechnologie, die auf andere Sektoren ausstrahlt und also die gesamte Wirtschaft erfasst.

	Nr. des Kondratieff- Zyklus
	Zeitraum
	technisch-ökonomisches Paradigma
	wichtigste Industriebranchen
	spezifische Infrastruktur
	Basisinputs
	Organisation der Unternehmen
	führende Länder

	1
	1770/80 bis 1830/40
	frühe Mechanisierung
	Textil, Textilchemie, Textilmaschinenbau, Gießereien
	Wasserkraft, Fern-Kanäle
	Baumwolle, Gusseisen
	kleine Unternehmen, Wettbewerb, lokales Kapital
	Großbritannien, Frankreich, Belgien

	2
	1830/40 bis 1880/90
	Dampfmaschine und Eisenbahn
	Maschinenbau, Werften (Dampfsch.), Werkzeugmaschinen- bau, Eisen-, Eisen- bahnindustrie
	Eisenbahn, Häfen
	Kohle, Transport
	Hochphase des Wettbewerbs kleiner Unternehmen, Aufkommen größerer Kapitalgesellschaften
	Großbritannien, Frankreich, Belgien, Deutschland, USA

	3
	1880/90 bis 1930/40
	Elektro- und Schwermaschinenbau
	Elektroindustrie, Anlagenbau, Schwerchemie, Chemie synthetischer Farben
	Elektrizität
	Stahl
	Aufkommen von Großunternehmen, Kartellen
Mittleres Management in Großunternehmen
	Deutschland, USA, Großbritannien, Frankreich, Belgien, Niederlande, Schweiz

	4
	1930/40 bis 1980/90
	fordistische Massenproduktion
	Autoindustrie, Luftfahrt-Industrie, Petrochemie, Rüstungsindustrie, Gebrauchsgüter
	Autobahnen Flugplätze
	Energie (Öl)
	oligolopolistischer Wettbewerb, Multinationale Unternehmen
	USA, EG-Staaten, Japan, Schweden u.a. 

	5
	ab 1980/90
	Informations- und Kommunikations- technologien
	Computerindustrie, Elektronik, Telekommunikations- industrie
	digitale Telekommu​nikationsnetze, Satelliten
	Chips
	Netzwerke von großen und kleinen Unternehmen, Kooperation
	USA, EU-Staaten


Lash-Verkehr

System im Seegüterverkehr, bei dem Güter von Überseeschiffen ohne Benutzung der Hafenanlagen auf Leichter umgeladen werden (und umgekehrt).

lean management

Weiterentwicklung der (lean production, die sich in ihrer engeren Bedeutung auf die fertigungstechnische Optimierung beschränkte, zu einem Konzept für das ganze Unternehmen mit flachen Hierarchien und straffer Projektorganisation.

Immer mehr Managementaufgaben sind nicht mehr aus dem Arbeitsprozeß herausgezogen und funktional gebündelt, sondern bleiben unmittelbar in der Wertschöpfungskette. An die Stelle großer, zentralistisch geführter Abteilungen tritt eine Reihe kleinerer Einheiten (Team- und Gruppenarbeit), die einen Großteil des klassischen Anleitungsbedarfs durch Selbstmanagement ersetzen. Die Leistungsfähigkeit von Lean Management basiert auf

· der Team- und Gruppenarbeit über die gesamte Innovations- und Wertschöpfungskette,

· einer schnellen Kommunikation aller am Wertschöpfungsprozeß Beteiligten,

· einem effizienten Einsatz von Ressourcen, einer Vermeidung von Verschwendung

· einem ständig laufenden, von allen Mitarbeitern getragenen Verbesserungsprozeß

Ob Produktentwicklung, Angebots-, Auftrags- oder Lieferzyklus: alle beginnen und enden mit dem Kundenkontakt. War es früher die Hierarchie, so ist es nun der (Markt, der alle Aktivitäten auf sich orientiert wie der Magnet die Eisenspäne.

Anfang der neunziger Jahre belegte ein McKinsey-Gutachten, daß jene 25 % Kostennachteile, die deutsche Unternehmen gegenüber ihren Mitbewerbern besaßen, zu zwei Drittel auf die rückständigen Organisationsstrukturen in den (Betrieben zurückzuführen waren.

lean production

"Abgespeckte" oder "schlanke" Produktion, in Japan entwickelte Produktionsweise mit folgenden Kennzeichen:

· relativ geringe Zahl von Mitarbeitern

· alle Mitarbeiter tragen die ganze Verantwortung für alle Aufgaben, einschließlich Wartung, Qualitätskontrolle und Verbesserungen, Ziel: Null Fehler

· die Verantwortung hat zur Folge, bzw. zur Bedingung: umfangreiche Ausbildung, weniger Kontrollebenen, weniger Qualitätsprüfer, weniger mit Ausbesserungsarbeiten befaßte Mitarbeiter, ein kleineres mittleres Management

· der gesamte Arbeitsprozeß ist so organisiert, daß Überschüssiges in jedem Arbeitsschritt "entsorgt" wird ‑ verschwendete Kraft, verschwendete Zeit und verschwendetes Material etc.

· nur das was als Nächstes gebraucht wird, wird gemacht

· beliebige Produktvielfalt

· kurze "Just-in-Time"-Produktionsdurchläufe erübrigen Lagerbestände

· Probleme werden bewußt freigelegt

· Engagement der Mitarbeiter und Investition in die Belegschaft sind langfristig gesehen wesentlicher Bestandteil von L.P.

· Zulieferfirma und Montagebetrieb analysieren die Kosten für die Konstruktion und Herstellung des Teils bis ins Detail gemeinsam, wobei sie stets Ausschau nach Innovationen und Möglichkeiten zur Kostenreduzierung halten.

Die Leistungsfähigkeit der Lean Production

	
	Japan
	USA
	Europa

	Leistungsfähigkeit Fahrzeugmontage ‑ Arbeitsstunden/PKW
	17
	25
	36

	Qualität ‑ Mängel pro 100 PKW
	60
	82
	97

	Vorlaufzeit ‑ Konstruktion ‑ Monate
	46
	60
	58

	Engineering-Stunden pro Neuwagen
	1,7
	3,1
	3,0

	Montagelagerbestand ‑ Tage
	0,2
	2,9
	2,0

	Zuliefer-Lagerbestand ‑ Tage
	1,5
	8,1
	16,3

	Auslieferungs-Lagerbestand ‑ Tage
	21
	67
	67

	Teilezulieferer pro Firma
	340
	1500
	1500

	Händler pro Firma
	300
	2000
	7500


Quelle: J.P. Wornack, D.T. Jones und D. Roos ‑ Die Zweite Revolution in der Autoindustrie; 1991

Leasing

Unter L. versteht man das Mieten oder Pachten von Investitionsgütern

Leichter

Schwimmfähiger Großcontainer, der komplett an Bord eines Behälterschiffes genommen wird.

Leistung

Die betriebliche Leistung wird als Gegenstück zu den Kosten einer Unternehmung angesehen.

Leistungsbilanz

Teil der Zahlungsbilanz eines Staates. Sie erfaßt den (Export und (Import von Waren (Handelsbilanz), von Dienstleistungen aus den Bereichen Reiseverkehr, Transport- und Versicherungsleistungen und Kapitalerträgen (Dienstleistungsbilanz) sowie die geleisteten und empfangenen privaten und öffentlichen Übertragungen, also Überweisungen von ausländischen Arbeitnehmern in ihre Heimatländer, Beiträge an internationale Organisationen oder Entwicklungshilfe (Übertragungsbilanz).

Leistungsbilanzdefizit

Beim Vorliegen eines Leistungsbilanzdefizites sind die (Importe eines Landes höher als die (Exporte.

Lifo/Fifo

Ein- und Auslagerungsprinzip: Bei Lifo (last in first out) werden die Waren, die zuletzt eingelagert werden, zuerst wieder ausgelagert. Bei Fifo (first in first out) werden wie in einer Warteschlange die Waren, die zuletzt eingelagert werden, auch zuletzt wieder ausgelagert.
Liquidation

Wird eine Gesellschaft (z.B. OHG, AG) aufgelöst durch Beschluß der Gesellschafter, infolge Eröffnung des Konkurses oder aus anderen Gründen, so ist das zum Zeitpunkt der Auflösung vorhandene Vermögen zu verwerten. Diesen Vorgang, bei dem die Forderungen eingezogen und die übrigen Vermögensteile in (Geld umgesetzt werden, nennt man L.

Liquidität

In der (Betriebswirtschaftslehre das finanzielle Gleichgewicht zwischen den Zahlungsverpflichtungen und der vorhandenen Menge an Zahlungsmitteln, so daß die Zahlungsfähigkeit zu jedem Zeitpunkt gewährleistet ist. 

In der Geldtheorie versteht man unter Liquidität die in (Geld oder anderen Tauschmitteln zum Ausdruck kommenden Verfügungsrechte über wirtschaftliche Güter. Durch Liquidität sichert sich ein Wirtschaftssubjekt Handlungs- und Entscheidungsspielräume.

Unter internationaler Liquidität versteht man in der Regel nichtinländische Zahlungsmittel, die bei Zahlungen ins Ausland allgemein akzeptiert werden. Zu diesen zählen zum einen die Währungsreserven (häufig Goldreserven) aber auch der nicht genutzte Teil bereits gewährter Kredite internationaler Organisationen. Länder die über so genannte harte, das bedeutet allgemein akzeptierte, Währungen verfügen, können internationale Liquidität selbst schaffen.

Logistik

Bei Wirtschaftsunternehmen ein Begriff, der sich auf die Gestaltung, Steuerung, Regelung, und Durchführung des gesamten Flusses an Energie, Informationen, Personen, insbesondere jedoch von Stoffen (Materie, Produkte) inner​halb und zwischen Systemen bezieht. Logistik geht über reine Transportprozesse hinaus. Sie beinhaltet auch einen zeitlichen Aspekt, der sich vornehmlich in Prozessen der Lagerung oder Speicherung sowie in der zeitlichen Verfüg​barkeit von Diensten widerspiegelt. Logistische Prozesse schließen Transport und (Lagerhaltung, aber auch z.B. Materialhandhabung, Verpackung oder die Standortwahl von Verarbeitungszentren ein.

Lohn

Entgelt für Arbeitsleistungen. Lohn erhalten nicht nur Arbeiter, sondern auch Beamte und Angestellte (Gehalt), im weiteren Sinn auch wirtschaftlich Selbständige (Unternehmerlohn). Er wird üblicherweise in (Geld ausgezahlt (Geld​lohn). Eine Entlohnung in Sachgütern (Naturallohn) ist nur begrenzt zulässig. Beim Geldlohn ist zu unterscheiden zwi​schen Nominallohn und Reallohn. Der Nominallohn berücksichtigt nicht die Kaufkraft. Den Reallohn erhält man, indem man den Nominallohn durch einen Preisindex dividiert.

Bei der Lohnform Zeitlohn wird der Lohn nach den geleisteten Arbeitsstunden berechnet; die Arbeitsleistung wird dabei nicht berücksichtigt. Ein Leistungslohn ist der Akkordlohn: Seine Höhe ist das Produkt aus erreichter Stückzahl und vereinbartem Stücklohnsatz.

Die verschiedenen Tätigkeiten werden unterschiedlichen Lohngruppen zugeordnet; für bestimmte Arbeitnehmergrup-pen sind die Lohngruppen tariflich festgelegt (Tarifgruppen). Innerhalb einer Gruppe bewegen sich die Löhne in einem festgelegten Rahmen, wobei die Lohnhöhe von der Zahl der Tätigkeitsjahre abhängen kann. 

Karl Marx definierte den Arbeitslohn nicht als Wert oder Preis der (Arbeit, sondern sah in ihm eine maskierte Form für den Wert der Arbeitskraft. An einem zwölfstündigen Arbeitstag würde z.B. der Arbeiter nur Entlohnung für sechs Stun​den erhalten. Die Form des Arbeitslohnes lösche jede Spur der Teilung des Arbeitstages in notwendige und in Mehr​arbeit auf, Mehrarbeit und unbezahlte (Arbeit erschienen so als bezahlt. Das Geldverhältnis verberge das Umsonstar​beiten des Lohnarbeiters.

Lohnnebenkosten

L. sind zusätzlich zum Lohn oder Gehalt anfallende Personalkosten. Sie bestehen aus dem Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung, Beiträgen zur Berufsgenossenschaft, Zahlungen aus dem Mutterschutzgesetz, Urlaubsansprüchen, bezahlten Feiertagen, Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall und den Kosten aus dem Betriebsverfassungsgesetz. Diese gesetzlichen L. werden noch ergänzt durch die L. aufgrund tarifvertraglicher Vereinbarungen oder aufgrund von freiwilligen Leistungen des Arbeitgebers z.B. für Werksverpflegung, betriebliche Aus- und Fortbildung, Altersversorgung usw. Der Anteil der L. an den gesamten Lohnkosten schwankt zwischen 50 und 70 vH.

Lohnstückkosten

Bezeichnung für den pro produziertes Stück oder Dienstleistungseinheit entfallenden Lohnkostenanteil. Sinkende Lohnstückkosten signalisieren eine Erhöhung der Kapazitätsauslastung eines (Betriebes oder die Wirkung von Rationalisierungsmaßnahmen. Bei gleichbleibenden Kapitalkosten pro Stück und Verkaufspreisen steigt der Gewinn pro produziertem Stück oder erstellter Dienstleistungseinheit.

LOKALE AGENDA 21

Der Beratungsprozess innerhalb der Städte und Gemeinden (einschließlich ihrer Bürger) über die Aufstellung eines lokalen Aktionsplans zur AGENDA 21 von Rio de Janeiro sowie dessen Umsetzung.

Lokalisierte Materialien

Materialien, die nicht überall vorkommen, z.B. Kohle, Erze.

Machbarkeits-Analyse

Es wird untersucht, ob und unter welchen Voraussetzungen eine neue Entwicklung überhaupt den Kundenforderungen gerecht werden kann. Wenn die Machbarkeits-Analyse schlecht ausfällt, wird von einer weiteren Entwicklung abgesehen.

Makroökonomik

Teilgebiet der (Volkswirtschaftslehre, die gesamtwirtschaftliche Phänomene auf aggregierter Ebene untersucht, insbesondere Inflation, Arbeitslosigkeit und Wirtschaftswachstum.

Makrostandort

Regionaler Standort im Gegensatz zum Mikrostandort.

MAK-Wert
Akronym für Maximale Arbeitsplatzkonzentration"; die höchstzulässige Konzentration eines Arbeitsstoffes als Gas, Dampf oder Schwebstoff in der Luft am Arbeitsplatz, die nach dem gegenwärtigen Stand der Kenntnis auch bei wiederholter und langfristiger, in der Regel achtstündiger Exposition, jedoch bei Einhaltung einer durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von 40 Stunden, im allgemeinen die Gesundheit der Beschäftigten nicht beeinträchtigt und diese nicht unangemessen belästigt. MAK-Werte sind Grenzwerte, die aufgrund der wissenschaftlichen Empfehlungen zu den toxikologischen Eigenschaften der Stoffe von der „Senatskommission zur Prüfung gesundheitlicher Arbeitsstoffe" der Deutschen Forschungsgemeinschaft festgelegt werden. Für Arbeitsstoffe, die als krebserzeugend nachgewiesen sind, und Stoffe mit begründetem Verdacht auf krebserregendes Potential werden in den meisten Fällen keine MAK-Werte angegeben. Solche Stoffe sowie Stoffe mit Risiko zur Fruchtschädigung und erbgutverändernde Arbeitsstoffe werden in eigenen Tabellen besonders gekennzeichnet.

Management

Management wird gleichgesetzt mit Führung. Darunter kann man die Gesamtheit der Institutionen, Tätigkeiten und Instrumente verstehen, welche der Willensbildung und der Willensdurchsetzung dienen.
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Führung im Überblick

Marketing

Begriff mit wenigstens drei grundlegenden Begriffsversionen:

· Marketing als Absatzpolitik von Unternehmen als älteste auch heute noch vielfach vertretene Auffassung. Damit ist jene spezielle betriebliche Funktion gemeint, die in der marktlichen Verwertung der Sach- und Dienstleistungen eines Unternehmens besteht. Diese Funktion ist anderen betrieblichen Funktionen teils unter-, teils gleichgeordnet, etwa der Führung, der Beschaffung, der Produktion, der Finanzierung und der Kontrolle.
Dieser Sichtweise entstammt der Entwurf eines absatzpolitischen Instrumentariums (Produkt- und Programmpolitik, Preispolitik, Distributionspolitik, Kommunikationspolitik).

· Marketing als marktorientierte Unternehmensführung. Dies bedeutet speziell für die westlichen Industrienationen, in denen der Absatz meist den dominanten Engpaß des unternehmerischen Handelns bildet, daß alle betrieblichen Funktionen konsquent auf die Anforderungen des Absatzmarktes hin ausgerichtet werden müssen.

· Marketing als Management von Austauschprozessen und -beziehungen. Daraus ergibt sich die wohl umfassendste denkbare Marketing-Perspektive. In dieser Sicht können nämlich sowohl Einzelpersonen und Personengruppen als auch Organisationen jeder Art Marketing betreiben. Unter dem zuletzt genannten Aspekt kommen nicht nur erwerbswirtschaftliche Betriebe in Betracht, sondern auch nicht-erwerbswirtschaftliche Institutionen, wie z.B. Gebietskörperschaften, Parteien, Kirchen ("Brot für die Welt" oder "Miserior"), Theater.

Mit der Entwicklung vom Verkäufer- zum Käufermarkt bildete sich zunächst im angelsächsischen, später auch im deutschen Sprachraum eine grundsätzlich unterschiedliche Bedeutung des Marketingbegriffs heraus. Anders als auf einem Verkäufermarkt übersteigt auf einem Käufermarkt das Angebot die Nachfrage, d.h. es herrscht keine Knappheit bei geltenden Preisen. In dieser Situation müssen sich Anbieter aktiv Käufer suchen, im Gegensatz zum Verkäufermarkt, auf dem der Anbieter sich auf eine Verteilung der Produkte beschränken kann. Ein Käufermarkt verlangt, daß bereits bei der Suche nach neuen Produkten die (Bedürfnisse, Wünsche und Probleme potentieller Käufer (Kunden) durch den Hersteller berücksichtigt werden.

Deshalb wurden etwa ab Ende der sechziger Jahre Marketing auch im Sinne einer speziellen Führungskonzeption für Unternehmen definiert, nämlich als marktorientierte Führung, die in allen betrieblichen Funktionsbereichen anzuwenden ist, wenn sich ein Unternehmen unter Wettbewerbsbedingungen erfolgreich entwickeln will. Man spricht von einer Marketing-Management-Konzeption oder -Philosophie, die zur Erreichung betrieblicher Ziele unter Beachtung des gesellschaftlichen und ökologischen Umfelds danach strebt, die (Bedürfnisse von Käuferzielgruppen besser zu befriedigen als die Wettbewerber.

Markt

Von lat. "mercatus", Handel, Messe 1. Umgangssprachlich eine geographisch lokalisierbare Veranstaltung, bei der sich Käufer und Verkäufer bestimmter Sachgüterarten persönlich treffen (Wochenmärkte, Auktionen).

2. In den Wirtschaftswissenschaften die Gesamtheit der ökonomischen Vorgänge, die sich zwischen Anbietern und Nachfragern eines (Gutes, einer Güterkategorie oder anderer Vermögensobjekte in Bezug auf deren Tausch abspielen.

3. Differenziert nach Fachdisziplinen: In der Volkswirtschaftslehre der Ort des Zusammentreffens von Angebot und Nachfrage, in der Betriebswirtschaftslehre die Gesamtheit aller Kaufinteressenten für ein Produkt.

In der klassischen volkswirtschaftlichen Theorie bildet sich als Ergebnis des Zusammenwirkens von (Angebot und Nachfrage der Marktpreis: Er ist ein Gleichgewichtspreis und liegt im Schnittpunkt zwischen Nachfrage- und Angebotskurve (bei den meisten wirtschaftlichen Gütern steigt die Nachfrage mit sinkendem Preis, während das Angebot mit dem Preis steigt). Zum Marktpreis kann die größtmögliche Gütermenge abgesetzt werden; er räumt den Markt, d.h., es gibt weder einen Angebots- noch einen Nachfrageüberhang. Der Marktpreis zeigt die Knappheit eines (Gutes an: Je knapper das Angebot eines begehrten (Gutes ist, desto eher kann man den Preis anheben, z.B. für Äpfel nach einem schlechten Erntejahr. Umgekehrt sinkt der Preis für ein Gut, wenn das Angebot größer ist als die Nachfrage.


Der Marktpreis kann sich nur frei bilden, wenn auf einem Markt ein vollkommener Wettbewerb herrscht: Keiner unter den Anbietern und Nachfragern darf so viel Macht haben, dass er den Preis beeinflussen kann. Der vollkommene Wettbewerb ist die theoretische Grundvoraussetzung für eine freie Marktwirtschaft. Realisiert wird solch ein vollkommener Markt in der Praxis am ehesten an der (Börse.


Reale Märkte sind dadurch gekennzeichnet, dass Unternehmen versuchen, Wettbewerber auszuschalten, deren Marktanteile zu übernehmen und zu einem marktführenden bzw. marktbeherrschenden Unternehmen zu werden. Hinsichtlich des betreffenden Marktes kann es sich um einen lokalen, nationalen oder den Weltmarkt handeln. In der Bundesrepublik Deutschland ist das Bundeskartellamt mit der Überwachung des Wettbewerbs betraut.

Marktforschung

Der Begriff "Marktforschung" wird heute in einem weiteren Sinne verwendet als dies vom Wort her zu erwarten wäre, nämlich im Sinne von "Marketingforschung". Darunter versteht man die zielgerichtete, systematische Suche, Zusammenstellung, Aufbereitung und Interpretation von Informationen, die sich auf Probleme des Marketings von Sachgütern und Dienstleistungen beziehen. Es geht nicht nur um die Erfassung von Merkmalen von Märkten, sondern vielmehr um alle Unternehmens-, Markt- und Marktumweltsachverhalte, die für Marketingentscheidungen relevant sind.

Marktmacht

Die Fähigkeit eines einzelnen oder einer kleinen Gruppe, den Marktpreis maßgeblich zu beeinflussen.

Marktversagen

Eine Situation, in der es einem sich selbst überlassenen (Markt nicht gelingt, die Ressourcen effizient zuzuteilen.

Marktwirtschaft

Wirtschaftsordnung, in der auf der Angebotsseite Waren für den Verkauf produziert werden, während der Zugang zu diesen Waren auf der Nachfrageseite entsprechend der Kaufkraft erfolgt (zahlungsfähige Nachfrage). Obwohl es (Märkte immer gab, hat sich die Marktwirtschaft als Wirtschaftsordnung erst nach der Auflösung einer feudal-zünftigen Wirtschaftsweise durchgesetzt. Historisch gesehen wurde die Marktwirtschaft gewaltsam durchgesetzt durch das Bürgertum, insbesondere im Zuge der Französischen Revolution. Die staatlich verankerten bürgerlichen Freiheiten wie Gewerbe- und Vertragsfreiheit, freie Wahl des Berufs und Arbeitsplatzes etc. ließen im Lauf des 19. Jahrhunderts die moderne kapitalistische Gesellschaft entstehen. Der Nationalökonom Adam Smith schuf in seinem 1776 erschienenen Buch Über Natur und Ursachen des Nationalreichtums das Modell einer reinen Marktwirtschaft: Darin kann der Einzelne im Eigeninteresse handeln und sich unbehindert von direkten Staatseingriffen entfalten. Jeder Marktteilnehmer ist frei, den größtmöglichen persönlichen Nutzen aus seinem Handel zu ziehen. Das führt nach Smith automatisch zum größtmöglichen Wohlstand für alle. In der Realität zeigte sich jedoch, dass die Marktwirtschaft für die neu entstandene Klasse der Arbeiter, die bald die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung bildete, existenzbedro-hende Folgen hatte. Der Staat sah sich genötigt, gegen die schlimmsten Auswüchse vorzugehen, da andernfalls die Marktwirtschaft ihre eigene menschliche Basis untergraben hätte. Dadurch sah der Staat auch seinen eigenen Bestand gefährdet.

Der deutsche Ökonom Karl Marx beschrieb und kritisierte die Marktwirtschaft in seinem Hauptwerk Das Kapital. Er stellte das Eigentum an Produktionsmitteln ins Zentrum seiner Überlegungen und sah darin die Ursache für das Massenelend seiner Zeit. Von Anhängern der Marktwirtschaft wurde alternativ das Konzept der sozialen Marktwirtschaft entwickelt. Hierbei wird anerkannt, dass die Marktwirtschaft für zahlreiche Menschen negative Folgen hat und dass es eine staatliche Aufgabe sei, hinsichtlich dieser Folgen kompensatorisch einzugreifen. Das Modell lag dem wirtschaftlichen Wiederaufbau der Bundesrepublik Deutschland nach dem 2. WK zugrunde: Der Staat schützt den Wettbewerb auf den Gütermärkten durch eine sozial ausgestaltete Wettbewerbsordnung und wacht über ihre Einhaltung. 1957 setzte Ludwig Erhard das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen durch, um zu verhindern, dass sich zu große Macht in den Händen von (Unternehmen oder Unternehmensgruppen konzentrierte.

In einer sozialen Marktwirtschaft begegnet der Staat Konjunkturschwankungen mit konjunkturpolitischen Maßnahmen, z.B. Ausgaben durch die öffentliche Hand, um die gesamtwirtschaftliche Nachfrage anzuregen. Mit Struktur- und Bildungspolitik übernimmt er Aufgaben, die die private Initiative überfordern würden. Er schafft ein soziales Netz, um Lohnabhängige und sozial Schwache im Rahmen sozialer Sicherungssysteme gegen die unmittelbare Infragestellung ihrer Existenz abzusichern. Der moderne Sozialstaat begreift sich als Korrekturinstanz der Marktwirtschaft, die er zugleich fördert und weiter ausbaut. In jüngster Zeit wird unter Hinweis auf die Eigenverantwortlichkeit des Einzelnen eine Reduzierung sozialstaatlicher Leistungen vorgenommen. In den Ländern der Dritten Welt finden sich zwar marktwirtschaftliche Verhältnisse, sozialstaatliche Maßnahmen sind jedoch weitgehend unbekannt.

Im Gegensatz zur (Zentralverwaltungswirtschaft gibt es in der Marktwirtschaft keinen Zentralplan, sondern all Haushalte und Unternehmen stellen selbständig für ihre Bereiche Konsum- und Produktionspläne auf und versuchen, ihre Planungen durchzusetzen. Deshalb handelt es sich hier um eine Mehrplanwirtschaft oder dezentral geplante Wirtschaft. Die Abstimmung oder der Bezug der Wirtschaftspläne aufeinander erfolgt durch den Wettbewerb.

Massenfertigung

Wenn über längere Zeiträume stets das gleiche Produkt in großer Stückzahl hergestellt wird, so handelt es sich um eine Massenfertigung. Da sich die gleichen Arbeitsgänge ständig wiederholen, wird durch Einsatz von Maschinen (z.B. Automaten) und straffe Arbeitsablaufgestaltung (vor allem Fließband) ein hoher Rationalisierungsgrad erreicht. An die Qualifikation der Arbeiter in der Produktion werden geringe Ansprüche gestellt, wohingegen die zahlreich eingesetzten Spezialisten (z.B. Fertigungsingenieure) hochqualifiziert sind.

Mechanisierung
Unterstützung und/oder Ersatz menschlicher Arbeitskraft durch Maschinen.

Mehrkosten oder Zusatzkosten (incremental costs)

Kosten, die Staaten bei der Umsetzung von Umweltschutzmaßnahmen zusätzlich zu ihren regulären Ausgaben ausschließlich im globalen Interesse entstehen (z.B. Klimaschutz). Die Industrieländer haben sich in den Verträgen zu Ozon, Klima und Biodiversität zur Erstattung der vollen vereinbarten Mehrkosten der Entwicklungsländer bei der Umsetzung dieser Verträge verpflichtet. Zur Umsetzung dienen der Montrealer Ozonfonds und die GEF.

mental maps

Vorstellungen des Firmenleiters über den Standraum und mögliche Standorte nach Lage, Umwelt, Beschaffenheit, Standortfaktoren usw. Dabei stammen solche Vorstellungen aus den verschiedensten Informationsquellen und entsprechen oft nicht der objektiven Realität. Beispielsweise kommt es so zu Überbewertungen von Städten wie München oder Düsseldorf und einem übertrieben negativen Ruf der Reviere an Saar und Ruhr.

Metabolite

Die in Organismen infolge eines biologischen Abbauprozesses gebildeten Zwischenprodukte.

Mikroökonomik

Teilgebiet der (Volkwirtschaftslehre, das die Entscheidungen der Haushalte und (Unternehmungen sowie das Zusammentreffen der Aktivitäten auf (Märkten untersucht.

Mikrostandort

Lokaler Standort innerhalb eines gewählten Makrostandortes.

MIK-Wert
Akronym für Maximale Immisionskonzentration"; Immissionen sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen. Die MIK-Werte sind Richtwerte und basieren auf einem mehr oder weniger großen Wissens- und Erfahrungsstand, z.B. für Schadstoffe in Nahrungsmitteln oder für den Gehalt an Schwermetallen im Boden. Bei der Einhaltung dieser Werte ist der Schutz des Menschen und seiner Umwelt nach derzeitigem Wissenstand gewährleistet.

Mobilität der Arbeit

Durch die räumlich unterschiedliche Arbeitsplatzdichte ausgelöste Pendelwanderung bzw. Wohnortwechsel; Mobilität der (Arbeit kann sowohl Probleme der ungedeckten Nachfrage nach Arbeit als auch der (Arbeitslosigkeit verhindern; in Industrieländern wirkt neben den gewachsenen Bindungen an den Raum auch die Bildung von Wohneigentum entgegen, in Entwicklungsländern fehlen häufig die Verkehrsinfrastruktur und finanzielle Mittel, sie zu nutzen.

modular sourcing

Beschaffungsstrategie, bei der die Lieferanten in funktionalen Stufen als Zulieferpyramide (Hierarchisierung der Zulieferstruktur) organisiert werden und der Abnehmer nur noch mit dem sogenannten System- oder Modularlieferanten zusammenarbeitet. Dabei werden nicht mehr nur Einzelteile sondern Komponenten und komplette Baugruppen von einem Lieferanten bezogen. Der Modullieferant erbringt im wesentlichen eine Montageleistung, indem er Komponenten verschiedener Lieferanten zu einem einbaufertigen Modul (just-in-time zusammenfügt. Ein solches Modul ist z.B. das komplette Armaturenbrett eines Automobils.

Monetarismus

Bezeichnung für eine volkswirtschaftliche Theorie, wonach Wirtschaftswachstum und Preisstabilität allein durch eine gleichmäßige Ausdehnung der Geldmenge entsprechend der Zunahme der Güterproduktion erreicht werden kann. Die von dem Amerikaner Milton Friedman in den 50er Jahren entwickelte Theorie wurde insbesondere von konservativen Regierungen in die Wirtschaftspolitik aufgenommen. Die allein auf die Beeinflussung der Geldmenge ausgerichtete Wirtschaftspolitik ignoriert die Probleme der (Arbeitslosigkeit, zumal sie eine sogenannte natürliche Arbeitslosigkeit einkalkuliert. Der M. steht im Gegensatz zum (Keynesianismus. Die Ausrichtung des M. auf die einseitige Anwendung der Instrumente der Geldpolitik macht die Theorie ungeeignet zur Bekämpfung einer konjunkturellen Rezession, da eine Erhöhung der Geldmenge oder eine Senkung des Zinssatzes nicht automatisch zu mehr Nachfrage führt.

Monopol
Marktform, bei der ein einzelnes Wirtschaftsunternehmen exklusiv eine Ware herstellt und vertreibt oder eine Dienstleistung erbringt. Durch die Monopolstellung kann der Monopolist den Preis der Ware bestimmen, insbesondere wenn sie nicht durch eine andere Ware substituierbar ist. Diese Marktsituation kann in der Regel nur durch politische Intervention aufrecht erhalten werden, da ansonsten Wettbewerber auf den (Markt drängen würden.
Es werden folgende Arten von Monopolen unterschieden:

1. natürliche Monopole aufgrund der Kontrolle aller wichtigen Rohstoffe, die für die Herstellung des Produkts nötig sind,

2. Monopole aufgrund der alleinigen technischen Kenntnisse, die für ein Produktionsverfahren nötig sind, 

3. rechtlich gesicherte Monopole, z. B. aufgrund eines Patents, 

4. ein Staatsmonopol, bei dem der Staat sich das Recht auf die Herstellung und den Vertrieb einer Ware oder Dienstleistung vorbehält. So haben in Deutschland die Stadtwerke ein Monopol auf die Elektrizitäts- und Wasserversorgung. Bis vor wenigen Jahren war die Deutsche Bundespost ein staatliches Unternehmen, das als Staatsmonopol organisiert war.

Die verbreitetste Form des Monopols ist das Kartell. Das wichtigste Kartell weltweit bildet die Organisation der Erdöl exportierenden Länder (Organization of the Petroleum Exporting Countries, OPEC). Ein Kartell ist eine Organisation, die von Produzenten gebildet wird. Sein Zweck ist die Zuweisung von Marktanteilen, Kontrolle der Produktion und Regulierung der Preise.

In Deutschland besteht nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen von 1957 grundsätzlich ein Verbot der Kartellbildung. Generelle Ausnahmen erlaubt das Gesetz insbesondere bei der Verkehrswirtschaft, landwirtschaftlichen Erzeugervereinigungen, der Kredit- und Versicherungswirtschaft sowie bei der Energie- und Wasserversorgung (Kartellrecht, Bundeskartellamt). Monopolisierungen werden also politisch zugelassen bzw. gefördert, wenn dies opportun erscheint. Gegenwärtig wird diskutiert, inwiefern im Bereich des digitalen Fernsehens (Pay-TV) ein Monopol entsteht, nachdem der Bertelsmann-Konzern und der Medienunternehmer Leo Kirch hierfür eine Allianz vereinbart sowie ein gemeinsames Unternehmen beschlossen haben.

Monopolmarkt (Monopol)

Marktform, bei der nur ein einziger Anbieter bzw. Nachfrager auftritt. Im M. ist der Wettbewerb ausgeschaltet, so daß der Monopolist starken Einfluß auf die Preisgestaltung vornehmen kann.

Montanindustrie

Bezeichnung für Bergbau, Eisen‑ und Stahlindustrie.

Montrealer Protokoll

Ausführungsbestimmungen (1987) zum Wiener Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht (1985), seit 1.1.1989 in Kraft. Im Protokoll werden Produktion und Verbrauch der wichtigsten vollhalogenierten FCKW und bestimmter Halone geregelt. In den Vertragsstaatenkonferenzen zum Montrealer Protokoll 1990 in London und 1992 in Kopenhagen wurden Verschärfungen der Protokollregelung beschlossen.

Multinationale Unternehmen, Multis

Konzerne, die in mehreren oder vielen Ländern tätig sind, um die Konzernziele (Marktbeherrschung zum Zwecke einer Rentabilitätsmaximierung) leichter erreichen zu können aufgrund von Kostensenkungen durch größere Produktionseinheiten, durch Nutzen der Investitionshilfen einzelner Länder, durch Ausnutzen von Steuervorteilen, durch Nutzen des internationalen Lohngefälles, durch internationale Verrechnung der Gewinne, die dort verbucht werden, wo sie die geringsten Steuern bedingen, wegen des enormen, spekulativ einsetzbaren Kapitals können Gefahren auch durch Währungsbelastungen entstehen. Häufig nimmt die Unternehmenspolitik keine Rücksicht auf nationale Interessen (z.B. Vollbeschäftigung).

multiple sourcing-Strategie

(single sourcing-Strategie

Nachfolgeindustrie

Industrie, die am Standort stillgelegter (Betriebe die Produktion aufnimmt. Die Ansiedlung von N. wird meist staatlich gefördert, damit freigesetzte Arbeitskräfte weiterbeschäftigt werden können.

Nasse Deposition
Ablagerung von atmosphärischen Spurenstoffen durch Niederschlag (Regen, Nebel, Hagel, Graupel, Schnee). Nasse Deposition kennzeichnet den Gesamtprozess von der Wolkenbildung bis zum Niederschlag. Als nasse Deposition wird auch die mit dem Niederschlag auf der Erdoberfläche abgelagerte Menge der Spurenstoffe (im Sinne eines Stoffflusses) bezeichnet.

Nasse Hütten

N.H. sind Küstenhüttenwerke, für deren Entwicklung die Erzversorgung ausschlaggebend war, da ja der Koksanteil ständig zurückging und heute bei einem Sechstel aller beteiligten Rohstoffe liegt. Historisch kam es so zu einer Standort"wanderung" Mittelgebirge-Kohlereviere-Küste, wobei durchaus noch alle drei Standorträume gleichzeitig aktiv sein können.

Nationalökonomie

"Nationalökonomie ist, wenn die Leute sich wundern, warum sie kein (Geld haben. Das hat mehrere Gründe, die feinsten sind die wissenschaftlichen." - Kurt Tucholsky

Naturalwirtschaft

Wirtschaft, in der Waren nur direkt gegen andere Waren eingetauscht werden. (Geldwirtschaft

natürliche Ressourcen

Bei der Produktion von Waren und Dienstleistungen eingesetzte Inputs, die von der Natur bereitgestellt werden, z.B. Land, Flüsse und Bodenschätze.

Neoliberalismus

Syn. Ordoliberalismus; erneuerte, liberale Wirtschaftstheorie, mit dem Leistungswettbewerb als oberstes Prinzip. Der Staat soll sich aus dem Wirtschaftsgeschehen zurückziehen. Durch eine geeignete Geldpolitik und/oder Unternehmensförderung durch eine direkt oder indirekt subvensive Steuerpolitik etwa, sollen die Kräfte der Konkurrenz voll zur Entfaltung gebracht werden.

NIMBY-Phänomen

Das Sankt-Florians-Prinzip („Heiliger Sankt Florian, verschon’ unser Haus, zünd’ andere an!“) – in der sozialwissenschaftlichen Literatur bekannt als NIMBY-Phänomen (not in my backyard) – bezeichnet die häufig mangelnde Standort-Akzeptanz vor allem von technischen Anlagen mit Risikopotential (z.B. Kernkraftwerke, Chemieanlagen, Mülldeponien) durch die jeweilige lokale Bevölkerung, wobei die Notwendigkeit einer entsprechenden Anlage zum Teil durchaus bejaht wird.

NOEC
Akronym für no observed effect concentration; höchste Konzentration einer Substanz, bei der in Tests auf Umweltgiftigkeit keine Effekte beobachtet werden (= EC0).

NOAEL

Akronym für no observed adverse effect level; Konzentration, die gerade noch keine feststellbaren nachteiligen Wirkungen verursacht.
NOEL
Akronym für no observed effect level; Konzentration, unterhalb derer keine Wirkung meßbar ist. Die NOEL-Konzentration darf nicht gleich dem NEL(no effect level) gesetzt werden, da möglicherweise Schadstoffwirkungen aufgrund zu unempfindlicher Meßmethoden nicht entdeckt werden.

NPT

Akronym für Netzplantechnik; mit dieser Methode werden Projekte in die Teilaktivitäten zerlegt und deren Abhängigkeiten (parallel oder hintereinander) festgelegt. Auf diese Weise kann ermittelt werden, auf welchem Weg keine Verzögerung eintreten darf, wenn das gesamte Projekt nicht gefährdet werden soll (kritischer Weg).

nicht-tarifäre Handelshemmnisse

Gewöhnlich protektionistische Handelshemmnisse, die nicht auf Zöllen oder ähnlichen Abgaben beruhen. Beispiele sind besondere Qualitätsanforderungen, Nonnen (DIN). Aus Japan ist bekannt, daß die Behörden für jedes einzelne importierte Auto eine eigene Sicherheiten und Zulassungskontrolle verlangen. Ebenso sind dort für ausländische Autos höhere Versicherungsprämien zu zahlen. Neuerdings (1988) wird nach Darstellung des BMW-Chefs von Kuenheim außerhalb von Tokio auf manchen Parkplätzen das Parken ausländischer Personenwagen per Hinweisschild untersagt.

Nordamerikanische Freihandelszone, NAFTA (North American Free Trade Agreement)

Wirtschaftsabkommen zum stufenweisen Abbau von Zöllen und anderen Schranken zugunsten des (Freihandels, zum Abbau von Investitionshürden und zum Schutz des geistigen Eigentums. Das NAFTA-Abkommen wurde von Kanada, Mexiko und den USA am 17. Dezember 1992 unterzeichnet und trat am 1. Januar 1994 in Kraft.

Die NAFTA entstand aus dem 1989 abgeschlossenen Freihandelsabkommen USA-Kanada, das einige Zölle zwischen beiden Staaten abschaffte oder reduzierte. Nach langwierigen Verhandlungen wurde 1993 die NAFTA von den Parlamenten Kanadas, Mexikos und der USA ratifiziert. Das Abkommen sah die sofortige Abschaffung der Zölle für die Hälfte aller nach Mexiko verschifften US-Güter vor; weitere Zolltarife sollen innerhalb von 14 Jahren allmählich abgebaut werden.

Kanada ratifizierte den Vertrag als erster der drei Mitgliedsstaaten am 23. Juni 1993. In den USA kam es sowohl innerhalb der Demokratischen Partei als auch der Republikanischen Partei zu Auseinandersetzungen über die NAFTA. Die Freihandelszone stieß außerdem auf die heftige Kritik von Umweltschutz- und Arbeiterverbänden, denn man befürchtete den Verlust von Arbeitsplätzen in den USA in Folge der Verlagerung von Produktionsstätten nach Mexiko, wo die Arbeitskräfte billiger waren und Umweltschutz und Arbeitsrecht nachlässiger gehandhabt wurden. In Reaktion auf solche Befürchtungen wurde 1993 ein trilaterales Abkommen über umwelt- und arbeitsrechtliche Grundlagen geschlossen. Im November 1993 verabschiedete der amerikanische Kongress schließlich nach langen Debatten das NAFTA-Abkommen. Die Argumente der NAFTA-Gegner in Mexiko reichten von Befürchtungen, das Land könne seine wirtschaftliche Unabhängigkeit verlieren, bis zu Bedenken, das Abkommen würde die herrschenden Partei Partido Revolucionario Institucional weiter stärken. Ungeachtet dessen wurde das Abkommen im November 1993 vom mexikanischen Parlament ratifiziert.

Auch nach In-Kraft-Treten des Abkommens wurden Pro und Contra der NAFTA weiter diskutiert. US-Präsident Bill Clinton erklärte, dass bereits innerhalb des ersten Jahres 100 000 neue Arbeitsplätze entstanden seien während die NAFTA-Gegner in den USA konstatierten, dass die zunehmende Menge an Importgütern zu einem Verlust von Arbeitsplätzen geführt habe. Weitere Schwachstellen des Abkommens wurden durch den Zusammenbruch des mexikanischen Börsenmarktes nach einer Abwertung des Peso im Dezember 1994 offensichtlich; hier wurden die strukturellen Schwächen und die unzureichende Modernisierung von Mexikos wirtschaftlichem und politischem System deutlich.

Durch den Zusammenschluss von Kanada, Mexiko und den USA zu einem offenen Markt wurde die NAFTA mit 365 Millionen Verbrauchern zur weltweit drittgrößten Freihandelszone nach der ASEAN und dem Europäischen Wirtschaftsraum. Ende 1994 wurden Verhandlungen über die Eingliederung aller lateinamerikanischer Staaten – mit Ausnahme Kubas – in die NAFTA eingeleitet. Es ist allerdings abzusehen, dass die Aufnahme weiterer Staaten in die NAFTA mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein wird, da einige der lateinamerikanischen Staaten bei weitem nicht in der Lage sind, den strengen wirtschaftlichen Aufnahmebedingungen – z. B. die Festsetzung von Mindestlöhnen, arbeitsrechtliche und Umweltschutzbestimmungen – zustimmen und sie durchzusetzen zu können. 

normative Aussage (über die Realität)

Präskriptive Aussage. Sie richtet sich darauf, wie die Welt sein sollte ("Man sollte die vorgeschriebenen Mindestlöhne erhöhen"). (positive Aussage

OEED, OECD

1947 von 17 westeuropäische Staaten als OEED gegründete Organisation zum wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas. Die Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit, der die Bundesrepublik 1949 beitrat, bekam 1960 einen neuen Namen: ,,Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung", kurz OECD mit Sitz in Paris und eine neue Aufgabe: nämlich Koordination und Expansion der Wirtschaften der 20 Mitgliedsstaaten sowie der in den Entwicklungsländern. Neben den 15 EU-Staaten gehören hierzu die Schweiz, Island, Norwegen, Polen, Tschechien, die Türkei, Ungarn, Kanada, die USA, Mexiko, Japan, Australien und Neuseeland.

Offene Handelsgesellschaft ‑ OHG

Die offene Handelsgesellschaft ist eine Personengesellschaft. Mehrere Personen betreiben ein Handelsgewerbe unter gemeinschaftlicher Firma. Das prägende Merkmal der OHG liegt in der unbeschränkten Haftung eines jeden

Gesellschafters. Jeder Gesellschafter muß mit seinem gesamten Geschäfts- und Privatvermögen für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft einstehen.

öffentliche Güter

(Güter, die weder eine ausschließbare noch eine konkurrierende Nutzung aufweisen. (private Güter
Öko-Audit

Das stellt keinen ordnungsrechtlichen Eingriff dar, sondern setzt Anreize, um das Eigeninteresse der Unternehmen an der Institutionalisierung von Umweltmanagementsystemen zu stärken. Ein solcher Anreiz, ist z.B. die Möglichkeit ein Öko-Audit-Zertifikat zu erwerben und als Audit-Zeichen für die Öffentlichkeitsarbeit zu verwenden.

Ökobilanzen

Ökobilanzen analysieren den gesamten Lebensweg (Produktlinie) eines Produktes (Entnahme und Aufbereitung von Rohstoffen, Herstellung, Distribution und Transport, Gebrauch, Verbrauch und Entsorgung), analysieren die ökologischen Wirkungen und bewerten die längs des Lebensweges auftretenden Stoff- und Energieumsätze und die daraus resultierenden Umweltbelastungen. Eine Ökobilanz kann sich auch auf die Entnahme aus der Umwelt und die Abgaben an die Umwelt auf Betriebsebene beziehen.

Öko-Controlling

Es dient der Planung, Steuerung und Kontrolle von Umweltaktivitäten im (Unternehmen. Es unterstützt das Management mit der Umweltschutzkoordination durch die Erfassung, Aktualisierung und Beurteilung von Informationen, das Erkennen ökologischer und wirtschaftlicher Prioritäten, deren Umsetzung und durch wirksame und glaubhafte Kommunikation nach innen und außen.

Drei "Schulen" des Öko-Controlling:

1. Finanziell orientierte Ansätze: Methoden, die eine ökologieorientierte Differenzierung des finanziellen Controllings und Rechnungswesens anstreben, betrachten v.a. die finanziellen Auswirkungen ökologieinduzierter Maßnahmen als Ziel- und Entscheidungsgröße (eindimensionale Betrachtung: in Geldeinheiten) 

2. Ökologisch orientierte Ansätze: Ansätze, die den Aufbau und die Durchführung eines ökologiebezogenen "Satteliten" (d.h. parallel geführten)- Controllings durch die Erweiterung des finanziellen Controllings und Rechnungswesens zum Ziel haben, sind v.a. auf die Erhebung und Steuerung von Umweltwirkungen wirtschaftlicher Aktivitäten ausgerichtet (eindimensionale Betrachtung: in Maßgröße der Umweltbelastung. 

3. Integriert ökonomisch-ökologisch orientierte Konzepte: Konzepte, die eine Integration der beiden erstgenannten "Schulen" vornehmen, streben eine Evaluation und Steuerung sowohl der finanziellen Wirkungen ökologisch relevanter Handlungen an (integriert zweidimensionale Betrachtung: in Geldeinheiten pro Umweltbelastungseinheit bzw. in Umweltbelastung pro Geldeinheit). 

Ökologische Buchhaltung

Die ökologische Buchhaltung dient der kontinuierlichen Erfassung, Analyse und der Beurteilung von Umweltwirkungen anhand ökologischer Knappheit.

Die Grundidee einer ökologischen Buchhaltung:

· Ein Meßsystem entwickeln, welches kontinuierlich, umfassend und verbindlich die Umwelteinwirkungen erfasst 

· Bilanzraum ist im Prinzip eine ganze Volkswirtschaft 
· Alle unternehmerischen ökologischen Einzelposten (Material-, Energie-....-Verbrauch) werden nach Kategorien getrennt und erfasst 
· Alle Daten werden mit jeweils spezifischen Gradmessern der ökologischen Knappheit, dem Äquivalenzkoeffizienten (AeK) gewichtet 
· Die Multiplikation aus Menge und AeK ergeben eine Rechnungseinheit 
Ökologische Steuerreform

Das bestehende Steuer- und Abgabensystem belastet vor allem den Produktionsfaktor (Arbeit, z.B. über die Lohnnebenkosten. Gleichzeitig ist der Verbrauch an natürlichen Ressourcen sehr hoch, die Verwendung von Energie zu billig. Verfechter der ö. S. wollen diese Aufteilung umkehren. Wenn die (Arbeitskosten ‑ etwa in Form der Beiträge für die Sozialversicherung ‑ gesenkt und gleichzeitig die Preise für Energie sowie für Produkte, die die Umwelt belasten, erhöht würden, könne man zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen: Mehr Arbeitsplätze würden möglich, und die Verteuerung der Energie reize zu Sparsamkeit und Umweltschonung an, umweltbelastende Güter hätten weniger Marktchancen. Die Öko-Steuern können auf Ressourcen, Produkte, Emissionen oder Produktionsverfahren erhoben werden. Um die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu erhalten, darf der Staat jedoch nicht mehr Öko-Steuern einnehmen, als er bei Arbeitgebern bzw. Arbeitnehmern an Steuern erläßt (Aufkommensneutralität). Eine europäische und schließlich weltweite Harmonisierung der Umwelt(steuer)gesetzgebung ist anzustreben.

Ökonomisches Prinzip

Bei rationalem Verhalten auftretendes Prinzip nach dem knappe Mittel bewirtschaftet werden. Es beruht auf dem allgemeinen Vernunftprinzip, das jedem Menschen gebietet, entweder mit gegebenen Mitteln ((Gütern) einen möglichst großen Erfolg (Nutzen) zu erzielen, oder aber, anders formuliert, ein vorgegebenes Ziel (eine bestimmte Nutzenhöhe) mit einem möglichst geringen Aufwand (möglichst wenig Gütern) zu erreichen. Andernfalls wird auf einen an sich möglichen Nutzen verzichtet, oder es werden Güter verschwendet.

So handelt ein Student ökonomisch, wenn er mit einem gegebenen Zeit- und Arbeitsaufwand (z.B. 10 Semester lang 30 Wochenstunden intensiven Studiums) ein möglichst gutes Examen ablegen will.

Er handelt aber auch ökonomisch, wenn er eine bestimmte examensnote (Ziel) mit einem möglichst geringen Zeit- und Arbeitsaufwand erreichen will.

Die erste Handlungsweise (fixierter Input, maximaler Output) bezeichnet man als handeln nach dem Maximumprinzip, die zweite (fixierter Output, minimaler Input) als handeln nach dem Minimumprinzip. In der allgemeinen Formulierung, bei variablem Mitteleinsatz (Input) und variablem Erfolgsziel (Output) betseht das ökonomische Prinzip in dem grundsatz, das Verhältnis von Erfolg zu Mitteleinsatz zu maximieren (generelles Extremumprinzip).

Unsinnig, d.h. logisch nicht möglich, ist es, mit dem geringstmöglichen Aufwand den größtmöglichen Erfolg anzustreben. man kann nicht gleichzeitig nach zwei Richtungen einen Extremwert bestimmen, also z.B. ohne jeden Arbeitsaufwand alle Klausurfragen richtig beantworten.

Oligopol
Eine Marktform, bei der es nur wenige große Anbieter oder Nachfrager für ein (Gut gibt. Unternehmen innerhalb eines Oligopols werden als Oligopolisten bezeichnet. Jeder von ihnen hält daher einen beträchtlichen Marktanteil. Zusammen beherrschen sie den (Markt für ein (Gut. Meistens sind die Marktteilnehmer in einem Oligopol gleich stark. Unter ihnen herrscht ein Konkurrenzkampf. Meistens findet der Wettbewerb nicht auf dem Gebiet der Preise statt, sondern eher im Bereich der Qualität, der Werbung und des Kundendienstes. Beispiele für Oligopolisten sind Mineralölgesellschaften und Automobilhersteller. Oft ist das Oligopol dem Monopol ähnlich, besonders im Zusammenhang mit verbotenen Kartellabsprachen. Solche Praktiken verstoßen in vielen Ländern gegen die einschlägigen Wettbewerbsgesetze, z.B. in Deutschland gegen das „Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung" (Kartellgesetz). Der Erfolg eines Oligopols hängt u.a. entscheidend davon ab, ob sich alle Teilnehmer auf Dauer an die vereinbarten Spielregeln halten (Beispiel OPEC, Organisation Erdöl exportierender Länder).

Oligopolmarkt (Oligopol)

Marktform, bei der nur wenige größere Anbieter auftreten, die über ihr Verhalten auf den Marktpreis Einfluß üben können. Im Gegensatz zum Monopolmarkt ist jedoch die Reaktion der Konkurrenten zu berücksichtigen.

Opportunitätskosten

Kosten einer Gütereinheit, die darin bestehen, was man aufgibt, um die Einheit zu erlangen. Bei jedweder Entscheidung muß sich der Entscheidungsträger der Opportunitätskosten bewußt sein, die jede mögliche Aktion begleiten. So haben Spitzensportler im Studienalter, die bei Aufbage des Studiums Millionen verdienen könnten, eine sehr klare Vorstellung über die Opportunitätskosten eines Studiums. Oft kommen sie zu dem Ergebnis, der Nutzen eines Studiums lohne die Kosten nicht.

Organisation

Mehrdeutig verwendeter Begriff mit im Wesentlichen folgenden vier Auffassungen:

1. Universaler Organisationsbegriff,
bei dem Organisation als Einheit aus geordnet miteinander verbundenen Teilen verstanden wird.

2. Institutionaler Organisationsbegriff,
bei dem Organisation als zielgerichtetes soziales System aufgefaßt wird.

3. strukturaler Organisationsbegriff,
bei dem Organisation mit einem System formaler Regeln zur zielgerichteten Steuerung von (Betrieben gleichgesetzt wird.

4. Funktionaler Organisationsbegriff,
bei dem die Strukturierungstätigkeit im Sinne einer Differenzierung eines (Betriebes in arbeitsteilige Subsysteme und deren Integration zu einem zielgerichteten Ganzen im Mittelpunkt steht.

Outsourcing

Kunstwort aus englisch outside 'außen', 'außerhalb' und resource 'Hilfsmittel'; Bezeichnung für den Übergang von der eigenen betrieblichen Leistungserstellung zum Fremdbezug ('Make or buy'), um die Kosten zu senken. Mit Outsour​cing kann sowohl die Verringerung der (Fertigungstiefe in bisherigen Kernbereichen gemeint sein (z.B. der Bezug von Teilen bei einem Zulieferunternehmen) als auch die Auslagerung von so genannten Randaktivitäten (z.B. Erstellung von Marktprognosen). Wenn im Zuge des Outsourcing bei einem Betriebsübergang Arbeitnehmer übernommen wer​den, so behalten diese ihre arbeits- und tarifvertraglichen Rechte auch gegenüber dem neuen Arbeitgeber.

PAK
Akronym für Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe (engl. PAH: Polycyclic Aromatic Hydrocarbons); in der Umweltanalytik versteht man darunter kondensierte aromatische Ringsysteme mit mindestens 2 Benzolringen.

Partnergesellschaft

Die P. ist die "freiberufliche Schwester der OHG". Sie ist als Personengesellschaft rechtlich verselbständigt. Es besteht eine gesamtschuldnerische Haftung aller Partner für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft. Die Partnergesellschaft ist ausschließlich für die Freien Berufe bestimmt und soll vor allem die Zusammenarbeit von verschiedenen Freien Berufen ermöglichen.

PEC
Engl. Akronym für Predicted effect concentration; Konzept zum Vergleich gefährlicher Stoffeigenschaften  mit der Umweltkonzentration dieser Stoffe, um ein ökotoxikologisches Gefährdungspotential zu quantifizieren.

Pendler

Erwerbstätiger, dessen Wohnort (Wohngemeinde) nicht mit dem Arbeitsort (Arbeitsgemeinde) identisch ist und der regelmäßig, meist einmal täglich einen Weg zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zurücklegt. Weitere Begriffe: Ausbildungspendler, Auspendler, Einpendler, Grenzgänger.

Pendlereinzugsgebiet (-bereich)

Bezogen auf einen Arbeitsort, dasjenige Gebiet, aus dem Auspendler in die Arbeitsstätten des Zentrums einpendeln.

Pendlerquote

Anteil der Auspendler an den in einer Gemeinde wohnhaften Erwerbspersonen (Aus-P.) bzw. Anteil der Einpendler an den in einer Gemeinde arbeitenden Beschäftigten (Ein-P.).

Pendlersaldo

Saldo der Ein- und Auspendler eines Raumes. Der P. wird meist für Gemeinden berechnet und gibt Hinweise auf ihre Wirtschaftsstruktur. So haben Zentrale Orte und Industriegemeinden aufgrund des vorhandenen Arbeitsplatzangebots i.d.R. einen positiven P.

Persistenz

1. Beharrung an einem gewählten StO.; diese StOträgheit wird erklärt mit der Neigung, komplexe Probleme möglichst zu vermeiden oder zu vereinfachen. Mit der Kapitalakkumulation steigen auch die Desinvestitionskosten. Die Mobilitätsbereitschaft wird von der konjunkturellen Lage beeinflußt. In einer Rezession ist diese geringer als in einem Boom. Nur außerordentliche Schwierigkeiten veranlassen i.d.R. einen StOwechsel, z.B. die Kündigung gepachteter/gemieteter Grundstücke und Gebäude, fehlende Erweiterungsmöglichkeiten o.ä.

2. Eigenschaft von Stoffen, in der Umwelt über lange Zeiträume unverändert verbleiben zu können, ohne durch physikalische, chemische oder biologische Prozesse abgebaut zu werden (DDT, PCB...).

Photooxidantien
Stoffe wie Ozon, PAN (Peroxyacylnitrat), HNO3 u. a., die unter dem Einfluss von Sonnenlicht aus den Vorläufersubstanzen (NOx, flüchtige organische Stoffe und CO) in der Außenluft gebildet werden und oxidierende Eigenschaften besitzen.

Pigou-Steuer

Eine Steuer zur Korrektur (negativer externer Effekte. Sie werden dadurch internalisiert. Im Grunde ist die Pigou-Steuer ein Preis für das Recht zu bestimmten Umweltverschmutzungen. (Arthur C. Pigou, 1877-1959, ein früher Verfechter ihres Einsatzes)

Planung

1. Systematischer, methodischer Prozeß der Erkenntnis und Lösung von Zukunftsproblemen.

2. Systematisches, zukunftsbezogenes Durchdenken von Zielen und Mitteln der Gestaltung von Systemen.

Grundsätzlich sind die strategische Planung (langfristige Rahmenplanung) und die konkrete Maßnahmen betreffende, operative Planung mit ihrer kurzfirstigen Perspektive zu unterscheiden.

PNEC
Engl. Akronym für Predicted no-effect concentration; die Bestimmung der PNEC dient dem Ziel, eine Bewertungsgrundlage im Sinne des Vorsorgeprinzips zu schaffen

positive Aussage (über die Realität)

Beschreibende Aussage. Sie richtet sich darauf, wie die Welt ist ("Mindestlohnbestimmungen verursachen Arbeitslosigkeit"). (normative Aussage
postindustriell

Als in einer postindustriellen Phase befindlich wird eine Volkswirtschaft bezeichnet, deren tertiärer Sektor größer als der sekundäre ist und deren Dienstleistungen sich einer kräftigeren Wachstumsmotorik erfreuen als die Industrie. Die Charakterisierung dieses Entwicklungsstandes als P. ist in dem Sinne nicht gerechtfertigt, als die Industrie in den weit entwickelten Staaten im ganzen auch weiterhin die bedeutendste wirtschaftliche Basis als Lebensgrundlage bildet und ihrerseits Wachstumsimpulse an den Dienstleistungssektor abgibt. Angemessener erscheint die Formulierung "fortgeschrittene Industriegesellschaft". In diesen Zusammenhang läßt sich der Begriff der "De-Industrialisierung" einordnen, womit einerseits erhebliche Verluste von Industriearbeitsplätzen in bestimmten Räumen gemeint sind und andererseits der Übergang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft umschrieben wird. Man spricht von einer positiven De-Industrialisierung, sofern das Wachstum im Dienstleistungsbereich die in der Industrie freiwerdenden Arbeitskräfte aufzunehmen vermag. Gelingt dies nicht handelt es sich um eine negative De-I.

Preis

Das geforderte und/oder gezahlte (monetäre und manchmal auch nicht-monetäre) Entgelt für die angebotene und/oder abgesetzte Einzelleistung.

Preisindex für die Lebenshaltung

Ein Maß für die Preisentwicklung der von einem "durchschnittlichen" Konsumenten gekauften Waren und Dienstleistungen. Der Preisindex für die Lebenshaltung wird vom Statistischen Bundesamt allmonatlich ermittelt und bekanntgegeben.

private Güter

(Güter mit ausschließbarer und konkurrierender Nutzung (Kann man jemanden davon abhalten, sich des Gutes zu bemächtigen und es zu nutzen? Nimmt die Nutzung durch eine Person anderen Leuten die Möglichkeit der Nutzung?). (öffentliche Güter
Product Placement

Die gezielte Platzierung von Produkten bzw. Markenartikeln als reale Requisiten in der Handlung eines Spielfilms oder einer Fernsehsendung gegen Entgelt. Das Entgelt kann dabei in der kostenlosen Überlassung des platzierten Produkts, der freien Gewährung von Dienstleistungen oder der Zahlung eines Geldbetrags bestehen.

Produkt

Der Begriff "Produkt" steht für das Leistungsergebnis/-angebot i.e.S. eines Unternehmens, während unter Produktprogramm die Gesamtheit der angebotenen Leistungsergebnisse i.e.S. (ohne Dienstleistungen des (Vertriebs) verstanden wird. Ein Produkt kann damit sowohl materielle als auch immaterielle Gestalt haben.

Produktbilanz 

Syn. Lebenswegbilanz; in einer Produktbilanz, also einer (Ökobilanz für ein (Produkt, werden die ökologischen Auswirkungen eines Produktes über seine gesamte Lebenszeit ("from the cradle to the grave") untersucht.

Produktinnovation

Marktbezogener Änderungsprozeß in einem (Unternehmen, der zu neuen Produkten führt.

Produktion

Von lateinisch "producere": herstellen; im engeren Sinn die Herstellung von Wirtschaftsgütern, im weiteren Sinn auch die übrigen dem Wirtschaftskreislauf dienenden Leistungen wie Handel und Verkehr. Die Urproduktion umfasst die Gewinnung von natürlichen Ressourcen in Land- und Forstwirtschaft, in Fischerei und Bergbau; die gewerbliche Produktion deren Weiterverarbeitung. Die Eigenproduktion dient der Eigenversorgung, die Warenproduktion der Versorgung des (Marktes.

Produktionsfaktoren

Die Stoffe (materiell) und Kräfte (immateriell), welche die Gütererzeugung bewirken. Erst durch das bewußte Zusammenwirkenlassen von Produktionsfaktoren können Güter und Dienstleistungen erzeugt werden. Die (Betriebswirtschaftslehre nennt folgende Produktionsfaktoren:

· (Arbeit (tragender Produktionsfaktor)

· Betriebsmittel (Grundstücke, Gebäude, Maschinen usw.)

· Werkstoffe (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe)

Beispiel:

Bei der Herstellung von Schuhen wird der Werkstoff Leder durch Betriebsmittel und auszuführender (Arbeit zum Endprodukt verarbeitet.

Produktionskette
Technischer Begriff, der die Stufen von der Rohstoffgewinnung bzw. Schaffung von Vorprodukten bis zur Herstellung des Endproduktes umfasst. Die Produktionskette ist eine Abfolge von Verarbeitungsstufen, die durch Lieferverflechtungen (material linkages) untereinander verbunden sind.

Produktionsprozeß

Vorgang der Umwandlung von Einsatzgütern (produktiven Faktoren, Produktionsfaktoren) in Produkte (Leistungen) im Rahmen einer Input-Output-Beziehung. Dabei lassen sich als Objekte betrieblicher Prozesse Realgüter (also Sachgüter und Dienstleistungen), Nominalgüter (also (Geld und Rechte (z.B. Patente)) und Informationen unterscheiden.
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	Bildliche Darstellung

der Realgüter- und Geldströme


Produktivität

Die P. ist eine Maßgröße für die Ergiebigkeit der in der Produktion eingesetzten Produktionsfaktoren. Sie läßt sich allgemein ausgedrückt mit folgender Kennziffer darstellen:



Ausbringung (Output)

Produktivität =
 ‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑​


 Einsatz (Input)

Im Bereich der technischen (mengenmäßigen) Produktivität kann für jeden eingesetzten Produktionsfaktor eine Produktivitätskennzahl gebildet werden:


Erzeugte Menge

P. des Arbeitseinsatzes = 
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑​

(Arbeitsproduktivität)      
Zahl der geleisteten Arbeitsstunden


Erzeugte Menge

P. des Materialeinsatzes =
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑​

(Materialproduktivität)
Materialeinsatz (z.B. kg, to, Stk.)

P. des Betriebsmittel‑
Erzeugte Menge

einsatzes
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑​

(Betriebsmittelproduktivität)      Betriebsmitteleinsatz


(z.B. Maschinenstunden)

Produktlebenszyklus

Idealtypische Vorstellung zur Beschreibung der unmittelbaren Marktpräsenz eines Produkts oder auch in erweiterten Modellen die zusätzliche Einbeziehung der Entstehungs- und Entsorgungsphase des Produkts.

Innerhalb des Zeitraums der Marktpräsenz eines Produkts werden fünf typische Lebenszyklusphasen unterschieden:

· In der Einführungsphase wird aufgrund der zur Produktentwicklung und -einführung notwendigen Investitionen noch ein Verlust erwirtschaftet; das Erreichen der Gewinnschwelle (Break-Even-Point) kennzeichnet dann den Beginn der sich anschließenden Wachstumsphase.

· In der Wachstumsphase steigen die mit dem Neuprodukt erzielten Umsätze überproportional an. Erreicht die Umsatzkurve ihren Wendepunkt, d.h. beginnt der Umsatzzuwachs abzunehmen, geht die Phase des Wachstums in die Reifephase über. Zugleich überschreitet der Gewinn sein Maximum und nimmt ab.

· Die Reifephase ist zunächst durch eine weitere Ausdehnung des Markts bei gleichzeitiger Abnahme der Umsatzwachstumsraten gekennzeichnet. Ihr Ende wird markiert durch das Auftreten erster Marktsättigungserscheinungen.

· An die Reifephase schließt sich die Sättigungsphase an. Infolge zunehmender Marktsättigung findet kein Umsatzwachstum mehr statt, d.h. der Umsatz erreicht sein Maximum und beginnt abzunehmen.

· Die Entwicklung tritt schließlich in die Rückgangsphase ein. In diesem Stadium des Umsatzverfalls, bei dem Verluste erzielt werden, wird das Unternehmen eine Produktelimination in Betracht ziehen. U.U. gelingt es dem Unternehmen aber auch, durch einen erfolgreichen Produktrelaunch den Rückbildungsprozeß aufzuhalten und einen (kürzeren) Neuzyklus zu initiieren, der für einen begrenzten Zeitraum noch Gewinne bringt.
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Ein erweitertes Konzept des Produktlebenszyklus (Quelle: Fritz/von der Oelsnitz 2001)

Produktlinienanalyse (PLA)
Engl. product lifecycle analysis; Analyse und Bewertung produktbezogener Auswirkungen auf die Natur, die Gesellschaft und die Wirtschaft von Rohstofferschließung und -verarbeitung, Transport, Nachnutzung (Recycling) bis hin zur Entsorgung (Abfall) durch die Beantwortung der Frage "Wie wird was, wofür und mit welchen Folgen produziert und konsumiert?".
Dabei wird die Betrachtungsmatrix über die Bereiche Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft aufgespannt. Der Nutzenaspekt und die Auswahl von Alternativen sind von besonderer Bedeutung. Die Einbeziehung von ökonomischen und gesellschaftlichen Aspekten unterscheidet die P. von anderen Verfahren, wie z.B. der Ökobilanz, die sich auf die Auswirkungen auf die Umwelt beschränken.
In der Praxis stößt man v.a. auf zwei prinzipielle Probleme: die große Vielfalt der zu erhebenden Information, gekoppelt mit der Komplexität ihrer Bewertungen. Insbesondere die Festlegung des Bilanzraums und der betrachteten Zeit bedürfen eingehender Begründung, da sie von beträchtlicher Auswirkung auf das Ergebnis sind.

Während die Notwendigkeit zur Erstellung von P. allgemein anerkannt wird, ist die Diskussion über akzeptable Durchführungsmethoden und Deutungskriterien noch im Gange.

Produktökobilanz (PÖB)
Sie ist eine möglichst umfassende Analyse der Umweltauswirkungen von Produkten oder Produktgruppen. Sie dient der Schwachstellenanalyse und der Datenbeschaffung für Entscheidungen im Einkauf sowie zur Begründung von Handlungsempfehlungen. PÖB sind Informations-, Planungs- und Kontrollinstrumente der Produktpolitik. 

Produzierendes Gewerbe

Das P.G. im Sinne der deutschen Statistik gliedert sich in

· Energie- und Wasserversorgung

· Bergbau

· Verarbeitendes Gewerbe (Industrie und Handwerk)

· Baugewerbe

profit center
Organisatorischer Teilbereich eines Unternehmens, der gewinnorientiert arbeitet. Für die (Arbeit innerhalb eines Profit-Centers wird ein eigener Gewinn ermittelt und zur Steuerung der Aktivitäten innerhalb dieses Bereichs verwendet. Hierbei wird die organisatorische Einheit gleichermaßen wie ein selbständiger (Betrieb innerhalb des Unternehmens behandelt. Der Bereichsleiter eines Profit-Centers muss mit der erforderlichen Entscheidungsautonomie ausgestattet sein, um die Bereichsaktivitäten entsprechend steuern zu können. Zur erfolgsorientierten Beurteilung, welche die Basis für die notwendigen Entscheidungen und Steuerungsmaßnahmen bildet, müssen die Ertrags- und Aufwandgrößen auf den Teilbereich zugerechnet und von dem Bereichsleiter beeinflusst werden können. Das Prinzip der Profit-Center dient vor allem der Motivation der Bereichsleiter und einer dezentralen Gewinnmaximierung.

push- and pull-Faktoren (Verdrängungs-/Attraktionsfaktoren)

Die extreme Höhe der Bodenpreise (und der davon abhängigen Grundsteuer bzw. der Mieten) in der City und citynahen Zone wirkt als ein die Industrie verdrängender (Push-)Faktor, während umgekehrt die niedrigeren Kosten an der Peripherie anziehende (Pull-)Faktoren sind. Das Begriffspaar kann auch auf Personen im Hinblick auf wirtschaftliche Vor- bzw. Nachteile angewendet werden.

Rationalisierung

Von “ratio” - “Verstand, Vernunft”; alle (verstandesmäßig durchdachten) Maßnahmen, die dazu dienen, eine bestimmte Leistung mit einem gegenüber früheren Zuständen geringeren Kraft-, Zeit- und Kostenaufwand zu erzielen. R. stellt eine Verbesserung der Produktivität dar und entspricht einem Handeln nach dem Wirtschaftlichkeitsprinzip. R.seffekte können u.a. durch Automation, Arbeitsteilung, Änderung von Arbeitsabläufen, Normung, Typisierung oder durch Spezialisierung auf ein beschränktes Fertigungsprogramm erreicht werden.

Häufig steht im Zentrum von R.smaßnahmen die Analyse und Senkung der Lohnstückkosten. Entsprechende (Investitionen rechnen sich für die Unternehmen immer dann, wenn die ersparten Lohnkosten den Investitionsaufwand übersteigen. Das hat zur Folge, dass die verbliebenen Arbeitsplätze immer teurer werden. Wenn es durch Rationalisierungsmaßnahmen gelingt, die Herstellungskosten zu senken, kann das Unternehmen auf dem (Markt billiger anbieten und Marktanteile gewinnen. Zu beobachten ist deshalb heute ein Wettlauf um die Vorreiterposition auf dem Gebiet der Rationalisierung, da sich die Unternehmen im weltweiten Maßstab vergleichen (Globalisierung). Rationalisierungsbedingte Freisetzungen sind heute der wichtigste konjunkturunabhängige Grund für das Anwachsen der (Arbeitslosigkeit in den Industrieländern.
R. ist eine ständig akute und nie abgeschlossene Aufgabe in allen Wirkungsbereichen der Wirtschaft und der öffentlichen Verwaltung. Gleichzeitig ist R. auch eine innere Einstellung des tätigen Menschen, seine Bereitschaft zum wirtschaftlichen Handeln, zum Verbessern und Vereinfachen.

Realkapital

Der Bestand an produzierten (Produktionsmitteln, die für die Produktion von Waren und Dienstleistungen verwendet werden. (Kapital

Rechtsform

Die rechtliche Organisation, der rechtliche Rahmen oder das “Rechtskleid” eines Unternehmens. Durch die Rechtsform wird ein Teil der rechtlichen Beziehungen innerhalb des Unternehmens (z.B. zwischen Gesellschaftern) und zwischen Unternehmen und Umwelt (z.B. Publizitätsvorschriften) geregelt.

Grundlage ist das Gesellschaftsrecht und das Öffentliche Recht, die in der Bundesrepublik Deutschland in verschiedenen Gesetzen (BGB, HGB, GmbHG, AktG etc.) niedergelegt sind.

Bei den Rechtsformen sind privatrechtliche von öffentlich-rechtlichen zu trennen:

	Privatrechtliche Formen
	Einzelunternehmen

	
	Personengesellschaften
	- Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts (GbR)

- Offene Handelsgesellschaft (OHG)

- Partnergesellschaft

- Kommanditgesellschaft (KG)

- Stille Gesellschaft

	
	Kapitalgesellschaften
	- Aktiengesellschaft (AG)

- Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)

	
	Mischformen
	- Kommanditgesellschaft auf Aktien (KgaA)

- AG und Co.KG

- GmbH und Co.KG

- Doppelgesellschaft

	
	Genossenschaften

	
	Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit

	Öffentlich-rechtliche Formen
	Formen ohne eigene Rechtspersönlichkeit
	- Regiebetriebe

- Eigenbetriebe

- Sondervermögen

	
	Formen mit eigener Rechtspersönlichkeit
	- Öffentlich-Rechtliche Körperschaften

- Anstalten

- Stiftungen


Recycling

R. steht für das Bemühen, auch die mit industriellen Techniken geschaffenen Stoffflüsse nicht offen enden zu lassen, sondern in Kreisläufen zu schließen, so daß sie den Gesetzmäßigkeiten der Natur entsprechen, wo Lebenszyklen und Nahrungsketten stets Kreislaufs bilden und sich damit unter Energiezufuhr ständig selbst erneuern. Wenn man Produktion, Gebrauch und Entsorgung als die drei Phasen im Lebenszyklus von Produkten des Maschinenbaus betrachtet, so finden sich dort entsprechende Recycling-Kreislaufarten:

· Produktionsabfallrecycling

· Recycling während des Produktgebrauchs ("Austauscherzeugnisfertigung", z.B. Kfz-Austauschmotor), in den USA ist das "Rebuilding" oder "Remanufacturing" bei sehr vielen Produkten eine Selbstverständlichkeit, wobei meistens keine Bindung an den Originalhersteller besteht.

· Altstoffrecycling

REFA

Zeitstudien des Reichsverbands für Arbeitsstudien (REFA). Sie ermitteln für bestimmte Tätigkeiten Vorgabezeiten. Damit kann ein möglicher Rationalisierungsbedarf bestimmt werden.

Rein(gewicht)material

Material und Güter, bei deren Verarbeitung das gesamte Materialgewicht in das produzierte (Gut eingeht, Bspl.:

Garn

Rennfeuer

Offene Gruben, in denen Erz und Holzkohle vermischt wurden und wo die Reduktion bei 700 °C erfolgte.

Rentenpapiere

(Schuldverschreibungen

Ressourcen

Im weiteren Sinn alle Bestände der Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital, die bei der Produktion von Gütern eingesetzt werden können. Im engeren Sinn werden unter Ressourcen das natürliche Kapital, Rohstoffe, Energieträger und Umweltmedien verstanden, wobei zwischen (bedingt) regenerierbaren und nicht-regenerierbaren Ressourcen unterschieden werden kann.

return of investment

Kennzahl zur Analyse der Rentabilität, der (Ertrag des investierten Kapitals wird auf die Zeitspanne bezogen, die bis

zur Rückkehr der Investitionssumme benötigt wird;


Gewinn 
Umsatz

Formel:

x
‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑‑ 
=  R.o.I.


Umsatz 
investiertes Kapital

Rezession

Relativ kurze und leichte Abschwächungsphase des Konjunkturzyklus. Sie beginnt am oberen Wendepunkt der Konjunkturwelle, an dem die Hochkonjunktur in den Abschwung übergeht. Die Rezession ist gekennzeichnet durch einen Rückgang von Produktion, Investition und Beschäftigung. Durch Lohnverminderungen geht die Nachfrage nach Konsumgütern und damit deren Absatz zurück. Die Wachstumsrate des Volkseinkommens sinkt. Der Konjunkturzyklus bewegt sich auf den Tiefstand (Depression) zu.

Die moderne Theorie unterscheidet nochmals zwischen zwei Ausprägungsformen des Abschwungs: Rezession bedeutet dabei lediglich, dass die Wachstumsrate des Volkseinkommens sinkt. Sinkt das Volkseinkommen absolut, wird diese Phase als Kontraktion bezeichnet. Gerade in Industrieländern, in denen man sich, wie in der Bundesrepublik Deutschland, an ein stetiges Wachstum des (Bruttosozialprodukts gewöhnt hat, versteht man unter Rezession eine Abschwächung des Wachstums, die maximal bis zur Stagnation führt. Die anhaltende Arbeitslosigkeit und die Diskussion um die Erneuerung der sozialen Sicherungssysteme zeigen jedoch, dass eine Rezession gerade in wachstumsverwöhnten Industrieländern ernst genommen werden muss.

Der Staat versucht durch seine Konjunkturpolitik größere Konjunkturschwankungen zu vermeiden oder zumindest zu dämpfen. In Rezessionsphasen wird häufig versucht, die Investitionstätigkeit der privaten Unternehmen und des Staates anzuregen. Die Meinungen über eine geeignete Wirtschaftpolitik in Rezessionszeiten gehen weit auseinander. Zu den hehren Zielen der Konjunkturpolitik gehört es, Vollbeschäftigung anzustreben sowie Preisstabilität, eine ausgeglichene Zahlungsbilanz und – nach Möglichkeit– ein angemessenes Wirtschaftswachstum zu erreichen.

Sache

Im Sinne des BGB (§ 90): körperliche Gegenstände, unabhängig von ihrem Aggregatzustand, nicht aber Strom, Wärme und Licht.

Sanierung

Sämtliche Maßnahmen, die geeignet erscheinen, ein notleidendes Unternehmen durch Wiederherstellung seiner Zahlungsfähigkeit und Ertragsfähigkeit vor dem drohenden Zusammenbruch zu bewahren.

Schadstoffe
In der Umwelt vorkommende Stoffe, von denen schädliche Wirkungen auf Lebewesen und Sachgüter ausgehen können und denen der einzelne Mensch bzw. das einzelne Lebewesen unfreiwillig ausgesetzt ist. Schadstoffe können von Menschen (Lebewesen) mit der Atmung, über die Nahrungs- und Genussmittel aufgenommen werden.

Schattenwirtschaft

Alle wirtschaftlichen Tätigkeiten, die nicht in die Berechnung des (BSP eingehen. Dazu gehören: Nachbarschaftshilfe, Schwarzarbeit, Alternativökonomie, Selbstversorgung und kriminelle Wirtschaftsaktivitäten. Der Anteil der Schattenwirtschaft am BSP kann nicht exakt ermittelt werden. Das statistische Bild einer Volkswirtschaft entspricht daher nicht den realen Verhältnissen, was zu politischen Fehlentscheidungen und Einbußen an Steuereinnahmen führt ((Informeller Sektor).

Schlüsselindustrie

Hierzu zählen weite Bereiche der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie. Wesentliches Kriterium für die Einteilung ist die große Bedeutung, die diesen Industriezweigen in unserer Volkswirtschaft zukommt, z.B. Eisen- und Stahlindustrie, Fahrzeugbau, chemische Industrie, Energieerzeugung, Kohlebergbau.

Schmiergeld

Unternehmen müssen bis zu 30 Prozent des Auftragswertes an Schmiergeldern aufbringen, um im Ausland Aufträge zu erhalten. In den meisten Ländern der Erde gehört Bestechung und Korruption im Kampf um Aufträge zur gängigen Praxis. Nur Westeuropa und Nordamerika gehören zu den nahezu bestechungsfreien Zonen. In Europa bilden jedoch Spanien, Italien und Griechenland die Ausnahme, wo zwischen zwei und 15 Prozent des Auftragswertes bei der Vergabe öffentlicher Aufträge fällig seien.

Schuldverschreibung (Obligation)

Urkunde, die ein Leistungsversprechen des Ausstellers, meist Zahlung einer bestimmten Geldsumme nebst laufenden Zinsen, verbrieft. Schuldverschreibungen werden überwiegend im Rahmen der Kapitalbeschaffung durch Anleihen von Staat, Gemeinden (Kommunalobligationen) und Privatunternehmen (Industrieobligationen) ausgegeben, aber auch von Realkreditinstituten als Pfandbriefe ausgestellt.

Der Käufer einer Schuldverschreibung erhält ein Wertpapier mit festem oder variablem Zins und damit jährlich einen festen Zinsertrag. Deshalb wird die Schuldverschreibung auch als Rentenpapier bezeichnet. Die meisten Rentenpa​piere haben eine festgelegte Laufzeit. Schuldverschreibungen werden an der Börse gehandelt (Rentenmarkt).

In der Regel lauten Schuldverschreibungen auf den Inhaber (§§793folgende BGB, Inhaberschuldverschreibung), können jedoch auf einen bestimmten Gläubiger umgeschrieben werden. An Order gestellte, indossable Schuldver​schreibungen sind die kaufmännischen Verpflichtungsscheine nach §363 HGB. Sonderformen der Schuldverschrei​bung sind Wandelschuldverschreibung und Gewinnschuldverschreibung. Die Gewinnschuldverschreibung ge​währt neben der Nominalverzinsung eine ergebnisabhängige Zusatzverzinsung. Die Wandelschuldverschreibung (Wandelanleihe, Convertible Bond) ist eine Schuldverschreibung einer AG mit dem Recht, sie mit oder ohne Zuzah​lung gegen eine (Aktie der Gesellschaft umzutauschen.

Schutzgut
Durch Gesetz bzw. Rechtsordnung geschützte Güter des Einzelnen (z. B. Leben, Gesundheit, Eigentum) und der Allgemeinheit (z. B. Reinheit von Wasser, Luft, Boden).

Schwerindustrie

Oberbegriff für Bergbau, eisenerzeugende und eisenverarbeitende Industrie, sie ist stark kapitalintensiv und aufgrund ihrer umfangreichen Ausstattung mit Anlagen an saisonale Schwankungen wenig anpassungsfähig,

schlanke Produktion (lean production)
Aus Japan stammendes Produktionskonzept mit hoher Produktivität bei großer Variantenvielfalt und hohem Qualitätsanspruch. Schlanke Produktion geht über die eigentliche Herstellung des Produkts hinaus, vielmehr umschließt sie alle Unternehmensbereiche, wie Einkauf, Produktentwicklung, Vertrieb und die Beziehung zu anderen Unternehmern, vornehmlich Lieferanten, mit ein. Die neue Produktionsmethode vereinigt alle Funktionen vom einfachen Arbeiter bis zum Top-Management, von der Forschung und Entwicklung bis zur (Beschaffung und Fertigungsorganisation zu einem einheitlichen ganzen, das rasch in der Lage ist, auf Änderungswünsche am (Markt zu reagieren.
Lean Production wurde spätestens seit dem Erscheinen der Studie des Massachusetts Institute of Technology "Die zweite Revolution in der Automobilindustrie" zum Zauberwort der neunziger Jahre.
Wesentliche Aspekte der schlanken Produktion am Beispiel der Autoproduktion:

eine geringe Fertigungstiefe im Autowerk, oder anders: ein hoher Anteil an Zulieferungen. Die Fertigungstiefe wurde z.B. in der dt. Autoindustrie in den 80er und 90er Jahren radikal gesenkt. Folglich ist eine Zerlegung des Produktionsprozesses notwendig, in der einerseits die Vorteile der Massenproduktion erhalten bleiben. Das geschieht z.B. durch die Entwicklung gemeinsamer Bodengruppen für unterschiedliche Automodelle. Solche Teile können zentral gefertigt und an dezentralen Standorten montiert werden. Andererseits machen differenzierte Kundenwünsche 'Vielfalts-Effekte' erforderlich; sie werden in der Endmontage des Autos erfüllt. Eine wichtige Konsequenz war daher der Übergang zur sog. modularen Bauweise, mit der Standardteile in der Endmontage mit unterschiedlichen Modulen (z.B. farbige Stoßfänger, verschiedene Armaturen oder Motoren, zusätzliche Ausstattungen) verbaut werden können; 

eine Übertragung neuer Aufgaben an Zulieferunternehmen für Module (Systemfertiger oder first tier supplier), nämlich die Endmontage von Modulen in vielfältiger Variantenzahl; die rechtzeitige Lieferung dieser Module (just-in-time) in so genannter Null-Fehler-Qualität, da sonst der Montage-Prozess im Autowerk empfindlich gestört würde; sowie schließlich die gleichzeitige Mitentwicklung neuer Module für neue Automodelle; 

neue Formen der Koordination und Kontrolle aus der Sicht des Autowerkes, die eine enge und in vieler Hinsicht rigide Anbindung von Zulieferern an die Autowerke bewirken. Daraus entstanden neue Formen von Kooperationsverhältnissen, deren Bewertung zwischen Partnerschaft und Knebelverträgen für die Zulieferer schwankt. Jedenfalls sind diese Kooperationen durch asymmetrische Machtbeziehungen gekennzeichnet. Sie beruhen nicht notwendigerweise auf Vertrauen und ein irgendwie lokal geartetes Gemeinschaftsbewußtsein, sondern auf formalen Verträgen. Diese betreffen: die Befristung der Lebensdauer eines Automodells; schrittweise Preisnachlässe entlang der 'Lernkurve'; stetige Kontrolle seitens des Autoherstellers im Zulieferwerk; wozu unter anderem Zertifizierungsverfahren dienen (z.B. in der Qualitätskontrolle durch ISO 9000ff.) 

eine Beschleunigung von Produktionsdurchläufen und Reduzierung der (Lagerhaltung, sowohl beim Autohersteller als auch bei seinen Zulieferern, um eng am (Markt zu produzieren. Toyota hatte dazu das kanban-System entwickelt, ein Hol-Prinzip, das gänzlich ohne moderne Informationstechnologie auskam. Das daraus entwickelte logistische Prinzip der just-in-time-Anlieferung (jit) wurde vielfach als eine Erklärung für die Notwendigkeit lokaler Vernetzung von Automontage und Vormontage durch Erstlieferanten verstanden. Jit geht jedoch in seinen Konsequenzen weit über die Neuorganisation von Waren-Flüssen hinaus, weil es zugleich die Neuorganisation von Arbeitsschritten, die Vermeidung von Fehlern und damit 'Lernen' am Arbeitsplatz notwendig macht. Zudem bestehen ganz verschiedene Formen der just-in-time-Anlieferung, vor allem in den Fristen des Abrufs, so dass eigentlich nur aus der montage-synchronen - synonym 'sequenz-genauen' - jit-Lieferung die Notwendigkeit der räumlichen Nähe der Vormontage abgeleitet werden könnte. 

Schuldendienst

Höhe der Zins- und Tilgungsleistungen, die ein verschuldetes Land jährlich an private und öffentliche Kreditgeber im Ausland zu transferieren hat (in der Regel in einer Hartwährung wie US -$, d.h. in Devisen). Schuldendienstquote: Anteil des gesamten Schuldendienstes (Zinsen und Tilgung) eines Staates an seinen Exporterlösen im Berechnungsjahr. Die volkswirtschaftlich kritische Grenze wird bei einer Quote von 15-20 % angesetzt.

science park
Konzept zur Schaffung eines unternehmerischen Umfeldes an Universitäten mit folgenden Zielen:

· Stärkung und Umstrukturierung der lokalen und regionalen Wirtschaftsstruktur 

· Förderung des Wissens- und Humankapital-Transfers zwischen Universität und Industrie bzw. Gewerbe und 

· Verbesserung der weichen Standortfaktoren 

Der Ausgangpunkt der Science Park-Bewegung liegt in den USA, wo die gesamte Entwicklung bis heute in einem viel größeren Ausmaß stattgefunden hat und mit zu dem legendären Phänomen des Silicon Valley, der Hightech-(Agglomeration in Kalifornien und entlang der Route 128 beigetragen hat. Als deutsches Beispiel sei der Science Park Ulm erwähnt.
Serienfertigung

Fertigungsverfahren, bei dem ein bestimmter Artikel in größerer Anzahl auf Bestellung oder Lager produziert wird.

Die Nachfrage nach diesem Artikel ist jedoch nicht so groß, daß sich eine fortdauernde Herstellung lohnen würde.

Bei Ende des Lagervorrats oder erneuter Großbestellung wird eine neue Serie aufgelegt

Shareholder Value

Konzept, manchmal auch „Total Value Management“ genannt, das die vielen Facetten des Unternehmenserfolgs aus Sicht von Investoren wie Managern auf eine einzige Messgröße konzentriert: die Aktienrendite. Nur diese Kennzahl, so behaupten die Propagandisten des Shareholder Value, spiegele den Wertzuwachs eines Unternehmens und führe dem Anleger den Unterschied zwischen rentablen und unrentablen Geschäften deutlich vor Augen.

Der Shareholder Value, als zukunftsbezogene ökonomische Nutzgröße, errechnet sich durch die Diskontierung zukünftiger, wahrscheinlicher Geldflüsse an die Anteilseigner. Diese Geldflüsse kommen den Anteilseignern in Form von Dividenden, Kapitalrückzahlungen oder als Steigerung des Wertes ihrer Anteile zu.

(Stakeholder-Ansatz

Ship to stock / ship to line

Die Ware wird direkt, d.h. ohne Wareneingangsprüfung in das Lager gebracht (ship to stock) bzw. direkt an die Fertigungslinie transportiert (ship to line).

Silicon Valley
Historisch einmaliges Cluster von Elektronikunternehmen im Santa Clara County in Kalifornien. Gründe für seine Entstehung sind vielfältig:

Der zweite Weltkrieg als Wendepunkt der lokalen Wirtschaft, als auf die Produktion von Rüstungsgütern umgestellt wurde.

Die Bedeutung von Los Angeles als amerikanisches Luftfahrt-Zentrum bereits in den dreißiger Jahren. 

Prof. Frederic Terman als wichtiger Promotor der jungen Elektronik. Er machte aus der Stanford University die wichtigste Ausbildungsstätte für Elektroingenieure neben dem MIT (Cambridge, Mass.) Terman bevorzugte wegen einer Tuberkulose-Erkrankung das kalifornische Klima und ging deshalb nicht zum MIT (zurück). 

1939 Gründung der berühmten 'Garagenfabrik' von Hewlett und Packard. 

1955 Gründung der ersten Halbleiterfabrik (Fairchild) im Santa Clara County durch W. Shockley, aus der später viele spin-offs erwuchsen. 

Offensichtlich bestimmten Ereignisse die Geschichte des Silicon Valley, die jedes für sich genommen keine Wirkung entfaltet hätten. Insbesondere Ausgründungen von Unternehmen wurden und werden im Kontext der amerikanischen Lebenshaltung (Individualismus, persönliche Verantwortung, Risiko-Neigung) nicht nur toleriert, sondern auch gefördert. Zugleich schuf sich die heranwachsende Elektronikindustrie einen eigenen lokalen Arbeitsmarkt von Spezialisten, der selbst wiederum die Gründung neuer Unternehmen mit neuen Produkten und Nachahmern anregte. Man kann daher von spezifischen lokalen Lerneffekten in der Bildung von Technologieräumen sprechen. Die Spezialisierung der lokalen Universitäten sowie die früh geschaffenen Fonds für Risikokapital förderten die Rolle der frühen Unternehmen als 'Inkubatoren'.
Die Industrie konnte sich frühzeitig aus der Rüstungsabhängigkeit lösen und wandte sich den Märkten für zivile Güter zu.

single sourcing-Strategie

Beschaffungsstrategie von (Unternehmen, die sich auf einen oder nur wenige Lieferanten beschränkt, im Gegensatz zur multiple sourcing-Strategie.

Social monitoring

Unter social monitoring versteht man die Dauerbeobachtung von gesellschaftlichen Entwicklungen. Es umfasst kontinuierlich bzw. periodisch sowohl ökonomische Beobachtungs- und Beschreibungsaktivitäten (z.B. die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung) als auch sozial- und verhaltens-wissenschaftliche Programme zur wiederholten Erhebung von Einstellungen, Meinungen, Wissensstand, Bewertungen der Bevölkerung u.a.

Soft Skills

Neben den fachlichen Kompetenzen bestehende persönliche Eigenschaften von Menschen, mit zunehmender Bedeutung. Dazu gehören Belastbarkeit, Antriebskraft, Teamfähigkeit, Kommunikationsbereitschaft, Kooperations- und Konfliktlösefähigkeit, Führungskompetenz, Durchsetzungsstärke, Einfühlungsvermögen, Begeisterungsfähigkeit 

sowie die Fähigkeit, das eigene Tun kritisch zu reflektieren.

Sonderabfälle
Abfälle, die auf Grund ihrer spezifischen Beschaffenheit in besonderem Maße gesundheits- oder umweltgefährdend sind (Lösungsmittelrückstände, Lack- und Farbrückstände, Krankenhausabfälle u.v.a.) und nach vorgeschriebenen Methoden entsorgt werden müssen.

Soziale Marktwirtschaft

Eine wirtschaftspolitische Konzeption, die eine freie (Marktwirtschaft, mit begrenzten ordnungspolitischen Eingriffen des Staates, anstrebt, in der ein sozialer Ausgleich stattfindet. Als wirtschaftlicher Grundpfeiler gilt eine an der Preisstabilität orientierte Geldpolitik unter der Führung einer unabhängigen Notenbank. Politisch soll die soziale Marktwirtschaft ein hohes Maß an individuellen Freiheiten gewährleisten. Um die Entstehung wirtschaftlicher (Monopole zu begrenzen und die politische Macht der Wirtschaft zu begrenzen, führt der Staat zusätzlich eine aktive Wettbewerbspolitik durch. Da der Staat lediglich einen Rahmen für das Handeln der (Wirtschaftssubjekte festlegt, wird die soziale Marktwirtschaft auch als „staatlich gelenkte Marktwirtschaft” bezeichnet.

Der Zusatz „sozial” weist darauf hin, dass in das System auch soziale Sicherungen für die Bevölkerung eingebaut sind. In diesem Sinne stellt die soziale Marktwirtschaft den Versuch einer Synthese zwischen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und sozialer Gerechtigkeit dar. Das Konzept der sozialen Marktwirtschaft entwickelte die so genannte „Freiburger Schule”, eine Gruppe von Ökonomen an der Universität Freiburg, zwischen 1930 und 1950. Geprägt wurde der Begriff im Jahr 1947 durch den Ökonomen Alfred Müller-Armack.

In der Bundesrepublik Deutschland ist der Begriff der sozialen Marktwirtschaft vor allem mit Ludwig Erhard verbunden, der dieses Konzept als Bundeswirtschaftsminister im ersten Kabinett der neu gegründeten Bundesrepublik ab 1949 umsetzte. Seither gehört die soziale Marktwirtschaft zu den Eckpfeilern der deutschen Gesellschaftsordnung. Die gesamtwirtschaftlichen Ziele der sozialen Marktwirtschaft – Vollbeschäftigung, stetiges Wirtschaftswachstum, Stabilität des Preisniveaus sowie außenwirtschaftliches Gleichgewicht – wurden 1967 im „Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums” – kurz Stabilitätsgesetz genannt – formuliert. Die Einführung der sozialen Marktwirtschaft fiel zeitlich mit dem so genannten Wirtschaftswunder zusammen, einem beispiellosen Wirtschaftsaufschwung in der Geschichte der Bundesrepublik.

Seit Mitte der neunziger Jahre kommt es verstärkt zu politischen Diskussionen über die „Bezahlbarkeit des Sozialstaates” und somit zur Infragestellung des wirtschaftspolitischen Konzeptes der sozialen Marktwirtschaft insgesamt.

Spekulation

In wirtschaftlichen Zusammenhängen die allgemeine Bezeichnung für eine vorausschauende Geschäftstätigkeit, durch die sich der Spekulant einen wirtschaftlichen Nutzen verspricht. 

Natürlich ist eine Spekulation immer mit einem gewissen Verlustrisiko verbunden und in diesem Sinn bedeutet der Begriff auch soviel wie „ein gewagtes Geschäft machen”. Im Vordergrund stehen zeitliche Preisunterschiede oder Kursschwankungen. Ein Spekulant kauft beispielsweise eine Ware für einen bestimmten Preis und rechnet mit einer Preisverteuerung. Trifft das erhoffte Ereignis ein, verkauft der Spekulant die Ware, wobei sich der Gewinn aus der Differenz zwischen Einkaufs- und Verkaufspreis ergibt.

Transaktionen wie diese findet man häufig im Bereich von Wertpapier-, Waren- und Immobilienmärkten sowie im Börsen- und Devisenhandel. Auf dem Wertpapiermarkt kauft ein Spekulant z. B. Wertpapiere in der Hoffnung, der Kurs für diese Papiere steige schnell an (Hausse), so dass er gewinnbringend wiederverkaufen kann. Für einen raschen Kursfall ((Baisse) gibt es ebenfalls eine Spekulationsmöglichkeit: In diesem Fall verkauft man Wertpapiere zu einem hohen Kurs, um sie nach Kursfall günstiger zurückzukaufen.

Der Spekulationshandel hat gute und schlechte Seiten und kann sowohl positive als auch negative Einflüsse auf den Markt haben. Im positiven Sinn sind Spekulationen der Volkswirtschaft dienlich, da sie den Handel mit Wertpapieren anregen und auf diese Weise den Markt fördern. Im negativen Sinn können Spekulationen jedoch auch derart starke Kursfälle verursachen, dass dadurch der gesamte Kapitalmarkt destabilisiert wird – im schlimmsten Fall bis zum Börsencrash.

Gewinne aus Spekulationsgeschäften (Anschaffung und Veräußerung) sind einkommensteuerpflichtig, soweit sie innerhalb einer bestimmten Spekulationsfrist erzielt wurden. Die Frist zwischen Kauf und Wiederverkauf liegt bei Immobilien bei zwei Jahren, bei anderen Handelsgütern (z. B. Wertpapiere, Kunstgegenstände) bei sechs Monaten. Liegt der Gesamtgewinn innerhalb eines Jahres unter 1.000 DM, so bleibt dieser steuerfrei.

Sponsoring

Die Bereitstellung von Geld, Sachmitteln oder Dienstleistungen durch Unternehmen für Personen bzw. Organisationen im sportlichen, kulturellen, Medien- oder sozialen Bereich (als Gesponserte) gemeint. Die Sponsoren verfolgen dabei kommunikationspolitische Ziele und die Gesponserten haben bestimmte Gegenleistungen zu erbringen, die den kommunikationspolitischen Zielen der Sponsoren entsprechen.

Staatsverschuldung

Die von den Gebietskörperschaften in einem Zeitraum neu aufgenommenen Kredite, die zu einer entsprechenden Erhöhung des Schuldenstandes führen. Staatsverschuldung dient nicht nur der Beschaffung öffentlicher Einnahmen (»Einnahmen aus Krediten«), sondern wird vom Staat auch als finanzpolitisches Instrument genutzt.

Stagflation

Eine Zeit mit rückläufigem Produktionsniveau und steigendem Preisniveau.

Stakeholder-Ansatz

Zielsystem von Unternehmungen, das neben den Interessen der Anteilseigner auch die von anderen Anspruchs-gruppen verfolgt.

Standort

Ort der betrieblichen Tätigkeit. Dabei ist sowohl die Frage der betrieblichen Standortwahl als auch die der innerbetrieblichen Standortwahl angesprochen.

Standortentscheidung

Über die Festlegung von Standorten kann mehrstufig entschieden werden, nämlich großräumlich (makro‑), regional (meso-) und lokal (mikroräumlich). Industrielle S.en werden unmittelbar von privaten und öffentlichen Unternehmungen und Unternehmensgruppen getroffen (Entscheidungsträger). Sie werden häufig durch administrative Einwirkungen sowie unmittelbar oder mittelbar durch öffentliche Verwaltungen auf verschiedenen administrativen Ebenen (Abgaben, Baubestimmungen; Förderregionen; Niederlassungsrestriktionen) mit unterschiedlicher Zielsetzung beeinflußt. Die S.en sind einerseits vom Produktionsziel, von der Betriebsgröße und der Marktsituation abhängig, andererseits von einem komplexen Faktorengefüge, das im räumlichen Umfeld den (Betrieb unmittelbar oder mittelbar berührt und das im jeweiligen Staatsgebiet in unterschiedlicher Weise wirksam werden kann. Die industriellen Produktionsbetriebe haben bei ihren Standortdispositionen vor allem folgende Außenbeziehungen zu beachten (die Reihenfolge gibt keine Prioritäten wider):

· die (Beschaffung von Rohstoffen, Halbfabrikaten, Vorprodukten

· die Energie- und Wasserversorgung sowie die möglichen Belastungen der Räume durch betriebliche Emissionen, 

· die Qualität der Verkehrserschließung, die die Kapazitäten der Wege und Mittel der Verkehrssystern und deren Erreichbarkeit umfaßt, 

· die Standorte der Absatzmärkte ihrer Erzeugnisse einschließlich der wirtschaftspolitischen Erreichbarkeit, 

· den Abtransport nicht verwertbaren Materials und von Hilfs- und Betriebsstoffen, die sogenannte Entsorgung einschließlich der hierfür geeigneten Verkehrssysteme 

· die quantitativen und qualitativen Bedingungen des lokalen oder regionalen Arbeitsmarktes sowie die (Arbeitskosten im interregionalen Vergleich, 

· den jeweils am zu bestimmenden Standort gültigen gesetzlichen Rahmen, der eine Reihe von für die betrieblichen Dispositionen bedeutsamen Vorschriften enthalten kann, z.B. umweltbedingte Auflagen im Hinblick auf Emissionen und die räumliche Einordnung der Betriebsstätte (Abstandsmaße; Restriktionen bei Erweiterungen), Festlegungen bezüglich der zugelassenen Produktionseinrichtungen oder bestimmter Teile davon, außerdem Vorgaben für die bauliche Ausgestaltung (Bauhöhe und -dichte, architektonischer Charakter) und für die Möglichkeiten von Änderungen der Gebäude, Erweiterungen oder Filialgründungen an anderer Stelle; steuerliche Belastungen, 

· die in ihrer Bedeutung wachsende Erreichbarkeit von betriebsnotwendigen Informationssystemen und sonstigen produktions- oder absatzbezogenen Dienstleistungen, 

· Grundstück ‑ (erschlossen? Preis? Reserven? Hilfe beim Erwerb?),

· Baukosten, 

· öffentliche Förderung, Investitionsbeihilfen usw., 

· bei Auslandsstandorten: Kapitalrückführung, Diskriminierung ausländischer Unternehmen, Währung, politische Stabilität, Zollpolitik, Kapitalmarkt, Inflation.

Unternehmen, die über verschiedene Produktbereiche verfügen, werden aus den einzelnen Produktbereichen möglicherweise konkurrierende Standortanforderungen erhalten. Die Durchsetzungsfähigkeit der leitenden Persönlichkeiten der einzelnen Produktgruppen kann dann für die faktische Entscheidung von großer Bedeutung sein. Da bei solchen unternehmensinternen Konflikten auch die Entwicklung der einzelnen Produktbereiche und die Karrieren der darin tätigen Manager betroffen sind, gestalten sich solche Standortwahlverfahren häufig als sehr schwierig und werden gelegentlich auch vor einer Entscheidung aufgegeben. In manchen Fällen können auch Interventionen der Belegschaft und des Betriebsrates aus Furcht vor einer Verlagerung von Arbeitsplätzen von dem bestehenden an einen neuen Standort so viel Widerstand hervorrufen, daß von der Wahl eines neuen Standortes abgesehen wird. Dieses alles macht deutlich, daß die Qualität einer Standortentscheidung immer nur relativ zu den Bedingungen, unter denen sie getroffen wird, beurteilt werden kann. Die Optimalität eines ohne soziale Rücksichten agierenden und "rational" im Sinne einer betriebswirtschaftlichen Modellrechnung handelnden Unternehmers, des sog. Homo oeconomicus, ist eine wissenschaftliche Fiktion und kann in der Lebenspraxis nicht vorkommen. Der Homo oeconomicus ist denn auch nicht als Wesensbeschreibung handelnder Menschen, sondern als methodisch-konstruierte "Spielfigur" wirtschaftswissenschaftlicher Modellbastelei gedacht. Dennoch wird man von Unternehmen, deren faktische Standortwahl nicht den Optimalitäten betriebswirtschaftlicher Modelle entspricht, nicht behaupten können, sie hätten suboptimal oder irrational gehandelt, wenn ihre "guten Gründe" nicht mit den selektiven Modellannahmen übereinstimmen. Denn Faktoren wie z.B. die Demotivation einer Belegschaft durch eine "optimale Standortwahl", die Störung des sozialen Friedens und des Betriebsklimas etc. gehen in die Modellrechnungen zur optimalen Standortwahl erst gar nicht ein. Für den Unternehmenserfolg sind sie aber durchaus entscheidend. Eine Standortwahl, die den präskriptiven Modellen der Wissenschaft widerspricht, kann daher durchaus rational, nämlich aus vernünftigen Gründen erfolgen.

Standortfaktoren

Darunter versteht man eine Vielzahl verschiedenster, standortabhängiger Einflußgrößen ‑ physische, ökonomische, soziale, politische, kulturelle usw. ‑, die die Entwicklung eines zu gründenden oder bestehenden (Betriebs entscheidend positiv oder negativ steuern. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht können vier Gruppen von Standortfaktoren unterschieden werden:

1. Beschaffungsmarktfaktoren, die bestimmt sind durch die Verfügbarkeit und Kosten von:
- Grundstücken und Gebäuden,
- Maschinen und Werkstoffen,
- Arbeitskräften der erforderlichen Qualität
- Kapital,
- Energie und
- Transport- und Lagereinrichtungen.

2. Absatzmarktfaktoren, die sich zusammensetzen aus:
- dem Nachfragepotential und seiner Struktur,
- der Konkurrenzstruktur und dem Konkurrenzverhalten,
- den Marktzugangsmöglichkeiten,
- den standortabhängigen Imagefaktoren und
- der Qualität und Sicherheit der Anbieter-Nachfrager-Beziehungen.

3. Staatliche Rahmenbedingugen, die beeinflußt werden:
- durch die Rechts- und Wirtschaftsordnung,
- durch Steuern, Gebühren und Zölle,
- durch Auflagen und Beschränkungen (z.B. Umweltschutz, Kapitaltransfer, Konvertierbarkeit von Devisen etc.),
durch staatliche Förderungen und
durch die Infrastruktur.

4. Natürliche Bedingungen, die sich zusammensetzen aus:
- geologisch-morphologischen Bedingungen und
- klimatischen Bedingungen

Standortgebundenheit

Industriebetriebe, die natürliche Rohstoffe gewinnen (Kohle, Erz, Erdöl ... ) sind wie die Landwirtschaft standortgebunden. Alle anderen Industriebetriebe ((Betrieb der verarbeitenden Industrie) sind dagegen grundsätzlich nicht standortgebunden, denn alles, was sie zur Produktion benötigen, ist frei beweglich.

Standortkostenoptimierung

A. Weber versucht in seiner Standorttheorie für jeden Industriebetrieb denjenigen Standort zu ermitteln, an den unter Berücksichtigung aller wirksamen Faktoren die Summe der standort‑ und damit raumabhängigen Kosten am geringsten ist.

Standortlenkung durch den Staat

Standortorientierungen müssen nicht ausschließlich auf das Ziel der reinen betriebswirtschaftlichen Gewinnmaximierung ausgerichtet sein. Bei allen politischen und ideologischen Unterschieden zwischen einzelnen Regierungssystemen fallen prinzipielle Parallelen in der wirtschaftspolitischen Zielsetzung kapitalistischer und sozialistischer Staaten auf Allgemein wird die Industrie als Motor und Multiplikator in der wirtschaftlichen Entwicklung angesehen und deshalb unterstützt, auch wenn sie heute nicht mehr absolute Priorität vor dem Dienstleistungssektor erhält. Mit der Förderung und Standortlenkung der Industrie wollen die Staaten das Ungleichgewicht zwischen ihren erschlossenen und unerschlossenen, zwischen städtischen und ländlichen, zwischen expandierenden und strukturschwachen Räumen mildem oder zumindest eine Verschärfung der Disparitäten vermeiden. Auch die Militärpolitik wirkt sich hier aus, z.B. vor dem II. WK in der Verlagerung der sowjetischen Industrie nach Osten oder von Paris nach Süden. 

1. Standortlenkung in der freien Marktwirtschaft: 

In einem Staat mit vollkommen freiem Spiel marktwirtschaftlicher Kräfte würde eine Standortbeeinflussung durch die öffentliche Hand einen Widerspruch bedeuten. Konsequent kam nach wie vor die Regierung eines marktwirtschaftlichen Landes keine Industriestandorte bindend bestimmen. 

Gründe für die Steuerung der Industrie durch den Staat sind wirtschaftlicher, raumordnerischer, sozialer und politischer Natur: Einerseits sollen die Standortnachteile in den industriellen Krisengebieten gelindert, deren lähmende, kostspielige Überlastung entschärft werden, zum anderen würde die Vernachlässigung dünnbesiedelter, strukturschwacher Räume eine volkswirtschaftliche Verschwendung von Fläche, Arbeitskräften, installiertem Kapital und infrastrukturellen Einrichtungen bedeuten. Außerdem müssen solche Räume in die Gesamtwirtschaft integriert bleiben. Nicht zu vergessen sind (Arbeitslosigkeit und Abwanderung mit sozialen Folgen. Politisch schließlich kann sich Erfolg oder Mißerfolg staatlicher Wirtschaftspolitik auf Wahlergebnisse oder den Zulauf zu regionalistisch‑autonomistischen Bewegungen (Bretagne, Schottland usw.) auswirken. Staatliche Anreize:

· Finanzhilfen (Anleihen, Subventionen, Prämien, Steuererleichterungen)

· Verbesserung der Infrastruktur

· Ausweisung

2. Standortleitprinzipien in sozialistischen Staaten:

Im zentralwirtschaftlichen, sozialistischen System ist der Staat, als Eigentümer und allein Verfügungsberechtigter, quasi identisch mit einem Unternehmer. Folglich kann er, theoretisch, den gesamten nationalen Wirtschaftsraum als "Riesenbetrieb" betrachten und dementsprechend räumlich ordnend gestalten. Während man im marktwirtschaftlichen System einen weitgehenden Einklang zwischen Unternehmerzielen und staatlicher Innen‑ und Wirtschaftspolitik anstrebt, werden im sozialistischen Staat die Ziele von Wirtschaft und Politik identisch, und, der Ideologie gemäß, hat sich die Wirtschaft der Politik unterzuordnen. In einem solchen System treten folglich die volkswirtschaftlichen Gesamtstrategien in den Vordergrund, eigentliche betriebswirtschaftliche Überlegungen haben sich unterzuordnen. Dies bedeutet: Bei der Standortwahl für einen (Betrieb geht es primär darum, optimal zum Fortschritt der Gesamtwirtschaft beizutragen, nicht um den lokalen optimalen Gewinn. Beispielsweise kann ein (Betrieb in einem ländlichen Raum gegründet werden, um dort dringend benötigte Arbeitsplätze zu schaffen und Traktoren für die Landwirtschaft zu produzieren ‑ auch wenn die Rentabilität von vorneherein ausgeschlossen erscheint. Diese Gesamtkonzeption zielt auch ‑ wiederum durch die marxistische Ideologie gestützt ‑ auf eine gleichgewichtige, ausgleichende Industrialisierung von ländlichen und städtischen Räumen ab. Immer wieder wird betont, die schädliche und kostspielige Konzentration auf die traditionellen Ballungsräume solle vermieden, entspannt werden, was zur Propagation einer industriellen Dezentralisierung führte. Gleichzeitig sollen aber die natürlichen Ressourcen des Landes, vor allem Bodenschätze und Energie, an Ort und Stelle, also unter Senkung der Transportkosten (Weber!), optimal genutzt werden. Der älteste sozialistische Staat (UdSSR, 1917) war lange Zeit weltweit das maßgebende Modell für andere sozialistische Staaten. In diesem Staat wurde unmittelbar nach der Revolution die Dominanz der Politik über die Wirtschaft gleichgesetzt mit deren Steuerung allein durch die kommunistische Partei. Bezeichnend ist Lenins berühmter Satz "Kommunismus ‑ das ist Sowjetmacht plus Elektrifizierung des ganzen Landes". "Des ganzen Landes" ‑ hier liegt auch die praktische Begründung der Industrialisierung der Räume abseits der großen (Agglomerationen, wo über die Verproletarisierung auch die Bauern sowie die Minoritäten für den Kommunismus gewonnen werden sollten.

3. Standortentscheidungen in Entwicklungsländern:

Diese sind schwer in ihrer Gesamtheit zu fassen, sie beinhalten sicherlich Elemente von 2. und 3. Allgemein kann ein starker politischer Faktor festgestellt werden.

Standortspaltung (Zweigwerkbildung, Teilverlagerung)

Es läßt sich eine räumliche Trennung zwischen Produktion in den Randzonen einer Stadt und der Verwaltung, Forschung, Entwicklung in den Kernstädten vorstellen oder eine Aufspaltung der Produktionsfunktion durch Errichtung von Zweigbetrieben im ländlichen Raum oder im Ausland. Zur Gewährleistung rationeller Betriebsführung wird so das Kapazitätswachstum am gegebenen Standort begrenzt oder es werden Produktionsgänge ausgegliedert z.B. mit dem Ziel einer Optimierung der Arbeitsteilung. Standortteilungen können auch notwendig werden, wenn ein relatives Optimum der Betriebsgröße erreicht oder überschritten ist oder wenn Expansionen und Modernisierungen am bisherigen Standort nicht mehr möglich sind, z.B. infolge baulicher Restriktionen und aus umweltökonomischen oder -politischen Gründen oder weil der Arbeitsmarkt keine Reserven mehr aufweist.

Standortspaltung
Der Vorgang der Zweigwerksgründung. Motive für Standortspaltungen können sein: Beseitigung von Engpässen (in der Verfügbarkeit von Flächen, dem Angebot von Arbeitskräften, dem Zugang zu Wissen), Kostenvorteile (niedrige Löhne, preiswerte Rohstoffbeschaffung, öffentliche Förderung) sowie Absatzvorteile.

Standortwechsel

Hierbei kann eine Verlagerung standardisierter Produktion aus Verdichtungsräumen erfolgen oder eine Verlagerung flächenextensiver Produktion. Stoffwechsel und StOspaltung können notwendig werden, wenn innerbetriebliche Anpassungen an den StO aufgrund steigender Kosten, fehlender Flächen für Erweiterungen oder Investitionsbeschränkungen nicht ausreichen.

Statistik

1. Quantitative Informationen über bestimmte Tatbestände, z.B. "Bevölkerungsstatistik" oder "Umsatzstatistik".

2. Formale Wissenschaft, die sich mit den Methoden der Erhebung, Aufbereitung und Analyse numerischer Daten beschäftigt.

In der deskriptiven Statistik werden vor allem methodisch einfachere Probleme wie die Dartsellung von Daten in Tabellen und Schaubildern, die berechnung von Mittelwerten und Streuungsmaßen, die Indexberechnung und die Konzentrationsmessung behandelt. Der Schwerpunkt der statistischen Forschung liegt heute allerdings auf der wahrscheinlichkeitstheoretisch fundierten sogenannten induktiven Statistik, die Problemkreise wie statistisches Schätzen, statistische Tests, statistische Entscheidungstheorie und multivariate statistische Methoden umfaßt.

Während die Statistik früher vor allem eine deskriptive Funktion hatte, rückt ihre operationale Funktion, d.h. ihre Anwendung bei der Entscheidungsfindung, immer mehr in den Vordergrund. Das gilt sowohl für den volkswirtschaftlichen, wie auch für den betriebswirtschaftlichen Anwendungsbereich.

Wohl die wichtigste und für den Benutzer auch besonders kostengünstige Quelle wirtschaftsstatistischer Daten ist die amtliche Statistik (Stat. Bundesamt, Stat. Landesämter, Städtestat. Ämter). Träger der nichtamtlichen Statistik sind u.a. Wirtschaftsverbände, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, Industrie- und Handelskammern, Markt- und Meinungsforschungsinstitute, wirtschaftswissenschaftliche Forschungsinstitute und größere Universitäten. Für die internationale Ebene seien beispielhaft genannt die UN (z.B. Statistical Yearbook, Yearbook of International Trade Statistics, Demographic Yearbook), die FAO (Production Yearbook), EU.

Steuer

(Nach § 3 Abs. 1 AO) Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft; die Erzielung von Einnahmen kann Nebenzweck sein. Zölle und Abschöpfungen sind Steuern im Sinne dieses Gesetzes.

Stille Gesellschaft

Stille Gesellschafter sind an einem Unternehmen durch Vermögenseinlage beteiligt, ohne daß der stille Gesellschafter nach außen hin als Gesellschafter in Erscheinung tritt. Außerdem ist er am Gewinn beteiligt. Die Verlustbeteiligung kann ausgeschlossen werden.Die Haftung des stillen Gesellschafters ist auf seine Einlage beschränkt. Er besitzt gewisse Kontrollrechte wie z.B. Einsichtnahme in die Bücher, Anspruch auf Erhalt der Jahresbilanz.

Stilllegungsentscheidungen

Strukturell und konjunkturell sind besonders anfällig: Konsumgüterindustrie, insbesondere die Leder‑, Textil‑ und Bekleidungsindustrie, sie wirken als "konjunkturelle Puffer". Gründe für Stillegungen in HARMS, S. 138.

Strategische Allianz

Eine vertragliche Vereinbarung von Unternehmen auf derselben Wertschöpfungsstufe mit dem Ziel, durch Bündelung einzelner Potenziale die künftige Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen zu stärken.

Es handelt sich also um eine horizontale Kooperation. Die Bündelung der Potenziale kann auf vielen strategisch relevanten Wettbewerbsfeldern stattfinden, so etwa bei der Forschung und Entwicklung und beim (Absatz.

Beispiel für den Bereich F & E : Zusammenarbeit von Siemens und IBM bei der Entwicklung einer neuen Chip-Generation. Durch den damit verbundenen Technologietransfer soll ein Synergieeffekt entstehen.

Beispiel für den Absatzbereich: Die Lufthansa hat in den letzten Jahren ein weltweites Partnerschaftsnetz ("Star Alliance")vertraglich vereinbart. Ziel der Vereinbarungen ist u.a. das sog. code sharing, d.h. es werden Gemeinschaftsflüge über eine einzige Flugnummer angeboten.

Strategische Netzwerke

Langfristige, institutionelle Arrangements der Prozessoptimierung entlang der Wertschöpfungskette, bei denen ein führendes Unternehmen die Koordination einer relativ großen Zahl rechtlich selbständiger, wirtschaftlich aber tendentiell abhängiger Zulieferer übernimmt.

Strukturanpassung

Bezeichnung für ein ordnungspolitsches Programm zur wirtschaftlichen Stabilisierung und marktwirtschaftlichen Deregulierung sowie zur Liberalisierung des Außenhandels. Ziel ist die Wiederherstellung oder Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit und Kreditwürdigkeit auf der Grundlage eines ausgeglichenen Haushalts (zur Inflationsbekämpfung), der Erhöhung der internen Spar- und Investitionsrate und eines verbesserten Investitionsklimas für ausländische Investoren. IWF und Weltbank sind die beiden Institutionen zur Umsetzung dieses Programmes.

Substitution

Austausch, Ersatz eines Wirtschaftsgutes durch ein anderes (z.B. Kaffee durch Tee, Metall durch Kunststoff). Bei Preissteigerungen eines (Gutes kann sich z.B. ein Teil der Nachfrage auf andere, meist billigere Güter (Substitutionsgüter) verlagern.

Subventionen

Staatliche Unterstützungszahlungen oder steuerliche Begünstigungen für (Unternehmen, Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete. Subventionierte Unternehmen können ihre Waren und Dienstleistungen zu niedrigeren Preisen anbieten, als sie es normalerweise tun könnten. Durch Subventionen erhält der Staat Unternehmen, die andernfalls nicht wettbewerbsfähig wären, sowie sozial wünschenswerte Dienste, z. B. öffentliche Verkehrsverbindungen in entlegene Gebiete. In der Europäischen Union (EU) erhalten Landwirte, die Agrarprodukte in Länder außerhalb der EU exportieren, Ausgleichszahlungen; sie bekommen die Differenz zwischen dem Weltmarktpreis und dem in der EU geltenden (höheren) Preis erstattet.

Subventionen können den Wettbewerb verzerren und als protektionistische Maßnahmen bezeichnet werden, wenn ein Land seine inländische Industrie subventioniert. Dann benachteiligt es die nicht subventionierten ausländischen Firmen, die innerhalb dieses Landes am Wettbewerb teilnehmen wollen. In der Europäischen Union sind staatliche Subventionen sowohl an öffentliche als auch an private Unternehmen verboten, wenn sie den Wettbewerb verzerren oder zu verzerren drohen. Von den Mitgliedsstaaten wird verlangt, die Europäische Kommission über alle geplanten Unterstützungen zu informieren, und die Kommission hat das Recht, Länder mit Geldstrafen zu belegen, wenn diese die Vorschriften brechen. Sie kann auch die Rückzahlung nicht genehmigter Hilfen verlangen.

Syndikat

Die straffste Organisationsform des Kartells mit zentralisiertem Verkauf durch eine gemeinsame Verkaufsorganisation.

Syndrome des Globalen Wandels

Syndrome sind funktionale Muster krisenhafter Mensch-Umwelt-Beziehungen, d.h. charakteristische Konstellationen von natürlichen und anthropogenen Trends des Globalen Wandels sowie deren Wechselwirkungen untereinander. Jedes Syndrom – oder in Analogie zur Medizin: „globale Krankheitsbild“ – stellt einen anthropogenen Ursache-Wirkungs-Komplex mit ganz spezifischen Umweltbelastungen dar und bildet ein eigenständiges Umweltdegradationsmuster. Syndrome zeichnen sich durch einen transsektoralen Charakter aus, d.h. sie umfassen mehrere Sektoren (etwa Wirtschaft, Biosphäre, Bevölkerung) oder Umweltmedien (Boden, Wasser, Luft), haben aber immer einen direkten oder indirekten Bezug zu Naturressourcen. Syndrome lassen sich in der Regel in mehreren Regionen der Welt bei unterschiedlichen Ausprägungen identifizieren, wobei das gleichzeitige Auftreten mehrerer Syndrome in einer Region möglich ist.

Syndromkonzept

Ein vom wissenschaftlichen Beirat der Bundesregierung "Globale Umweltveränderungen" entwickeltes wissenschaftliches Konzept zur transdisziplinären Beschreibung und Analyse des Globalen Wandels. Wesentliche Elemente des Syndromkonzepts sind neben den Syndromen das Globale Beziehungsgeflecht, bestehend aus Trends und ihren Wechselwirkungen, und die Leitplanken.

Synergieeffekt

Abgeleitet vom Begriff Synergismus, dem Zusammenwirken von Faktoren, die sich gegenseitig fördern; beispielsweise bei Unternehmenszusammenschlüssen die Auffassung, dass die Zusammenfassung bisher getrennter Bereiche mehr wert ist als die Summe der Teile. Solche Synergieeffekte können im Beschaffungsbereich (gemeinsamer Einkauf), der Fertigung (Fixkostendegression), des (Absatzes (Ergänzung des Absatzprogramms) und der Finanzierung (finanzielle Unterstützung durch einen Partner) auftreten.

Allerdings schlagen zwei von drei Unternehmenszusammenschlüsse fehl und verursachen negative Synergieeffekte nämlich Verluste.

take-off

Gemeint ist die Übergangsphase von der vorindustriellen zur industriellen Produktion (in Deutschland um die Mitte des 19. Jh.), in der sich die Anteile an der bisherigen Produktionsstruktur rasch änderten und neue Produktionsformen zusätzlich entstanden.

tarifäres Handelshemmnis

Die Erhebung von Zöllen (Steuer auf importierte Güter) als handelspolitische Maßnahme zur Beschränkung der Wareneinfuhr.

Taylorismus
Auf die Produktionssteigerung der menschlichen Arbeitskraft ausgerichtetes industrielles Produktionssystem und Managementkonzept. Die auch als wissenschaftliche Betriebsführung bezeichnete Rationalisierungsmethode wurde durch den amerikanischen Ingenieur und Betriebsberater Frederick Winslow Taylor (1856-1915) zu Beginn des 20. Jahrhunderts entwickelt und nach ihm benannt. Im Unterschied beispielsweise zum ganzheitlichen Führungs- und Organisationsprinzip des Lean Managements geht der Taylorismus von einer strikten Trennung von Denken und Arbeiten aus und betrachtet die menschliche Arbeitskraft als einen zu minimierenden Kostenfaktor. Wesentliches Merkmal des vor diesem Hintergrund entwickelten Produktionssystems ist die Aufteilung der (Arbeit in kleinste Einheiten. Grundlage dieser Aufteilung bildeten die von Taylor durchgeführten Zeit- und Bewegungsstudien aller betrieblichen Tätigkeiten und Abläufe. Die daraus resultierende Organisation des Arbeitsprozesses und zweckmäßigere Gestaltung der Arbeitsmittel ermöglichte eine weitgehende Schematisierung und Mechanisierung der einzelnen Arbeitseinheiten, so dass zur Erbringung der Arbeitsleistung keine oder nur geringe Denkleistungen erforderlich waren. Leistungsbezogene Lohnanreize sollten hierbei die Arbeiter zur Leistungssteigerung motivieren. Zu den wesentlichen produktionstechnischen Voraussetzungen der Rationalisierung gehörten die Standardisierung des Werkzeugwesens sowie eine den Arbeitseinheiten angepasste Organisation der Maschinenanordnung. Entsprechend der Arbeitsteilung in der Produktion waren auch die Aufgaben und Verantwortlichkeiten innerhalb der organisatorischen Struktur genau verteilt. Während für die Einteilung, Koordination und Kontrolle der Arbeiten Funktionsmeister zuständig waren, lag die absolute Verantwortlichkeit bei zentralen Leitungsstellen. Die einseitige Belastung der Arbeiter durch monotone Arbeitshandgriffe wie auch die minimalen Arbeitsinhalte und die Fremdbestimmtheit sind die wesentlichen Kritikpunkte, die dem Taylorismus vor allem in der Diskussion um eine Humanisierung der (Arbeit vorgeworfen werden.

Teamfähigkeit

Die Qualifikation, gemeinsam mit anderen eine Aufgabe lösen zu können.

In jüngster Zeit erfreut sich ein neues Buzzword noch größerer Beliebtheit als die gute alte Teamfähigkeit: die „Teamorientierung“. Diese Qualifikation, so versichert man in den Human Ressources-Abteilungen, zeuge von einem auf Teamarbeit ausgerichteten Denken. Teamorientierte Manager kennen die Bedeutung von Teamarbeit, sie wissen, wann Teamarbeit angesagt ist, sie sind in der Lage, erfolgreiche Teams zusammenzustellen und für den richtigen Teamgeist zu sorgen. Im Einstellungskatalog der Unternehmen rangiert „Teamorientierung“ daher auf einem der Spitzenplätze.

Die meisten Menschen arbeiten am liebsten in Gruppen, in denen sie sich wohl fühlen und Anerkennung finden – und bringen, wie gesagt, dort auch die besten Leistungen. Andererseits werden heute Teams häufig auf Zeit zusammengestellt, sie sind also also keine feste Institution wie eine Abteilung oder die Arbeitsgruppe der klassischen Art. Hier liegt das Problem: Viele Mitarbeiter haben kein Interesse daran, nach ein paar Monaten mit anderen Kollegen wieder von vorn anzufangen. Ein weiteres Manko: Teamarbeiter fallen nicht so leicht beim Management auf und machen folglich langsamer Karriere als andere – oder auch gar nicht. Für die Karriere zählt bis heute nur die Einzelleistung. Noch ist nirgendwo ein Führungsgremium „im Team“ angeheuert worden, gewissermaßen als Paketlösung.

Technologiezentrum und Gründerzentrum
Unternehmerische Standortgemeinschaft von relativ jungen und zumeist neu gegründeten Stammunternehmen, deren Aufenthalt befristet ist, deren betriebliche Tätigkeit vorwiegend in der Entwicklung, Produktion und Vermarktung technologisch neuer Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen liegt und die im Technologie- und Gründerzentrum auf ein mehr oder weniger umfangreiches Angebot an Mieträumen, Gemeinschaftseinrichtungen und Beratungsleistungen zurückgreifen können. Explizit ausgeschlossen sind somit Handwerkerhöfe, Forschungsparks und Industrieparks. Die TGZ unterscheiden sich von anderen Standortgemeinschaften am deutlichsten durch ihr Beratungsangebot. TGZ sind in Deutschland vorwiegend ein Instrument der regionalen und/oder der lokalen Wirtschaftsförderung.

Jahrhunderts entwickelt und nach ihm benannt. Im Unterschied beispielsweise zum ganzheitlichen Führungs- und Organisationsprinzip des Lean Managements geht der Taylorismus von einer strikten Trennung von Denken und Arbeiten aus und betrachtet die menschliche Arbeitskraft als einen zu minimierenden Kostenfaktor. Wesentliches Merkmal des vor diesem Hintergrund entwickelten Produktionssystems ist die Aufteilung der Arbeit in kleinste Einheiten. Grundlage dieser Aufteilung bildeten die von Taylor durchgeführten Zeit- und Bewegungsstudien aller betrieblichen Tätigkeiten und Abläufe. Die daraus resultierende Organisation des Arbeitsprozesses und zweckmäßigere Gestaltung der Arbeitsmittel ermöglichte eine weitgehende Schematisierung und Mechanisierung der einzelnen Arbeitseinheiten, so dass zur Erbringung der Arbeitsleistung keine oder nur geringe Denkleistungen erforderlich waren. Leistungsbezogene Lohnanreize sollten hierbei die Arbeiter zur Leistungssteigerung motivieren. Zu den wesentlichen produktionstechnischen Voraussetzungen der Rationalisierung gehörten die Standardisierung des Werkzeugwesens sowie eine den Arbeitseinheiten angepasste Organisation der Maschinenanordnung. Entsprechend der Arbeitsteilung in der Produktion waren auch die Aufgaben und Verantwortlichkeiten innerhalb der organisatorischen Struktur genau verteilt. Während für die Einteilung, Koordination und Kontrolle der Arbeiten Funktionsmeister zuständig waren, lag die absolute Verantwortlichkeit bei zentralen Leitungsstellen. Die einseitige Belastung der Arbeiter durch monotone Arbeitshandgriffe wie auch die minimalen Arbeitsinhalte und die Fremdbestimmtheit sind die wesentlichen Kritikpunkte, die dem Taylorismus vor allem in der Diskussion um eine Humanisierung der Arbeit vorgeworfen werden.

Termingeschäft

Börsengeschäft, dessen Umfang im Moment des Vertragsabschlusses festgelegt wird, während die Erfüllung erst zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt. Es wird zwischen bedingten und festen Termingeschäften unterschieden.

Bei bedingten Termingeschäften behält sich ein Vertragspartner gegen Zahlung einer Prämie, der so genannten Abstandssumme oder dem Reugeld, das Recht vor, von der Abnahme einer Ware oder eines Wertpapiers zurückzutreten. Die Prämien der bedingten Termingeschäfte orientieren sich am Kurswert der gehandelten Objekte. Man unterscheidet Options-, Prämien- und Nochgeschäfte.

Bei Optionsgeschäften hat der Käufer einer Option bei sofortiger Zahlung einer Prämie die Wahl, ein Geschäft mit Effekten ((Börse) zu einem festgelegten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten Frist, der Optionslaufzeit, zu vollziehen oder rückgängig zu machen. Bei Prämiengeschäften behält sich ein Geschäftspartner gegen Zahlung einer Prämie vor, das Geschäft zu erfüllen oder zurückzutreten, wobei das Risiko auf die Prämie begrenzt bleibt. Beim Nochgeschäft verpflichtet sich einer der Vertragspartner bei Zahlung einer Prämie zu einem späteren Zeitpunkt weitere Wertpapiere zu kaufen oder zu verkaufen.

Bei den festen Termingeschäften entfällt im Gegensatz zu den bedingten Termingeschäften die Zahlung von Prämien. Das Geschäft wird stets am festgelegten Erfüllungstag abgewickelt, der jedoch durch ein so genanntes Prolongations-geschäft hinausgezögert werden kann. Als standardisierte Form des festen Termingeschäftes werden an der Börse Financial Futures (Finanzterminkontrakte) gehandelt. Termingeschäfte mit Wertpapieren sind meist spekulativer Natur; Kursschwankungen wirken dabei als Teil des Geschäfts ausgleichend auf den Kursverlauf. Das Termingeschäft mit Waren (siehe Warenterminbörse) hingegen gleicht die Preise räumlich und zeitlich aus und sorgt für bessere Dispositionsmöglichkeiten der Geschäftspartner.

Terms of trade

Dieser Begriff bezeichnet das Verhältnis des Index der Ausfuhrpreise zum Index der Einfuhrpreise jeweils in der Währung des betreffenden Landes ausgedrückt. Steigen die Ausfuhrpreise bei konstanten oder sinkenden Einfuhrpreisen oder sinken die Einfuhrpreise bei konstanten Ausfuhrpreisen, verbessern sich die terms of trade, weil für die gleiche Exportgütermenge mehr Importgüter eingeführt werden können. Sinkende terms of trade sind vor allem für viele Entwicklungsländer zu beobachten, da deren Exportgüter, überwiegend Rohstoffe, auf dem Weltmarkt vergleichsweise immer geringere Preise erzielen, die Preise für deren Importgüter (Maschinen, andere Fertigprodukte) jedoch steigen.

Tertiärisierung

Insbesondere in den Industrieländern der westlichen Welt steigt der Anteil des Dienstleistungssektors (tertiärer Sektor) am Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zu primärem (Landwirtschaft) und sekundärem (Industrie) Sektor („Wandel hin zur Dienstleistungsgesellschaft”).

Tobin-Steuer

Benannt nach dem US-Ökonom und Nobelpreisträger James Tobin, eine Tax on Wall Street, eine Steuer, die auf alle grenzüberschreitenden Devisentransaktionen erhoben wird.

Auf den Finanzmärkten ist man heute nur konkurrenzfähig, wenn man weit gehende Quellensteuerfreiheit und sonstige Steuerfreiheit für ausländische Anleger anbietet. Die Liberalisierung der Finanzmärkte bei ungleichen Rahmenbedingungen führt täglich zu kurzfristigen internationalen Kapitalbewegungen von 1,2 Billionen US-$. Das Projekt Wirtschafts- und Währungsunion sowie die restriktive Geldpolitik unserer Regierungen und Nationalbanken sind nichts anderes als ein Versuch, den Druck der Finanzmärkte auf die Stabilität des Geldes auszugleichen. Das hat jedoch Finanzkapital nicht nur mobiler sondern auch profitabler als Realkapital, und hier beschäftigungsschaffende Investitionen, gemacht. Ein einheitlicher europäischer Finanzmarkt, der durch die WWU entsteht, ist die Möglichkeit, die Spielregeln des Finanzkapitals zu verändern und neue Anreizsetzungen für das Realkapital zu bieten.

Der erste Schritt ist dabei die Schaffung einheitlicher steuerlicher Rahmenbedingungen, d.h. eine Mindestquellensteuer in allen Mitgliedsländern bzw. eine Koordinierung der Mitgliedsstaaten durch Informationsaustausch über Zinserträge. Aber nicht nur Sparguthaben machen Druck auf Kapitalbewegungen. Es sind vor allem die Kassa- und Termingeschäfte sowie die derivativen Finanzmärkte, die die grenzüberschreitenden Spekulationsgeschäfte ausmachen.

Die kurzfristigen Devisentauschgeschäfte sind das wirkliche Übel der Währungsturbulenzen der letzten Jahre sowie der Zinsnot der Zentralbanken. Der Preis der Währung eines Landes wurde in diesem Zusammenhang oft nicht auf Grund der Wirtschaftsleistung eines Landes festgelegt, sondern wie hoch ist der Zinssatz und damit der Preis für die Stabilität des Geldes bzw. welche Stimmungen und Gerüchte versprechen wie viel kurzfristigen Gewinn.

Die Tobin-Steuer könnte das immer schneller und somit immer heißer werdende Zirkulieren von Spekulationsgeldern eindämmen. Diese Antispekulationssteuer soll dazu führen, das Investieren in längerfristige Wirtschaftsanlagen zu fördern. Aber um eine solche Steuer erheben zu können, müßte zuerst das Bankgeheimnis aufgehoben werden, das vielen der Steuerhinterziehung dient.

Ein äußerst niedriger Steuersatz im Promillebereich würde reichen, um kurzfristige spekulative Finanztransaktionen zu verteuern, die Gewinne daraus zu schmälern und das Volumen dieser spekulativen Finanztransaktionen daher einzudämmen. Die Wechselkursschwankungen wären weniger stark und der Markt wäre effizienter. Andererseits wäre diese Transaktionssteuer aber so niedrig, dass sie keinen negativen Einfluss auf Realinvestitionen bzw. die Finanzierung von Warengeschäften hat, die sowieso nur einen kleinen Bruchteil der internationalen Finanztransaktionen ausmachen.

Erhoffte Auswirkungen der Tobin-Steuer:

· neue Anreize für mittel- und längerfristige Investitionen

· neue Anreize für produktives Kapital (= neue Maschinen, Technologien) statt totem Kapital (= Spekulationen)

· Die Tobinsteuer versetzt die Regierungen in die Lage, kurz- bis mittelfristig unterschiedliche Zinspolitiken zu verfolgen, ohne kurzfristige Kapitalbewegungen fürchten zu müssen. D.h. mehr Spielraum für die nationale bzw. europäische Wirtschaftspolitik.

· Die Tobinsteuer setzt den Preismechanismus der internationalen Finanzmärkte nicht außer Kraft. D.h. Regierungen müssen ihren „richtigen“ Wechselkurs nicht im Vorhinein kennen. Dieser wird noch immer von der Wirtschaftsleistung des Landes bestimmt. Es werden nur Unsicherheiten und Stimmungsschwankungen ausgeschaltet, und die Stabilität des Geldes muss nicht mehr mit zu hohen Zinssätzen bezahlt werden. - Die zusätzlichen Steuereinnahmen könnten zur Entlastung des Faktors Arbeit sowie zur Finanzierung des Sozialversicherungssystems herangezogen werden. Schätzungen zufolge würden bei einem Tagesgeschäft von s,2 Billionen US-$ jährlich zusätzliche Steuereinnahmen von 500 Milliarden US-$ erzielt werden.

· Die Belastung der Tobinsteuer ist für den Außenhandel relativ gering. Darüber hinaus konzentriert sich der größte Teil des Außenhandels in Europa. Die Tobinsteuer ermöglicht uns eine weitere Emanzipierung des europäischen Finanzmarktes von den USA und Japan, da sie Inlandsgeschäfte attraktiver macht als Auslandsgeschäfte. Die Voraussetzung ist, dass die Tobinsteuer einheitlich von den Teilnehmerländern der WWU eingeführt wird.

· Steuerflucht in (neue) Offshore Plätze (=Steueroasen) sind unwahrscheinlich, da die kleinen bzw. neuzubildenden Zentren im Gegensatz zu den großen Finanzzentren keinerlei Größenvorteile haben.

· Steuerflucht in neue Finanzinstrumente (derivative Geschäfte) kann verhindert werden, indem alle Devisenmarktgeschäfte umfassend besteuert werden - eventuell mit weiteren Maßnahmen, deren Wirkungen der Tobinsteuer ähneln, z.B. Einschussverpflichtungen bei Derivatgeschäften.

· Steuerflucht in Devisenschwarzmärkte wird durch ausreichende Kontrollmechanismen in Europa und deren Kosten zur Überwindung gedämpft.

· Gegner der Tobinsteuer meinen, diese führt zu einer Reduzierung der internationalen Finanzströme, und das verringert das Kapital in Europa. Doch selbst eine Einschränkung der Devisenumsätze um 50 % würde noch immer mehr Taggeld auf dem Finanzmarkt in Europa bedeuten als Mitte der 80er Jahre. D.h. Wir bekommen kein Liquiditätsproblem.

· Die ungeregelte Globalisierung der Finanzmärkte ist ein viel größeres Problem für den Freihandel als eine 0,5%ige Tobinsteuer. Wechselkursschwankungen erzeugen volkswirtschaftliche Kosten und Strukturprobleme, zu deren Bewältigung oftmals auf protektionistische Schutzmaßnahmen zurückgegriffen wird.

· Europa wird sich am Beginn der Währungsunion gegen Währungsspekulationen wehren müssen. Die Hochzinspolitik zur Abwehr von Wechselkursschwankungen ist auf Grund der Arbeitslosigkeit und der geringen Investitionsentwicklung in Europa nicht mehr populär. Eine Alternative dazu ist eine Tobinsteuer in Form einer vorerst temporären Anlagesteuer, um destabilisierende Währungsspekulationen abzuwehren. Bei guter Erfahrung mit diesem neuen Regelungsinstrument ist die Tobinsteuer zur Lenkung des neuen europäischen Finanzmarktes einzuführen.

Weitere Informationen bei http://www.attac-netzwerk.de
Tonnenkilometer

Produkt aus Transportmenge und Beförderungsentfernung, das in der Verkehrsstatistik als Maßstab der Verkehrsleistungen im Güterverkehr sowie bei der Bestimmung des besten Lagerstandorts angewandt wird.

Total Quality Management (TQM)

Das Prinzip, jedem einzelnen Mitarbeiter individuell Verantwortung zuzuweisen, also den Qualitätsgedanken auf das gesamte Unternehmen auszuweiten, und wenn möglich auch noch auf seine Zulieferer.
Die Vorgehensweise in der Praxis beschreibt die Genfer International Standardisation Organization in kiloschweren Handbüchern. Die Abkürzung ISO dient inzwischen auch als Prüfzeichen für herausragende Qualität bei Produkten und Prozessen. Wenn ein Vorstand glaubt, alles richtig zu machen, und ein hinreichend großes Budget für die Schaffung einer Qualitätsorganisation zur Verfügung stellt, kann er seinen Betrieb bei der ISO für eine Art „Qualitätsexamen“ anmelden. Die Grundannahme solcher Zertifizierungen nach den diversen ISO-Normen ist, dass man Prozesse in Firmen nach einem festen Schema organisieren und bewerten kann. 

Alles, was sich im Unternehmen bewegt, wird dokumentiert. Jeder einzelne Ablauf kommt auf den Prüfstand, denn vielleicht kann man daran ja noch etwas feilen. Beurteilt wird zuletzt aber keineswegs die Qualität des Ablaufes sondern dessen vollständige Dokumentation. Wer sich mit dem Siegel ISO 900x schmücken darf, der hat dokumentiert, dass sein Qualitätsmanagement solide Arbeit garantieren könnte. Die wird dann regelmäßig neu begutachtet („Nachauditierung“).
Transaktionskosten

Die Kosten der Vertragspartner aus dem Abschluß un der Durchführung von Geschäften, z.B. Übersetzerkosten, Anwaltskosten.

Triade

Vorstellung von der Existenz dreier, die Weltwirtschaft beherrschender und konkurrierender Wirtschaftsregionen: USA, Europa, Japan.

Trittbrettfahrer (free rider)

Eine Person, die den Nutzen eines Gutes erlangt, es jedoch vermeidet, dafür zu bezahlen.

Trockene Deposition

Ablagerung von atmosphärischen Spurenstoffen in der niederschlagsfreien Zeit. Sie erfolgt durch einen vertikalen turbulenten Transportprozess und einen Sorptions- oder Gasaustauschprozess an der Erdoberfläche. Der Stofffluss bei der trockenen Deposition kann "negativ" werden (d.h. er ist von der Erdoberfläche in die Atmosphäre gerichtet) wenn die Oberfläche emittiert.

Trust

Trust bezeichnet im deutschen Sprachgebrauch sehr große (Konzerne, während in angelsächsischen Ländern die Begriffe "Konzern" und "Trust" synonym gebraucht werden. Trusts können als Holding (Dachgesellschaft) gegründet werden oder durch Verschmelzung entstehen, wobei entweder aus den Unternehmen ein neues gebildet wird (Verschmelzung durch Neubildung) oder ein (Unternehmen die anderen integriert (Verschmelzung durch Aufnahme).

Ziel solcher Zusammenschlüsse von Unternehmungen meist der gleichen Branche ist die monopolistische Marktbeherrschung. Im Gegensatz zum Konzern verlieren die einzelnen Unternehmen beim T. meist ihre rechtliche und wirtschaftliche Selbständigkeit. Das gesamte Kapital wird auf die neue Firma übertragen. Der Vorteil der Fusion liegt u.a. in der Möglichkeit einer straffen organisatorischen und betriebswirtschaftlichen Leitung der zusammengeschlossenen (Betriebe. Unternehmenszusammenschlüsse, bei denen ein Marktanteil von mehr als 20 % erlangt wird, sind nach deutschem Recht genehmigungspflichtig durch das Bundeskartellamt in Berlin.

ubiquitäre Materialien

Materialien, die überall vorkommen, z.B. Wasser, Sand, Kies, vielfach auch Elektrizität.

Umsatz

a) Umsatzprozess - auch als Umsatz bezeichnet - ist jedes Erbringen oder jede Bewegung von Betriebsleistungen.

b) Umsatzmenge - auch als Umsatz oder (Absatz bezeichnet - ist die Menge der innerhalb einer Periode umgesetzten Betriebsleistungen.

c) Umsatzwert - auch als Umsatz oder Erlös bezeichnet - ist die mit einem Preis bewertete Umsatzmenge.

Umwelt-Audit

Syn. Öko-Audit, eine Art ökologisches Reifezeugnis, das sich Unternehmen nach einer EU-Verordnung für ihre einzelnen (Betriebe bei festgestellter Verordnungskonformität ausstellen lassen können. Ziel ist die Verbesserung des (lichen Umweltschutzes auf freiwilliger Basis. Die Vergäbe eines entsprechenden Zertifikats erfolgt nach der Prüfung durch einen amtlich zugelassenen Umweltgutachter. 

Die Vorteile des Umwelt-Audits:

· geringere Kosten (Energie- und Ressourceneinsparung, Abfallvermeidung)

· positives Image

· geringere zivil- und strafrechtliche Haftungsrisiken mit der Folge geringerer Versicherungsprämien

· Entlastung von bestimmten Berichtspflichten gegenüber Behörden

· Werbemöglichkeit

Umweltbericht

Berichte einzelner Firmen zu internen, umweltrelevanten Bereichen, z.B. Abwasserbelastung, Reststoff- und

Abfallmengen, Kontrolleinrichtungen, Zahl der Mitarbeiter im Umweltschutz, Vermeidungsmaßnahmen,

Substitutionen (z.B. Wasserlacke statt lösemittelhaltiger Lacke)

Umweltbetriebsprüfung

Instrument zur Überprüfung der Funktionsfähigkeit des Umweltmanagementsystems in Zusammenhang mit der EG-Öko-Audit-Verordnung EMAS. Sie muss regelmäßig, mindestens aber alle 3 Jahre durchgeführt werden.
Umwelterklärung

Von dem Unternehmen für die Öffentlichkeit gemäß der EU-Verordnung (EMAS abgegebener Bericht mit einer zusammenfassenden Beschreibung und Beurteilung aller für den Betriebsstandort relevanten Umweltaspekte.
Umweltzertifikate, handelbare

Vom Staat legalisierte Verschmutzungsrechte, die von einer Unternehmung auf eine andere übertragbar sind.

Uneinigkeit (von Ökonomen)

"Wenn man alle Ökonomen aneinanderlegen würde, käme man zu keiner Schlußfolgerung."

George Bernard Shaw

"Wenn man das Spiel Trivial Pursuit für Ökonomen gemacht hätte, gäbe es 100 Fragen und 3.000 Antworten."

Ronald Reagan

Drei allgemeine Begründungen für die Uneinigkeit von Ökonomen:

· Ökonomen können über die empirische Gültigkeit alternativer positiver Theorien über das Funktionieren der Wirtschaftswelt uneins sein.

· Ökonomen können unterschiedliche Werte und deshalb unterschiedliche Wertvortsllungen darüber haben, was die Politik durchführen sollte.

· Ökonomen mögen in Wahrheit übereinstimmen, doch der Rat von Scharlatanen und Sonderlingen vernebelt den Konsens.


Zehn Aussagen, denen die meisten Ökonomen zustimmen und die Prozentsätze der Zustimmung:

	1. 
	Eine Deckelung der Mietpreise mindert Quantität und Qualität des Wohnungsangebots. 
	93 %

	2. 
	Zölle und Importquoten reduzieren den allgemeinen ökonomischen Wohlstand. 
	93 %

	3. 
	Flexible und frei bewegliche Wechselkurse stellen eine wirksame Regelung der internationalen Finanzströme dar. 
	90 %

	4. 
	Fiskalpolitik (d.h. Steurung und/oder Staatsausgabensteigerung) hat in der unterbeschäftigten Volkswirtschaft eine signifikante stimulierende Wirkung. 
	90 %

	5. 
	Wenn der Staatshaushalt ausgeglichen wird, so sollte dies über einen Konjunkturzyklus hinweg und nicht für jedes einzelne Jahr angestrebt werden. 
	85 %

	6. 
	Geldzahlungen steigern die Wohlfahrt der Empfänger mehr als finanziell äquivalente naturale Übertragungen. 
	84 %

	7. 
	Ein großes Defizit des Staatshaushaltes hat eine dämpfende Wirkung auf die Volkswirtschaft. 
	83 %

	8. 
	Mindestlöhne erhöhen die Arbeitslosigkeit der jugendlichen und unqualifizierten Arbeitskräfte. 
	79 %

	9. 
	Die Regierung sollte die Sozialhilfen nach Grundsätzen einer negativen Einkommensteuer umgestalten. 
	79 %

	10. 
	Steuern und marktfähige Emissionszertifikate bilden einen besseren Ansatz für die Beschränkung von Emissionen als die festlegung von Schadstoffobergrenzen. 
	78 %


Richard M. Alston et al. (1992): Is there consensus among economists in the 1990s?

unfreundliche/feindliche Unternehmensübernahme

Eine u.U. (unfriendly takeover, hostile t.) läuft nach folgendem Muster ab: Ein Unternehmen A oder ein Spekulant kauft ein Unternehmen B, obwohl sich dessen Management so gut es kann dagegen wehrt, ganz oder zur Mehrheit auf, indem es/er den Aktionären öffentlich ein Angebot macht, ihre Anteile zu einem festen Preis, der über dem aktuellen Börsenkurs liegt zu übernehmen. Der Aufkäufer kalkuliert dabei, dass die (Aktien des attackierten Unternehmens, gemessen an seinem inneren Wert, an der (Börse unterbewertet sind. Die Spekulanten kaufen die Aktien i.d.R. überwiegend mit fremdem (Geld, zu dem ihnen Banken verhelfen. Sie müssen deshalb nach geglückter Übernahme möglichst rasch einen Teil ihrer Beute, nämlich die Perlen des Unternehmens wieder verkaufen, um ihre Bankschulden zu bezahlen. Was ihnen bleibt, kann ein neues (aber auch ein verlorenes) Vermögen sein, weshalb sie die feinsinnige Berufsbezeichnung 'raider', zu deutsch: 'Plünderer' 'Raubritter', tragen. Geldstrotzende Konzerne, die ein Unternehmen unfreundlich übernehmen, weil sie ihre Marktmacht vergrößern wollen, stoßen dagegen nur die unpassenden Raubstücke wieder ab und lassen sich dafür meist auch mehr Zeit. Attacken auf ein Unternehmen weiten sich nicht selten zu regelrechten Börsenschlachten aus. In den USA wurde Hoffmann-LaRoche, das 1988 mit einem u.U. für rd. 4,7 Mrd $ die Pharma-Gruppe Sterling Drug kaufen wollte, nach großem Getümmel schließlich durch Eastman Kodak besiegt. Dieses Unternehmen zahlte 5,1 Mrd.

In Deutschland sind unfreundliche Barübernahme-Angebote nicht üblich, wiewohl es dazu keine explizite gesetzliche Regelung gibt. Allerdings bieten das Aktiengesetz und das Mitbestimmungsrecht gewisse Schutzfunktionen. Fusionen und Firmenübernahmen werden fast immer mittels Banken, entweder in der Rolle des Hauptakteurs oder des Vermittlers, und so gut wie stets "freundschaftlich" ausgehandelt. Öffentliche Angebote beschränken sich hierzulande auf Abfindungsangebote an freie Aktionäre, wenn ein neuer Großaktionär ihre Gesellschaft mit einem Beherrschungsvertrag ‑ wie z.B. Daimler‑Benz es mit der AEG getan hat ‑ an sich bindet. Al sinterne Schutzmaßnahme gegen unerwünschte Aufkäufer ließen deutsche AG durch ihre Aktionärsversammlungen Höchststimmrechte einführen. Es bewegt sich für den einzelnen Aktionär auf 5-20% vom Grundkapital. Eine verborgene Abwehrmaßnahme ist es, Pakete eigener (Aktien bei befreundeten Unternehmen zu "parken".

Unternehmen

1. Eine rechtlich selbständige Wirtschaftseinheit.

2. Spezieller Betriebstyp, der

· durch einen Gründungsakt gebildet wurde,

· mit Kapital ausgestattet ist,

· überwiegend produktive Aufgaben erfüllt,

· überwiegend der Fremdbedarfsdeckung dient und

· die Leistungen i.d.R. gegen individuell zu zahlende Entgelte (Preise) abgibt.

Unternehmer

Jede natürliche oder juristische Person oder rechtsfähige Personengesellschaft (nicht nur Kaufleute), die in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt (§ 14 BGB).

Urproduktion

Zur Urproduktion zählen alle (Betriebe, die zur Herstellung ihrer Erzeugnisse auf die von der Natur gebotenen Grundstoffe unmittelbar zurückgreifen. Es handelt sich dabei insbesondere um Betriebe zur Gewinnung von Grund und Rohstoffen (z.B. Abbau von Kohle und Erzen im Berg- und Tagebau, Produktion von Holz in der Forstwirtschaft) sowie um die Erzeugung von Nahrungsmitteln vor allem durch die Landwirtschaft und die Fischerei.

Ursachen-Wirkungs-Diagramm (Ishikawa-Diagramm)

Mit dieser Darstellung werden systematisch Fehler in Betriebsabläufen gesucht. Man betrachtet dabei die 5 M: Mensch, Maschine, Material, Methode und Milieu (Umgebung).

verarbeitende Industrie

Diejenige Industrie, die im Gegensatz zur stoffgewinnenden und stoffbearbeitenden Industrie Grundstoffe, Rohmaterialien und Zwischenprodukte umwandelt bzw. veredelt. Die V.l. umfaßt i.d.R. (Betriebe, die Güter aus vorgeschalteten Produktionsstufen beziehen und diese zu Teil- oder Endprodukten verarbeiten. Wichtige Beispiele sind u.a. die metallverarbeitende und die holzverarbeitende Industrie.

Verbindlichkeiten

Die in Höhe und Fälligkeit feststehenden Schulden eines (Unternehmens oder einer Person. Dazu gehören vor allem Zahlungsverpflichtungen, die sich aus Warenlieferungen und Leistungen ergeben, Anleihen, Verbindlichkeiten gegenüber Banken sowie Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. Ebenso zählen Anzahlungen von Kunden, bezahlte, aber noch nicht gelieferte Leistungen, Beteiligungen und Tantiemen zu den Verbindlichkeiten, die der Schuldner zu einem späteren Zeitpunkt erfüllen muss. So genannte Eventualverbindlichkeiten sind beispielsweise Haftungsverhältnisse, Bürgschaften und Gewährleistungen, aus denen sich Zahlungsverpflichtungen ergeben könnten.

Verbraucher

Nach dem (BGB jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, der nicht zu ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit gehört.

Verbundwirtschaft

Zusammenschluß mehrerer (Betriebe in der Form einer horizontalen, vertikalen oder diagonalen Integration. Dabei kann die wirtschaftliche Selbständigkeit der einzelnen Betriebe verloren gehen (Konzern, Trust). In der Energiewirtschaft ist der Verbund demgegenüber nur organisatorisch bzw. ist auf die Infrastruktur (Hochspannungsleitungen) bezogen; die Betriebe bleiben meist selbständig. Ganz allgemein ist häufig Zweck des Verbundes die Nutzung der durch die Zusammenarbeit entstehenden Rationalisierungseffekte. Außer im Energiesektor ist V. vor allem in der Kohle- und Stahlindustrie anzutreffen.

Vergleich

Im kaufmännisch-wirtschaftlichen Bereich ist der V. ein Vertrag zwischen einem in Zahlungsschwierigkeiten geratenen Schuldner und seinen Gläubigem, bei dem die Gläubiger auf einen Teil ihrer Forderungen verzichten, um den Fortbestand des Unternehmens zu ermöglichen und den Konkurs abzuwenden.

verlängerte Werkbänke

V.W. sind meist einstufige, wirtschaftlich unselbständige Produktionsbetriebe mit geringen Anforderungen an Arbeitskräfte und mit hoher Konjunkturanfälligkeit. Sie werden auch als "Rucksackbetriebe" bezeichnet, da sie bei geringen (Investitionen in einer Rezession leicht wieder aufgegeben werden können (z.B. in der Bekleidungsindustrie). Ihnen fehlen i.d.R. Entscheidungs- und Planungskompetenzen, Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen. Es sind darunter kostenempfindliche (Betriebe mit standardisierter Massenproduktion auf eingeführten Märkten.

Versicherungsbörsen 

Handelsobjekte dieser auch Dienstleistungsbörsen genannten Märkte sind sehr individuell gestaltete und risikoreiche Versicherungsverträge vor allem im Transportversicherungsgeschäft, zu deren Finanzierung es häufig mehrere Vertragspartner bedarf. Die Hamburger Versicherungsbörse wickelt neben Rotterdam und London die meisten derartigen Geschäfte ab. Der Versicherungsmarkt Lloyd’s of London schlitterte Ende der achtziger Jahre des 20. Jahrhunderts in die Krise, was etliche seiner Anleger ihr gesamtes Vermögen kostete. Schadensersatzprozesse sind immer noch anhängig.

Verursacherprinzip

Das Verursacherprinzip strebt an, die Kosten zur Vermeidung, zur Beseitigung oder zum Ausgleich von Umweltbelastungen dem „Verursacher“ zuzurechnen. Auf diese Weise soll eine volkswirtschaftlich sinnvolle und schonende Nutzung der Naturgüter erreicht werden. Alle umweltpolitischen Maßnahmen (Instrumente), die sich an diesem Prinzip orientieren, haben die Aufgabe, Umweltschäden als „externe Kosten“ bzw. „soziale Zusatzkosten“ von Produktion und Konsum in möglichst großem Maße in die Wirtschaftsrechnung der Umweltbeeinträchtiger einzubeziehen, d. h. diese Kosten zu „internalisieren“.

virtuelle Organisation

Eine virtuelle Organisation umfasst zwei oder mehr Mitarbeiter und/oder Führungskräfte, die auf einer rein logischen Ebene zusammenarbeiten. Dokumentiert wird ihre Zusammengehörigkeit beispielsweise im Organigramm des Unternehmens oder auf dem Flipchart in Meetingraum 12. Diese Menschen haben – so die Theorie – ein gemeinsames Ziel und wissen, dass sie miteinander daran zu arbeiten haben.

Hier enden aber auch schon die Gemeinsamkeiten. Sie müssen weder im selben Gebäude beieinander sitzen noch zur selben Zeit erreichbar sein. Sie können sogar durchaus auf unterschiedlichen Kontinenten, vom heimischen Büro aus oder im Flugzeug arbeiten. Sie müssen sich noch nicht einmal persönlich kennen! Wozu denn sonst wären wohl die Webcam, Lotus Notes und der Cyberspace erfunden worden?

Virtuelles Unternehmen

Ein virtuelles Unternehmen entsteht dadurch, dass verschiedene Unternehmen zu einer einzigen elektronischen Wirt​schaftseinheit unter Beibehaltung ihrer wirtschaftlichen und rechtlichen Selbständigkeit verschmolzen werden. – Ursa​che dieser Entwicklung ist die Verkürzung der technologischen Innovationszyklen und der Produktlebenszyklen sowie die Spezialisierung der Märkte, die die Nachteile vertikal stark integrierter Großkonzerne offensichtlich werden lassen. Die Grenzen der Unternehmen, die in der Vergangenheit durch eine einheitliche hierarchische Führung, durch die rechtliche Verfügungsgewalt und durch die Bindung der Produktionsfaktoren an bestimmte Lokationen gegeben wa​ren, lösen sich auf. 

Kleine anpassungsfähige Einheiten als Bestandteile überbetrieblicher Kooperationen werden zukünftig die (Bedürf​nisse der Kunden, Lieferanten und Mitarbeiter abdecken. Gleichzeitig kann damit die Produktvielfalt erhöht, der Kun​denservice verbessert und die Produktivität gesteigert werden. Die überbetrieblichen Kooperationen entwickeln sich zu weltumspannenden Produktions- und Dienstleistungsnetzwerken, die sich über alle betrieblichen Funktionen von der (Beschaffung über die Fertigung bis zum (Absatz erstrecken. 

Die Informations- und Güterströme des virtuellen Unternehmens müssen integrativ geplant und gesteuert werden. Jede Schnittstelle zwischen den beteiligten Partnern muss abgestimmt und optimiert werden. Dabei kommt der Infor​mations- und Kommunikationstechnologie entscheidende Bedeutung für die Umsetzung dieser neuen Strukturen und Prozesse zu.

Volkseinkommen

Die Summe aller Einkommen aus (Arbeit und Vermögen, die inländischen Personen und (Unternehmen (Wirt​schaftssubjekten) in einer Volkswirtschaft innerhalb eines Jahres (oder einer anderen Rechnungsperiode) zufließen. Dazu zählen Löhne, Gehälter, Mieten, Pachten sowie Zinsen und Gewinne. Das sind die Einkommen aus den( Pro​duktionsfaktoren Arbeit, (Boden und Kapital.

Das Volkseinkommen ist identisch mit dem Nettosozialprodukt zu (Faktorkosten. Man erhält es, indem man vom (Bruttosozialprodukt die (Abschreibungen und die Differenz aus indirekten Steuern sowie Subventionen abzieht.

Volkswirtschaftslehre (Nationalökonomie)

Sozialwissenschaft, neben der (Betriebswirtschaftslehre ein Teilgebiet der (Wirtschaftswissenschaften. Im deutschen Sprachraum wird die Volkswirtschaftslehre üblicherweise unterteilt in Wirtschaftstheorie, Wirtschaftspolitik, Finanzwis​senschaft und Wirtschaftsgeschichte.

Vereinfacht ausgedrückt handelt die Volkswirtschaftslehre von der Zuteilung (knapper Ressourcen.

Die Wirtschaftstheorie ist das Kerngebiet der Volkswirtschaftslehre. Sie hat die Aufgabe, die wirtschaftlichen Zusam​menhänge zu erklären und vorherzusagen. In der Regel macht sie Kausalaussagen, d.h., sie stellt Bezüge zwischen Ursache und Wirkung her, z.B.: „Wenn die Geldmenge ständig vermehrt wird, steigt das Preisniveau.” Die Wirt​schaftstheorie erklärt das Wirtschaftsgeschehen aus dem Verhalten der einzelnen Wirtschaftssubjekte (Haushalte, Unternehmen, Staat, Ausland) und deren Handlungsrahmen (Wirtschaftsordnung, -system). Sie legt ihren Analysen Hypothesen über das Verhalten der Wirtschaftssubjekte zugrunde. Sie geht beispielsweise davon aus, dass der Mensch nach dem Wirtschaftsprinzip handelt (Nutzenmaximierung der privaten Haushalte, Gewinnmaximierung der Unternehmen u.a.). Viele Hypothesen sind als mathematische Gleichungen formuliert. Aus den einzelnen Verhaltens​hypothesen und dem jeweils angenommenen Handlungsrahmen entstehen Denkmodelle (gedankliche Hilfskonstrukti​onen), z.B. das Modell des vollkommenen Wettbewerbs.

Die Wirtschaftstheorie unterteilt sich in die Hauptgebiete Mikroökonomik und Makroökonomik. Die Mikroökonomik untersucht das Verhalten einzelner Personen, Haushalte und Unternehmen.

Die Makroökonomik analysiert gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge auf der Basis von Aggregatgrößen, z.B. die Nachfrage aller Haushalte nach Konsumgütern. Sie erhält die Aggregatgrößen, indem sie die einzelnen Entschei​dungseinheiten zusammenfasst: die Haushalte zum Sektor Haushalt, die Unternehmen zum Unternehmenssektor usw. Die Makroökonomik geht auf John Maynard Keynes zurück.

volkswirtschaftliche Regeln

Grundlegende Ideen, auf denen nach Mankiw die (Volkswirtschaftslehre beruht:

1. Alle Menschen stehen vor abzuwägenden Alternativen.

2. Die Kosten eines Gutes bestehen in dem, was man für den Erwerb eines Gutes aufgibt.

3. Rational entscheidende Leute denken in Grenzbegriffen.

4. Die Menschen reagieren auf Anreize.

5. Durch Handel kann es jedem besser gehen.

6. Märkte sind gewöhnlich gut für die Organisation des Wirtschaftslebens.

7. Regierungen können manchmal die Marktergebnisse verbessern.

8. Der Lebensstandard eines Landes hängt von der Fähigkeit ab, Waren und Dienstleistungen herzustellen.

9. Die Preise steigen, wenn zuviel (Geld in Umlauf gesetzt wird.

10. Die Gesellschaft hat kurzfristig zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit zu wählen.

Vorsorgeprinzip

Das Vorsorgeprinzip besagt, dass umweltpolitische und sonstige staatliche Maßnahmen so getroffen werden sollen, dass von vornherein möglichst sämtliche Umweltgefahren vermieden und damit die (für die Existenz der Menschen vorsorgend) Naturgrundlagen geschützt und schonend in Anspruch genommen werden. AGENDA 21 ist das rechtlich nicht-bindende Aktionsprogramm für eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung, das 1992 auf der Konferenz der Vereinten Nationen zu Umwelt und Entwicklung beschlossen wurde. Die AGENDA 21 umfasst 40 Kapitel, in denen Einzelmaßnahmen zu sektoralen Themen (etwa Kapitel 18 zum Süßwasserschutz) oder zu übersektoralen Themen (etwa zu „Finanzen“, „Jugend“ oder „Institutionen“) in politisch verbindlicher Sprache empfohlen werden.

Weltbank

(Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung

Warenbörsen

Die einfachste Form sind die Produktenbörsen, die mit Waren von begrenzter Marktfähigkeit handeln und meist regionalen Charakter haben, eine Form, die bereits seit der Antike existiert. Handelsobjekte sind z. B. Getreide oder Futtermittel, die im Rahmen eines Effektivgeschäfts ausgetauscht werden, d. h., die Abschlüsse über real vorhandene Waren müssen auch tatsächlich erfüllt werden. Demgegenüber werden an den Warenterminbörsen Kontrakte über Zucker oder Schweinehälften abgeschlossen, die erst zu einem bestimmten Termin oder im Fall eines gleichzeitigen Gegengeschäfts gar nicht erfüllt werden müssen. Ihre hauptsächliche Bedeutung haben die Warenterminbörsen heute zur Abwicklung von Arbitrage- oder Hedginggeschäften, d. h. Gegengeschäften, die andere spekulative Engagements absichern sollen. Gegen den Warenterminhandel ergingen immer wieder Verbote und Einschränkungen, wegen der Gefahren des spekulativen Leerverkaufs (Verkauf von Waren, ohne sie zu besitzen). Im Börsengesetz von 1896 wurde z. B. der Terminhandel in Getreide und Mühlenerzeugnissen verboten.

Aufgrund starker Preisschwankungen unterliegt der Warenterminhandel starken Spekulationseinflüssen. 99 Prozent der Geschäfte liegen keine tatsächlichen Lieferungen zugrunde, da die Positionen meist vorzeitig wieder aufgelöst werden. Üblicherweise werden nur 5 bis 10 Prozent des Kontraktwertes bei Vertragsabschluss fällig, im Verlustfall muss allerdings (Geld nachgeschossen werden.

Die wichtigsten Börsenplätze sind Chicago, New York und London. In Deutschland wurde 1998 in Hannover eine große Warenterminbörse gegründet, deren Aufschwung mit der erneuten BSE-Krise Ende 2000 begann. Gegenüber dem Vorjahresmonat stieg die Zahl der Kontrakte im Januar 2001 um 40 Prozent; der Renner ist der so genannte „Schweinefuture”, der zur Absicherung (Hedging) gegen Marktpreisverluste dient.

Welthandel

Gesamtheit der Güter-, Dienstleistungs- und Finanztransfers zwischen den Staaten der Erde. Statistisch gesehen umfasst der Welthandel die Summe aller (Ex- und (Importe aller Länder in einer bestimmten Zeitperiode, meist innerhalb eines Jahres. Gängig sind Gliederungen des Welthandels nach Regionen, nach Ländergruppen entsprechend ihres „Entwicklungsstandes” (Industrie- und Entwicklungsländer) sowie nach Warengruppen.

Der grenzüberschreitende Handel nimmt mit der Industrialisierung in dem Maße zu, wie sich die sektorale Arbeitsteilung ausdifferenziert. Ausgelöst durch die Ausweitung und die räumliche Verlagerung der Produktion, die ihren Ausdruck in der internationalen Arbeitsteilung findet, resultiert die Vernetzung bestehender bzw. die Erschließung neuer Märkte. Förderlich wirkt sich dabei das neoliberale Konzept aus. Es wird durch die multi- und bilateralen Zoll- und Handelsabkommen im (GATT und (WTO gestützt.

Liberalisierung des Welthandels

Nach der Theorie des Wirtschaftsliberalismus führt der Welthandel zu gesteigertem Wohlstand für alle, und zwar durch eine vorteilhafte Arbeitsteilung: Gemäß dem Prinzip der komparativen Kosten von David Ricardo kann ein Land auch vom Außenhandel profitieren, wenn es alle Güter zu geringeren Kosten als andere Länder herstellen kann. Es spezialisiert sich auf die Produktion jenes Gutes, bei dem es den größten Kostenvorteil hat, und überlässt die Herstellung jener Güter, bei denen es einen geringeren Kostenvorteil hat, anderen Ländern. Das Prinzip der komparativen Kosten erklärt, warum ein Land Güter importiert, die es selbst im Lande zu absolut geringeren Kosten herstellen kann. Die Theorie der komparativen Kosten lässt sich auch auf die Arbeitsteilung innerhalb einer Volkswirtschaft vorteilhaft anwenden.

Handelsorganisationen und -gespräche

Nach dem 2. Weltkrieg wurden internationale Organisationen zur Förderung des Welthandels gegründet, z. B. das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (GATT). Ab 1947 organisierte GATT eine Reihe von multilateralen Gesprächsrunden über den Handel, die ihren Höhepunkt in der Uruguay-Runde hatten; sie endete 1994. Dabei wurde GATT als Welthandelsorgan durch die Welthandelsorganisation (World Trade Organisation, WTO) abgelöst. Man erwartet dadurch eine Steigerung des Welthandels um bis zu einem Viertel bis zum 21. Jahrhundert.

Handelsgemeinschaften und Zollunionen

Verschiedene Handelsgemeinschaften sind gegründet worden, um den Handel zwischen Ländern zu fördern, die gemeinsame wirtschaftliche und politische Interessen haben oder regional zusammengehören. Innerhalb dieser Handelsgruppen gelten Präferenzzölle, die Mitgliedsstaaten gegenüber Nichtmitgliedern begünstigen. Ein frühes Beispiel für eine Handelsgemeinschaft ist der Commonwealth of Nations. Er wurde 1932 gemäß den Vorschriften der Ottawa-Vereinbarung gegründet, die es gestatteten, Präferenzzölle für Mitglieder des Commonwealth zu erheben.

Eine als Benelux bekannte Zollunion, besteht seit 1948 und umfasst Belgien, die Niederlande und Luxemburg. Unter den drei Mitgliedern wurden Handelszölle abgeschafft, auf Importe von Nichtmitgliedsstaaten wurden Einheitszölle erhoben. 1951 gründeten Frankreich, Italien, die (alte) Bundesrepublik Deutschland und die Beneluxstaaten die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Montanunion). 1957 errichteten diese sechs Länder die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), die heutige Europäische Union. Ihr Ziel war der Abbau der Zollschranken zwischen den Mitgliedsländern. Die EWG wurde nach ihrer Gründung um andere Nationen erweitert. Realsozialistisches Gegenstück zu dieser Gruppe war der Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (COMECON). Er wurde 1949 gegründet und 1991 als Folge der politischen und wirtschaftlichen Veränderungen in der kommunistischen Welt aufgelöst.

Viele Wirtschaftswissenschaftler sehen die Entwicklung von drei Haupthandelsblöcken in der entwickelten Welt voraus – die Europäische Union, die Mitglieder der Nordamerikanischen Freihandelszone (North American Free Trade Agreement, NAFTA) und einen pazifisch-asiatischen Block. Innerhalb jedes Blockes gibt es keine Handelsbeschränkungen, aber es werden schwierige Verhandlungen nötig sein, um die Handelsschranken zwischen den Handelsblöcken aufzuheben.

Volumen des Welthandels

1995 lag das Gesamtvolumen des Welthandels (Exporte und Importe) bei schätzungsweise fünf Billionen US-Dollar. Zwischen 1976 und 1985 verdoppelte sich der Welthandel fast. Im Zeitraum zwischen 1965 und 1985 stieg er sogar um fast das Zehnfache. In den Öl exportierenden Schwellenländern wuchs der Handel zwischen 1976 und 1982 explosionsartig an. Darüber hinaus stieg der Welthandel in den achtziger Jahren, ausgelöst durch die wirtschaftliche Erholung der Hauptindustrienationen. Nach einer Flaute zu Beginn der achtziger Jahre, die durch eine Rezession in Europa und Japan entstand, begann der Handel Mitte der neunziger Jahre erneut zu wachsen.

1973 wurden flexible Wechselkurse eingeführt, die frühere Abkommen ersetzten, bei denen der Wertzuwachs einer Währung im Verhältnis zu einer anderen begrenzt gewesen war (siehe Konvertibilität; Bretton Woods). Daraus ergaben sich Schwankungen in den Wechselkursen. Dies verstärkte in den siebziger und frühen achtziger Jahren die Preiskonkurrenz zwischen den Handelspartnern. Versuche, dies in den Griff zu bekommen, z. B. durch den europäischen Wechselkursmechanismus, hatten keinen Erfolg. Kurzfristig werden die Exporte einer Nation nach der Abwertung ihrer Währung billiger, während gleichzeitig die Importe teurer zu sein scheinen. Es ist immer noch schwierig, die langfristigen Auswirkungen vorherzusagen, die Währungsschwankungen auf den Strom des internationalen Handels haben werden, doch gibt es Anzeichen dafür, dass Staaten weltweit zu einer straffen Währungspolitik gezwungen werden, um die Inflation einzudämmen und die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Währungen zu erhalten.

Weltwirtschaft

Sämtliche internationalen wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den auf den internationalen Geld-, Kapital- und Warenmärkten operierenden Volkswirtschaften. Die Wirtschaft eines jeden Landes ist heute eingespannt in das Netzwerk der globalen Wirtschaft. Internationale Verbindungen zwischen den Volkswirtschaften bestehen schon seit vielen Jahrhunderten. Doch hat die Vernetzung der Wirtschaft in unserem Jahrhundert ein beispielloses Niveau erreicht (Globalisierung der Volkswirtschaft). Produktion, Konsumtion, Distribution, Investitionen und Finanzen etc. werden heute in einem weltumspannenden Netzwerk organisiert. Das bedeutet für die nationalen Institutionen, dass sie viel weniger Einfluss auf die Wirtschaftsvorgänge haben, als man gemeinhin annimmt. Die Regierungen einzelner Staaten verfügen nur über einen verhältnismäßig geringen Spielraum, etwa mit Hilfe der Geldpolitik oder der Steuerpolitik, das Beschäftigungsniveau aktiv zu beeinflussen oder die Zahlungsbilanz auszugleichen. Stattdessen müssen sie mit anderen Regierungen zusammenarbeiten, beziehungsweise Länder mit schwacher Wirtschaft müssen sich den weltwirtschaftlichen Gegebenheiten unterordnen. Bestenfalls globale Institutionen, wie der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (Weltbank) können in begrenztem Umfang noch Einfluss auf die Entwicklung der Weltwirtschaft nehmen. An die Stelle nationaler Unternehmen treten zunehmend multinationale Konzerne. Das nationale Bankgewerbe wird ebenfalls von multinationalen Finanzhäusern beherrscht, die an den internationalen Finanzmärkten tätig sind. Das System von Abkommen, Vorschriften und Gesetzen, das die ökonomischen Abläufe im internationalen Wirtschaftsverkehr regelt, bezeichnet man als Weltwirtschaftsordnung. Diese teilt sich wiederum in die Welthandelsordnung und die Weltwährungsordnung auf. 

Handel

Die historischen Essays in Encarta Enzyklopädie geben Kenntnisse und Einschätzungen führender Historiker wieder. Peter N. Stearns von der Carnegie Mellon University untersucht in diesem Beitrag die weltweite Industrialisierung seit ihrem Beginn im England des 18. Jahrhunderts. Er vergleicht verschiedene industrielle Revolutionen in der Welt miteinander, um die Industrialisierung besser zu verstehen und ihre Auswirkungen auf regionale Volkswirtschaften und das tägliche Leben zu beurteilen. 

Der Handel eines Landes wird gemessen an Einfuhren und Ausfuhren von Gütern und Dienstleistungen. Dass die Südfrüchte, die wir essen, aus Südamerika oder Afrika kommen, die Videokassette aus den Vereinigten Staaten oder das Auto aus Japan, ist für uns heute selbstverständlich geworden. Doch das war nicht immer so. Warenhandel zwischen den Völkern gab es zwar bereits in der Antike, doch die moderne Außenwirtschaft begann erst im späten 18. Jahrhundert. Vor allem die industrielle Revolution, die zu dieser Zeit von England aus ihren Siegeszug über den europäischen Kontinent ansetzte, ermöglichte das Anwachsen des internationalen Handels sowie ein Wachstum der Weltproduktion und des Einkommens. Dies führte zu der weit verbreiteten Ansicht, der internationale Handel sei der „Motor des Wirtschaftswachstums”. England, das über die größte Handelsflotte und die bedeutendste (Börse der Welt verfügte, stieg im 19. Jahrhundert zur bedeutendsten Kolonialmacht auf. Die Ausweitung der Industrialisierung und des Welthandels sorgte innerhalb der einzelnen Volkswirtschaften nicht allein zu ständigem Wachstum. Im Auf und Ab der modernen Konjunkturzyklen führte ein starker Strukturwandel des Öfteren zu konjunkturell bedingten Depressionen. In der ganzen kapitalistischen Welt sanken beispielsweise Produktionsausstoß und Einkommen während der großen Weltwirtschaftskrise zu Beginn der dreißiger Jahre im Rahmen eines Zusammenbruchs des internationalen Handels rapide. Nach dem Ende des 2. Weltkrieges 1945 erlebten die Staaten Europas, Nordamerikas und einiger asiatischer Länder ein äußerst schnelles Wirtschaftswachstum, das von hohen Wachstumsraten im internationalen Handel begleitet war. Tatsächlich ist der Handel schneller gewachsen als der Produktionsausstoß, besonders seit 1983, so dass der Anteil der Güter und Dienstleistungen, die exportiert werden, in den einzelnen Ländern stetig zunahm. Grund für diese Entwicklung nach dem 2. Weltkrieg war eine erneute Liberalisierung des Welthandels. Schon 1947 unterzeichneten 23 Staaten das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (General Agreement on Tariffs and Trade; GATT). Im Rahmen dieses Abkommens beteiligten sich Länder an Verhandlungen zum Abbau von Zollschranken und anderen Handelshemmnissen. Die Verhandlungsrunde, die 1986 begann, die so genannte Uruguay-Runde, wurde 1993 abgeschlossen. Die Vereinbarungen traten 1995 in Kraft. Beschlossen wurde u. a. die Schaffung der Welthandelsorganisation (WTO), die die Regeln des Welthandels überwachen soll. Im Anschluss an die Verabschiedung dieser neuen Ordnung stieg der Welthandel 1994 um zwölf Prozent. Innerhalb der Europäischen Union (EU) besteht bereits seit 1977 eine uneingeschränkte Zolltarifunion.

Ein grundlegendes Merkmal des Welthandels ist, dass sich Länder auf die Herstellung unterschiedlicher Güter und Dienstleistungen spezialisieren. Sie exportieren jene Güter, auf welche sie sich spezialisiert haben und importieren, was andere Länder besser und günstiger herstellen können. Die Freihandelsidee, welche die Grundvoraussetzung für den internationalen Austausch von Gütern und Dienstleistungen bildet, nahm ebenfalls im 18. Jahrhundert in England ihren Ausgang. Zu den berühmtesten Vertretern des klassischen Wirtschaftsliberalismus zählen Adam Smith, John Stuart Mill und David Ricardo. Als Erklärung für die Notwendigkeit und Vorteilhaftigkeit eines internationalen Handels dient die Theorie der komparativen Kostenunterschiede, die erstmals David Ricardo formulierte. Sie besagt, dass internationale Arbeitsteilung ökonomisch vorteilhaft ist, wenn zwischen zwei Ländern Kostenunterschiede bestehen – selbst dann, wenn eines der Länder alle Produkte billiger erzeugen kann. Grund dafür ist, dass Länder sich auf die Herstellung solcher Güter und Dienstleistungen spezialisieren, bei denen ihre komperativen Kostenvorteile am größten sind. Die Gründe dafür, warum Güter von Land zu Land zu unterschiedlichen Kosten hergestellt werden können, sind zum einen die unterschiedlichen Preise, die für die Bereitstellung der Produktionsfaktoren (d. h. variierende Löhne, Zinsen, Mieten etc.) gezahlt werden müssen, zum anderen die differierende Qualität der (Produktionsfaktoren (Boden (z. B. Bodenschätze), Arbeit (z. B. Bildungs- und Ausbildungsniveau) und Kapital (z. B. Betriebsausstattung, technische Innovation). Bei der Theorie des komparativen Kostenvorteils wird argumentiert, dass Länder im Allgemeinen durch Spezialisierung und Handel ihre Position auf dem internationalen Markt verbessern.

Die Dynamik des Handels ist ein wichtiges Element des Wirtschaftswachstums; die neue Wachstumstheorie der achtziger Jahre, betont die Bedeutung industrieller Innovation für das Wachstum und zeigt, wie deren Auswirkungen durch den internationalen Handel noch vergrößert werden können.

Bemerkenswert ist die Entwicklung der Volkswirtschaften Ost- und Südostasiens, die seit den siebziger Jahren ein enormes Exportwachstum für Fertigprodukte aufweisen. Das Exportvolumen Japans und der neuen industrialisierten Länder im asiatisch-pazifischen Raum belief sich 1992 auf rund 13 Prozent des Welthandelsvolumens, womit sich der Anteil dieser Staaten seit 1980 fast verdoppelt hat. Die vier kleinen Tiger (Taiwan, Südkorea, Singapur und Hongkong) sowie die aufstrebenden Volkswirtschaften Chinas, Thailands, Malaysias und Vietnams werden oft als die in Zukunft entscheidenden Schauplätze der Weltwirtschaft gesehen.

Der Freihandel und die internationale Arbeitsteilung, wie sie heute herrschen, bergen jedoch auch Risiken. So kann beispielsweise die Spezialisierung auf bestimmte Güter, die Sicherheit der Versorgung und damit die Autarkie eines Landes gefährden (ein beliebtes politisches Argument zur Rechtfertigung von protektionistischen Maßnahmen). Außerdem nimmt mit wachsender Spezialisierung auf bestimmte Güter– so z. B. in vielen Ländern der 3. Welt– die Abhängigkeit von den Weltmarktpreisen zu. Die Gefährdung von Arbeitsplätzen in Industrieländern wie der Bundesrepublik Deutschland, die – im Gegensatz zu Billiglohnländern – über ein hohes Lohnniveau verfügen, gilt als ein weiteres, gerade heute viel diskutiertes Problem der wachsenden wirtschaftlichen Globalisierung. Das Gesamtvolumen des Welthandels betrug 1995 etwa 50 Billionen DM.

Produktion

Nicht nur der Handel, auch die Produktion unterliegt dem Prozess der Globalisierung. Große Firmen planen ihren Produktionsprozess heute so, dass jeder spezielle Teilprozess des gesamten Fertigungsprozesses in einem Land ausgeführt wird, in dem die Bedingungen für diese Art von Arbeit besonders günstig sind.

Dieses Konzept der weltweiten Quellenbeschaffung hat seit den siebziger Jahren das weltweite System der Produktion grundliegend verändert. Da multinationale Konzerne ihre Produkte international fertigen, weltweit verkaufen und Finanzmittel international investieren und beschaffen, ist die Weltwirtschaft zu ihrem eigentlichen Wirtschaftsstandort geworden.

Multinationale Konzerne, die Produktionsstätten im Ausland besitzen, gibt es bereits seit langer Zeit; im 19. Jahrhundert (und erneut in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts) erfolgten eine Vielzahl direkter Auslandsinvestitionen durch europäische und amerikanische Firmen. Das besondere Merkmal multinationaler Konzerne seit den siebziger Jahren ist jedoch ihre weltweite Quellenbeschaffung, d. h., sie betreiben nicht einfach eine Fabrik im Ausland, sondern gliedern diese in den global organisierten Produktionsprozess ein. 

Finanzen

Amerikanische Aktienbörse, New York 1908 wurde unter dem Namen New York Curb Agency die amerikanische Aktienbörse in New York gegründet.Wesley Bocxe/Photo Researchers, Inc. 

Mit dem Ziel, eine neue Weltwirtschaftsordnung auf der Grundlage einer internationalen Arbeitsteilung zu etablieren, trafen sich bereits 1944 in Bretton Woods (bei New York) Vertreter aus 44 Staaten und gründeten dort den IWF und die Weltbank. Die besonderen Kennzeichen des so genannten Bretton Woods-Systems sind der Gold-Devisen-Standard (d. h. Gold und Devisen gelten nebeneinander als internationales Zahlungsmittel), freie Konvertibilität, feste Wechselkurse mit geringen Bandbreiten sowie die Gewährung von Krediten bei Zahlungsbilanzdefiziten einzelner Mitgliedsstaaten. Das Währungssystem von Bretton Woods brach bereits in den siebziger Jahren weitgehend zusammen. Der IWF und die Weltbank spielen heute vor allem bei der Entschärfung der internationalen Schuldenkrise eine wichtige Rolle.

Die einfachste Form internationaler Finanzgeschäfte, der Verkauf von Devisen, wird auf einen Wert von einer Billion US-Dollar täglich geschätzt. Das ist erheblich mehr als an Devisentransaktionen aus In- und Export umgesetzt wird. Die Mehrzahl der Transaktionen erfolgt durch Banken, Wirtschaftsunternehmen und Einzelpersonen, die finanzielle Vermögenswerte aus der Währung eines Landes in eine andere umtauschen, und damit auf Bewegungen bei den aktuellen oder erwarteten Zinssätzen reagieren, die sie für verschiedene Währungen und deren Wechselkurse erzielen können. Die meisten dieser Transaktionen sind so genannte Arbitragen, bei denen Händler große Geldsummen von einem Finanzzentrum ins andere bewegen, um die Unterschiede bei den Preisen (oder Zinssätzen) auszunutzen.

Beim Wechsel zwischen Währungen kaufen und verkaufen Investoren sowohl Bankeinlagen, Schatzwechsel als auch andere kurzfristige Wertpapiere, Schuldscheine und Beteiligungen in verschiedenen Ländern, aber auch nichtfinanzielle Vermögenswerte wie Immobilien. Deshalb werden die Zinssätze oder die Preise für Wertpapiere, Schuldscheine und Beteiligungen in einem Land durch die Zinssätze und Finanzkurse anderer Länder beeinflusst.

Die Hauptmärkte, durch die die Finanzströme fließen, sind in den neunziger Jahren weitgehend von staatlichen Beschränkungen auf internationale Kapitalbewegungen befreit worden. In den siebziger Jahren, als noch viele Beschränkungen galten, wuchs bereits ein freier internationaler Markt heran, und zwar für Eurodollar-Bankeinlagen und Schuldverschreibungen (notiert in Dollar, aber in Depots außerhalb der Vereinigten Staaten) sowie andere europäische Währungen.

Die Schaffung eines Weltfinanzmarktes seit den frühen siebziger Jahren ging einher mit zunehmender Unbeständigkeit der Wechselkurse, Zinssätze und Preise für Finanzvermögen. In einigen Fällen spiegelten sich extreme Schwankungen in einem Finanzzentrum auch in anderen Finanzzentren wider, was die weltweite Vernetzung der Finanzmärkte deutlich macht. Der Schwarze Montag, der Crash an der New Yorker Aktienbörse im Oktober 1987, fand sein Echo an allen Aktienmärkten der Welt, ebenso wie in kleinerem Ausmaß der Kursverfall am mexikanischen Aktienmarkt zu Beginn des Jahres 1995, der zu fallenden Kursen auf den Märkten vor allem in Lateinamerika und Asien führte.

Bei der Entwicklung des modernen internationalen Finanzmarktes entstanden auch neue Arten von Verträgen, die ihrerseits ebenfalls international gehandelt wurden. Märkte für solche Optionsgeschäfte verbinden den Preis für die Option oder andere Derivate (Finanzwerte, die von anderen Vermögenswerten abgeleitet, auf einem parallelen Markt gehandelt werden) mit dem Preis der zugrunde liegenden Vermögenswerte. Diese Vermögenswerte können aus Devi​sen bestehen oder aus kurzfristigen Krediten, Schuldscheinen, Kapitalanteilen oder Waren. Der Umfang des Handels mit Derivaten kann die Preise des zugrunde liegenden Vermögenswertes beeinflussen. Derivate ermöglichen dem Investor eine Verminderung des Risikos, das er aufgrund der Flüchtigkeit des Marktes eingehen muss, aber sie ges​tatten ihm auch, unter hohen Risiken außergewöhnliche Gewinne zu realisieren. Die neuen Finanzinstrumente haben Befürchtungen genährt, durch sie könnten die Risiken des internationalen Finanzsystems insgesamt steigen. Ein Bei​spiel für die Risiken des Derivatenhandels ist der Zusammenbruch der Londoner Barings-Bank 1995.

Wertanalyse

Diese Methode stellt sicher, dass der vom Kunden erwartete Wert mit einem minimalen Kostenaufwand realisiert wird.

Wertpapiere

Vermögensrechtliche Urkunden, die ein Recht verbriefen, wobei das Recht an den Besitz der Urkunde gebunden ist, d.h., es kann nur geltend gemacht werden durch die Vorlage der Urkunde. Bei Order- und Inhaberpapieren muss die Urkunde zusätzlich übergeben werden.

Man unterscheidet zwischen nicht vertretbaren Wertpapieren, die nicht gegeneinander ausgetauscht und damit nicht an der (Börse gehandelt werden können, Wertpapieren wie Schecks, Wechseln und Hypothekenbriefen und vertret​baren Effekten, die an der Effektenbörse gehandelt werden und der Kapitalanlage dienen: Zu diesen zählen (Aktien und (Schuldverschreibungen (Rentenpapiere). Aktien sind Beteiligungseffekten: Wer eine Aktie kauft, wird Miteigen​tümer der betreffenden (Aktiengesellschaft (AG) und hat einen Anspruch auf eine Gewinnbeteiligung ((Dividende); die Höhe der Dividende ändert sich mit der Ertragslage des (Unternehmens. Schuldverschreibungen, auch Renten​papiere genannt, sind festverzinsliche Wertpapiere. Im Gegensatz zum Aktionär ist der Besitzer einer Schuldver​schreibung nicht Miteigentümer, sondern Gläubiger eines Unternehmens.

Eine Effekte besteht aus einem Mantel und einem Bogen. Der Mantel ist die Urkunde; sie verbrieft das Recht am Eigen​tum der Aktie bzw. den schuldrechtlichen Anspruch des Gläubigers. Der Bogen enthält Zins- und Dividenden​scheine sowie einen Erneuerungsschein, mit dem neue Bogen bezogen werden können.

Wertpapier- oder Effektenbörsen 

(Börsen an denen die klassischen (Wertpapiere des Kapitalmarktes, also (Aktien und Anleihen, Pfandbriefe und Kommunalobligationen, gehandelt werden. Sie müssen den Charakter verzinslicher Massenpapiere (=Effekten) besitzen, weshalb z. B. Wechsel hier nicht gehandelt werden können. Außerdem sollten sie marktgängig, börsenfähig und zur Kapitalanlage geeignet sein.

Die Aktie ist das klassische Spekulationsobjekt; sie stellt einen Anteilsschein an einem Unternehmen (Aktiengesellschaft) dar, dessen Preis durch Angebot und Nachfrage bestimmt wird. Man unterscheidet zwischen so genannten Standardwerten (Blue Chips), zu denen vor allem marktschwere Papiere, wie die von Daimler oder Siemens, gehören, die im Deutschen Aktienindex (DAX) zusammengefasst werden, und so genannten Spezialwerten, von denen vor allem die des Neuen Marktes (zusammengefasst im „NEMAX”) in den letzten Jahren positiv wie negativ Furore gemacht haben. Der Aktienmarkt soll prinzipiell der Finanzierung von Unternehmen dienen und deren wirtschaftliche Situation widerspiegeln, hat inzwischen jedoch häufig rein spekulativen Charakter. Noch in den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts galt ein Kurs-Gewinn-Verhältnis (KGV) von 1 zu 7 als „gesund”, so ist heute bereits ein KGV von 1 zu 20 normal. Generell ist das Verhältnis des Aktienmarkts zur wirtschaftlichen Entwicklung inzwischen verschoben. So können z. B. positive ökonomische Daten zum Fall des Index führen, weil nunmehr mit Zinserhöhungen gerechnet wird. Insgesamt sind die Meinungen der Börsianer oft wichtiger als die so genannten fundamentalen Fakten.

Der Markt für festverzinsliche Wertpapiere, Schuldverschreibungen, Bonds, Obligationen und Anleihen, galt lange Zeit als konservativ, was in der Bezeichnung Rentenmarkt seinen adäquaten Ausdruck gefunden hatte – biedere Reniers suchten hier sichere Renditen. Inzwischen wird auch hier kräftig auf die künftige Zinsentwicklung spekuliert; plastisches Beispiel dieser Tendenz sind die „Junk Bonds”, hochverzinsliche, aber auch hochriskante „Schrottanleihen”, die vor allem von in Reorganisation befindlichen Unternehmen begeben werden und neben großen Gewinnchancen auch die Möglichkeit des Totalverlusts beinhalten. Selbst Anleihen der öffentlichen Hand sind inzwischen keine totsicheren Papiere mehr, da mit ihnen eine stetig wachsende Staatsverschuldung finanziert wird.

Als Leitbörse gilt die New Yorker Wallstreet mit ihrem Dow-Jones-Index. Inzwischen können aber auch die (Börsen der so genannten Schwellenländer die weltweite Spekulation in Atem halten (Stichwort Asienkrise). Die Effektenbörsen in Deutschland sind Frankfurt, München, Stuttgart, Düsseldorf, Hannover, Hamburg, Berlin und Bremen. 

Wertschöpfung

1. W. ist der Wert, der dem zu Beginn eines bestimmten Zeitabschnitts vorhandenen Vermögen durch Dienstleistungen und Herstellung von Sachgütern hinzugefügt wird. Sie misst sozusagen das Nettoergebnis der Produktionstätigkeit.

2. Differenz zwischen Gesamtleistung (Umsatzerlöse, Bestandsänderungen) abzüglich Vorleistungen (zugekauftes Material, fremde Dienstleistungen, Zinsen).

Wertschöpfungskette

Auf der Suche nach Wettbewerbsvorteilen werden Unternehmen als Elemente von Wertschöpfungsketten begriffen, unterteilt in die fünf Kategorien Eingangslogistik (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe), Produktion (Leistungserstellung), Ausgangslogistik (Auftragsabwicklung, Transport), Marketing (einschließlich Werbung und Verkausförderung) und Kundendienst (Reparatur, Ersatzteile), unterstützt durch Beschaffung, Technologieentwicklung, Personalwirtschaft und die Infrastruktur des Unternehmens. Die Wertschöpfungskette muss branchen- und tätigkeitsspezifisch ausdifferenziert werden. Sie reicht über mehrere Unternehmen vom Lieferanten bis zum Kunden. Ein Beispiel ist die touristische Wertschöpfungskette, die modellhaft den Beitrag des Tourismus zum Volkseinkommen (Löhne, Gehälter und Gewinne an Haushalte) einer region oder eines Landes beschreibt. Sie besteht aus der direkten Wertschöpfung (Wertschöpfung = Ausgaben der Gäste - Vorlieferung - Importverluste) der 1. Runde, die z.B. von Beherbergungs- oder Transportunternehmen erzielt wird und der inrekten Wertschöpfung (2., 3. Runde usw.), die von den Vorlieferanten bzw. Vorvorlieferanten erzielt wird.

Wettbewerbs- oder Konkurrenzmarkt

Ein Markt mit sehr vielen Anbietern und Nachfragern, so daß der Einzelne einen verschwindend kleinen und ihm selbst unbekannten Einfluß auf den Marktpreis hat.

Wirkungspfad

Weg eines Schadstoffes von der Schadstoffquelle bis zum Ort einer möglichen Wirkung auf ein Schutzgut.

Wirtschaft

Bezeichnung für alle Aktivitäten und Einrichtungen, die der (Produktion, (Distribution und Konsumtion von (Gütern und Dienstleistungen dienen. Das Ziel dieser Aktivitäten besteht nach der gängigen (Volkswirtschaftslehre ganz allgemein darin, über knappe Mittel so zu verfügen, dass sich die menschlichen (Bedürfnisse befriedigen lassen. Zu den menschlichen Bedürfnissen gehört – z. B. in der kapitalistischen Wirtschaft – auch der Erwerb bzw. die Vermehrung von (Geld. Im Umgang mit den knappen Mitteln verfahren die (Wirtschaftssubjekte nach dem so genannten ökonomischen Prinzip, d. h. jeder Mensch versucht mit den ihm gegebenen Mitteln (Gütern) einen möglichst großen Erfolg (siehe Nutzen) zu erreichen (Maximumprinzip) oder ein bestimmtes, vorgegebenes Ziel, mit dem geringsten Aufwand zu erreichen (Minimumprinzip).

Wirtschaftliches Handeln findet in modernen industriellen Gesellschaften innerhalb staatlich gesetzter Rahmenbedingungen statt, die darauf abzielen, die Wirtschaftsordnung zu erhalten und auszugestalten. Allen Wirtschaftsordnungen gemeinsam sind die für jede Wirtschaft zentralen Fragen: Was soll produziert werden; wie soll produziert werden; und für wen sollen die Güter produziert werden? Wie diese Fragen beantwortet werden, hängt von dem jeweiligen Wirtschaftssystem bzw. der Wirtschaftsordnung ab. Dabei unterscheidet man zwischen den zwei Grundformen der Marktwirtschaft und der Zentralverwaltungs- oder Planwirtschaft. Eine Abwandlung der Marktwirtschaft stellt z. B. das Wirtschaftssystem der Bundesrepublik Deutschland dar, das als soziale Marktwirtschaft bezeichnet wird.

Wirtschaft kann, als Oberbegriff verwendet, durch ein vorangestelltes Wort spezifiziert werden. So unterscheidet man beispielsweise nach räumlichen Kriterien u. a. zwischen Weltwirtschaft, Volkswirtschaft sowie Privat- bzw. (Betriebswirtschaft.

Wirtschaften in Betrieben

· Die planvolle Versorgung der Menschen mit knappen Gütern.

· Disponieren über knappe Güter, die direkt oder indirekt geeignet sind, menschliche (Bedürfnisse und Wünsche zu erfüllen.

· Gebiet menschlicher Tätigkeit, das der Bedürfnisbefriedigung dient.

Wirtschaftlichkeit

Wirtschaftlichkeit kann mengenmäßig oder wertmäßig gemessen werden:

Bei mengenmäßiger Messung der Wirtschaftlichkeit wird sie als (Produktivität bezeichnet.


Faktorertragsmengen

Produktivität = −−−−−−−−−−−−−−−−


Faktoreinsatzmengen

Die wichtigsten wertmäßgen Wirtschaftlichkeitsindikatoren sind:


Leistungen

Kostenwirtschaftlichkeit = −−−−−−−−


Kosten


Ertrag

Aufwandswirtschaftlichkeit = −−−−−−−


Aufwand

Ziel kann nun sein, entweder die verlangte Leistung (oder den Ertrag) mit minimalen Kosten (minimalem Aufwand) oder mit gegebenen Kosten (gegebenem Aufwand) eine maximale Leistung (einen maximalen Ertrag) zu erzielen. Dieser Zielsetzung liegt ein Rationalprinzip, nämlich das Ökonomische Prinzip, zugrunde.

Der Wirtschaftslichkeitsgrad wird definiert als:

Istaufwand

Sollertrag

−−−−−−−−− 
(bei gegebenem Ertrag)
oder
−−−−−−−
(bei gegebenem Aufwand)

Sollaufwand

Istertrag

Wirtschaftlichkeitsprinzip (Ökonomisches Prinzip)

Das Wirtschaftlichkeitsprinzip verlangt ein optimales Verhältnis von Aufwand (Input) und Ertrag (Output).

Wirtschaftsgut

Güter mit den Merkmalen

· Knappheit

· Eignung zur Bedürfnisbefriedigung und

· der Übertragbarkeit und Disponibilität, d.h. der Eignung zum Austausch (mit oder ohne Entgelt) zwischen Wirtschaftssubjekten.

Wirtschaftskreislauf

Durch den französischen Arzt und Ökonomen François Quesnay im Jahr 1758 geprägter Begriff, der sich auf das Zirkulieren von Waren, Dienstleistungen und Zahlungsmitteln in einer (Wirtschaft bezieht. Der Wirtschaftskreislauf beschreibt den Tausch zwischen den Wirtschaftseinheiten innerhalb einer arbeitsteiligen Volkswirtschaft. Während früher der Tausch Ware gegen Ware dominierte, erfolgt heute nahezu ausschließlich ein (Handel (Gut gegen (Geld. 

Quesnays Wirtschaftskreislauf, der damals die Tauschvorgänge zwischen Bauern, Grundbesitzern und den übrigen Berufen wie Handwerkern und Händlern untersuchte, blieb lange Zeit ohne praktische Bedeutung.

Erst Karl Marx griff Quesnays Überlegungen erneut auf, als er die Frage untersuchte, wie das im Produktionsprozess aufgezehrte Kapital wieder ersetzt wird. Neben Marx entwickelte später John Maynard Keynes die Idee des Wirtschaftskreislaufs weiter. Seine Absicht bestand allerdings darin, mit Hilfe des Wirtschaftskreislaufs die Bedingungen dauerhafter Unterbeschäftigung zu ermitteln.

In einem einfachen Wirtschaftskreislauf mit den beteiligten Unternehmen und Haushalten laufen die Tauschbeziehungen folgendermaßen ab: Die Haushalte leisten Arbeit in den Unternehmen, welche diese Tätigkeiten wiederum entlohnen. Die Unternehmen liefern Waren an die Haushalte, die von diesen bezahlt werden. Wird zusätzlich der Staat in die Analyse integriert, so kommen Steuerzahlungen der Haushalte und Unternehmen an den Staat hinzu, während der Staat Subventionen an die Unternehmen und Transferzahlungen an die Haushalte ausschüttet.

Wirtschaftsordnung

Gesamtheit aller realisierten Regeln, Normen und Institutionen, die ein bestimmtes ökonomisches Ordnungsgefüge konstituieren. Ziel einer Wirtschaftsordnung ist es, die wirtschaftlichen Aktivitäten der Menschen in einer arbeitsteiligen (Wirtschaft optimal aufeinander abzustimmen, um Knappheit an (Gütern zu verhindern. Man unterscheidet vier Grundtypen von Wirtschaftsordnungen, die jedoch i.d.R. nicht idealtypisch auftreten:

· privatwirtschaftlich, kapitalistische (Marktwirtschaft (dezentrale Planung, Privateigentum)

· sozialistische Marktwirtschaft (dezentrale Planung, Gesellschaftseigentum)

· sozialistische Zentralplanwirtschaft (zentrale Planung, Staatseigentum)

· zentral gelenkte Privatwirtschaft (zentrale Planung, private Eigentumsrechte).

Wirtschaftssektoren

Seit Clark (1951) trennt man die Gesamtwirtschaft in Sektoren:

1. den primären Sektor bzw. die Urproduktion von Rohstoffen, dazu zählen Landwirtschaft, Waldwirtschaft, Meereswirtschaft und reiner Bergbau, sofern keinerlei Aufbereitung durchgeführt wird;

2. den sekundären Sektor, in dessen Bereichen die Rohstoffe be- und verarbeitet werden, hierunter fallen Industrie (einschließlich Energiegewinnung und Aufbereitung von Bergbauprodukten), Bauwesen, Handwerk und Heimarbeit;

3. den tertiären Sektor, der die gesamte nicht materiell produktive Wirtschaft bzw., anders gesehen, sämtliche Dienstleistungen umfaßt.

Wirtschaftssubjekt

Ein Wirtschaftssubjekt ist entweder eine Person, eine Gesellschaft oder eine andere Körperschaft.
Wirtschaftssystem
Eine besondere Form sozialer Organisation, deren Zweck in der Befriedigung der materiellen (Bedürfnisse der Gesellschaft besteht.

Wirtschaftsverfassung

Wirtschafts-bezogener Teil der gegenüber den Gesetzen vorrangigen Grundordnung eines Staates. Das GG der BRD ist verhältnismäßig offen. Es legt den Gesetzgeber keinesfalls auf eine bestimmte (Wirtschaftsordnung fest. Im GG befinden sich nur zwei Grundrechte, die ausdrücklich auf die Wirtschaft Bezug nehmen: Art. 9 Abs 3 und Art. 15 GG. 

Wirtschaftsverwaltung

Die W. findet in Deutschland als unmittelbare oder als mittelbare Staatsverwaltung und als Selbstverwaltung (Kammern) statt.

Wirtschaftswissenschaften (Ökonomie)

Allgemeine Bezeichnung für ein vielfältiges Spektrum von Disziplinen der realwissenschaftlich orientierten Forschung und Lehre, die auf Erkenntnisgewinn in Fragen des Wirtschaftsgeschehens und seiner Zusammenhänge abzielen; im engeren Sinn gebräuchlicher Oberbegriff für die an den Hochschulen gelehrten Hauptdisziplinen (Volkswirtschafts-lehre und (Betriebswirtschaftslehre bzw. Makroökonomik und Mikroökonomik.

Als Kernfrage der Wirtschaftswissenschaften gilt: " Was reduziert die relative Knappheit der Güter?"

WTO

Englische Abk. für "World Trade Organization", Welthandelsorganisation. Sie ist eine mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattete Organisation mit ständigem Sitz in Genf. Mitglieder sind u.a. alle OECD/EU-Staaten, nicht aber China. Jedes Mitgliedsland hat eine Stimme in den Gremien. In der internationalen Handels- und Wirtschaftspolitik ist die WTO die dritte Säule neben Weltbank und Internationalem Währungsfonds.

Das WTO-Abkommen trat am 1. Januar 1995 in Kraft und umfaßt drei Bereiche: das 1948 als Provisorium geschaffene Zoll- und Handelsabkommen (GATT), das Allgemeine Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen (GATS - General Agreement on Trade and Service) und das Rahmenabkommen über den Schutz geistiger Eigentumsrechte (TRIPS - Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights). Integriert ist auch ein neues umfassend geregeltes Streitschlichtungsverfahren zur Beilegung von Handelskonflikten von allerdings demokratisch fragwürdigem und wenig transparentem Charakter. Die WTO besitzt weit mehr Kompetenzen als ihre Vorläuferin, das GATT. Viele GATT-Übereinkommen wurden in das WTO-Abkommen integriert. Hierzu gehören insbesondere die für das Lebensmittelrecht maßgebenden "Übereinkommen über technische Handelshemmnisse" (Agreement on Technical Barriers to Trade, TBT-Übereinkommen) und das "Übereinkommen über die Anwendung gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen" (Agreement on the Application of Sanitary and Phytosanitary Measures, SPS-Übereinkommen).

Experten versprechen sich durch die im Rahmen der WTO getroffenen Vereinbarungen weltweite Einkommenszuwächse von mehr als 200 Mrd. $ jährlich ab der Jahrtausendwende.

In der Präambel der WTO ist das Prinzip der sustainable development als Ziel formuliert, ferner u.a. der Abbau produktionsgebundener Subventionen für die Landwirtschaft.

Wegen der Besonderheiten der Weltagrarmärkte wurden besondere Regeln für den Agrarhandel eingeführt.

Ab 1.1.1997 sind neue Zollpräferenzen für Agrarprodukte aus Entwicklungsländern wirksam. Bestimmte Entwicklungsländer können nunmehr je nach Produkt zu reduzierten, geringen oder sogar Null-Zollsätzen in die EU einführen. Die Präferenzzölle stehen in unmittelbarer Verbindung mit dem im Rahmen des WTO-Abkommens vorgesehenen Abbau der WTO-Zölle.

Unterschiedlichste Gruppierungen streben die Aufnahme einer Sozialklausel in die WTO-Vereinbarungen an, um Sozial-Dumping zu verhindern. Defizite bestehen auch hinsichtlich der Einbeziehung der Umweltkosten (externe Kosten) z.B. für den aufwendigen Transport von Millionen Tonnen von Futtermitteln über Tausende von Kilometern in die Regularien der stark freihandelsorientierten WTO-Vereinbarungen. Häufig wird der GATT/WTO-Ansatz über erhöhtes Wachstum das Potential für vermehrten Umweltschutz zu schaffen, als Versuch einer ex post-Reparatur von Umweltschäden gesehen. Viele Entwicklungsländer sehen in den geplanten Umwelt- und Sozialstandards, die von reichen Ländern leichter erfüllt werden können, Trojanische Pferde, mit denen der Protektionismus wieder in den Welthandel eingeführt werden soll.

Die WTO aus der Sicht ihrer Gegner: „...Seit Seattle gibt es mit der WTO wieder einen Bösen. Die Leute in den glasverspiegelten Konferenzräumen rotten sich einzig zu dem Zweck zusammen, Gewinn zu maximieren, in mehr als hundert Jahren aufgebaute staatsökonomische Strukturen zu schleifen und die ganze Welt einem mörderischen betriebswirtschaftlichen Rentabilitätskalkül zu unterwerfen....“ (SZ, 30.6./1.7.2001)

Zahlungsbilanz

Gegenüberstellung sämtlicher Zahlungsforderungen und -verpflichtungen zwischen In- und Ausland für einen bestimmten Zeitraum, meist ein Jahr. Die Zahlungsbilanz erlaubt am ehesten ein Urteil über die außenwirtschaftliche Lage eines Staates. Zur Zahlungsbilanz gehören die Handelsbilanz, die Dienstleistungsbilanz und die Kapitalbilanz. Die Handelsbilanz ist positiv, wenn die Ausfuhren (Export) höher sind als die Einfuhren (Import), im umgekehrten Fall spricht man von einer negativen Handelsbilanz.

Zentralbank

Institution, die errichtet wird, um das Bankensystem zu überwachen und die Geldmenge in einer Volkswirtschaft zu regulieren.

zentraler Ort

Ein z.O. bietet Dienstleistungen (z.B. Verwaltungseinrichtungen, Schulen, ärztliche Versorgung) über den Eigenbedarf hinaus. Das System der Z.O.e ist hierarchisch gegliedert.

Zentralverwaltungswirtschaft

(Wirtschaftssystem bei dem vom Staat ein zentraler Wirtschaftsplan aufgestellt wird. Deshalb ist auch der Begriff Einplanwirtschaft gebräuchlich. Der Staat lenkt den gesamten Ablauf des Wirtschaftsprozesses nach diesem Plan. Er macht den (Unternehmen und Haushalten entsprechende Planauflagen (Vorgabe des Plansolls). Die Einhaltung der Planvorgaben wird mit Zwang durchgesetzt (staatliche Detailanweisungen). Das Eigentum - vor allem an Produktionsgütern - befindet sich in den Händen des Staates ("Sozialismus"). Das staatlich gelenkte System ist im Regelfall mit dem politischen System der Diktatur verbunden.

Zins

Zahlung für die Überlassung von Geld durch einen anderen. Der Zins bezeichnet den Preis für die zeitlich befristete Überlassung von Kapital. 

Einfache Zinsen werden gewöhnlich nur auf den Kapitalbetrag gezahlt, d.h. auf die Geldsumme, die ausgeliehen wurde. Wird auch auf den Zins ein Zins berechnet, nennt man dies Zinseszins. Der Zinssatz oder Zinsfuß ist der Prozentsatz zu dem ein Anlagebetrag verzinst oder ein Kredit gewährt wird, meist bezogen auf einen festgelegten Zeitraum, üblicherweise ein Jahr. Der aktuelle Zinssatz am Geldmarkt, wird vor allem durch das Verhältnis von angebotener Geldmenge und die Menge der Nachfrage durch Kreditnehmer bestimmt. Bei größerer zur Überlassung angebotener Geldmenge im Verhältnis zur Nachfrage sinken die Zinssätze. Umgekehrt steigen die Zinsen im allgemeinen, wenn der Bedarf an Investitionskapital schneller wächst als die dafür verfügbaren Geldmittel. In der Wirtschaft werden dann keine Kredite mehr aufgenommen, wenn der dafür zu zahlende Zinssatz höher ist als der Ertrag, den sie sich aus dem Einsatz des geborgten Geldes erwarten.

Zoll (Importzoll)

Eine Steuer auf die im Ausland produzierten und im Inland verkauften (Güter.

Zunehmende Skalenerträge

Syn. economies of scale, Rückgang der langfristigen Durchschnittskosten bei Ausdehnung der Betriebsgröße und der Produktionskapazität.
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